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Einleitung, 



Die Frage der Neutralität ist eine Frage Völker- Die Neutralität 
rechtlicher Natur und als solche vermöge ihrer breiten v^i^w^htT 
Construction so sehr verknüpft mit allen unsern Ideen 
und Anschauungen über die internationalen Verhältnisse 
der Staaten, dass sie nach dieser Richtung hin als ge- 
treuer Ausdruck des Charakters unserer Zeit erscheinen 
muss. Dieser gibt sich kund schon in der Art und 
Weise, wie das Völkerrecht überhaupt in seinem Grund- 
wesen aufgefasst und beurtheilt wird^). 

Was uns betrifft, so stehen wir nicht an, dem Völ- Natur des Völ- 
kerrecht die rechtliche Natur zuzuerkennen, übersehen ^®"««^*»* 
aber keineswegs, dass darüber eine wirre und noch 
keineswegs entschiedene Streitfrage herrscht^). 



*) Siehe darüber namentlich Holtzendorff, Völkerrecht, Ein- 
leitung. 

2) Für die rechtliche Natur des Völkerrechts sprechen sich 
u. a. aus : Holtzendorff, Völkerrecht p. 24 : ^Wer aus dem gegen- 
wärtigen Zustand der Privatrechts- oder Strafrechtsgesetzgebungen 
einen Grund entnimmt um dem Völkerrecht positive Qualität ab- 
zusprechen, verfährt in seiner Beurtheilung unbedachtsam und 
oberflächlich". 

Ferner Ihering : „Der rechtliche Charakter des Völkerrechts 
sowohl wie der den Monarchen betreffenden Bestimmungen der 
Verfassung kann nicht Gegenstand des Zweifels sein. 

Gegen unsere Ansicht spricht sich Lorimer Institutes of in- 
ternational law. Bd. n, pag. 189 folgendermassen aus : There is 
really no positive international law at all. Public international 
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Beim Völkerrecht, das sich naturgemäss noch auf 
einer relativ niedrigen Stufe der Entwicklung befindet^), 
ist es leicht erklärlich, wenn dermalen über dessen Grund- 
charakter sehr verschiedene Anschauungen gegen ein- 
ander streiten. 
ThatBÄchiiche Die Besprechung derselben gehört indess nicht in 

T^ttwrrohte^für ^^^ Rahmen dieser Arbeit. Für diese genügt es zu 
den Internationa- konstatiren, dass geordnete Verhältnisse zwischen den 
len Verkehr, gj^^elnen unabhängigen Staaten de facto bestehen. That- 
saohen lassen sich eben nicht leugnen, und die zahl- 
reichen internationalen Verträge, die gleichsam vor un- 
seren Augen fast täglich abgeschlossen werden, sind der 
beste Beweis dafür, dass die regelnden Normen des 
Rechts, so precär auch deren Durchführung im einzelnen 
Fall erscheinen mag, längst über die Grenzen der Staaten 
hinaus getreten sind und die Beziehungen derselben zu 
einander erfasst haben. Diese Beziehungen sind heut- 
zutage mannigfach, und wenn wir uns so sehr mit dem 
Völkerrecht beschäftigen, so ist dies nichts als die 
zwingende Logik der faktischen Verhältnisse, der sich 
keine Theorie zu entziehen vermag. In der That, wie 
sehr auch die heutigen Ansichten über die Natur des 
Völkerrechts auseinandergehen, so hat doch keine Zeit 
dasselbe so eifrig gepflegt, wie die unsrige. Es wird 



law is neither defined nor eiiforced by aiiy authority superior to 
that, which its subiects retain in their owii hands, and private 
international law is positive only to the exteat to which. in 
virtue of its adoption by municipal Systems it ceases to be in- 
ternational. 

1) Holtzendorff Völkerrecht I. pag. 11 : „Das internationale 
Kecht bedeutet die letzte und späteste Gestaltung der Rechts- 
verhältnisse, welcher die Ausbildung haltbarer Fundamente des 
Privat-Straf- und Staatsrechts vorangegangen sein muss*'. 



jetzt in einem Jahrzehnt mehr darüber geredet und ge- 
schrieben, als. in ganzen frühern Jahrhunderten. 

Dagegen ist allerdings wahr, und muss hervorge- Poutisohe Ten- 
hoben werden, dass die politischen Tendenzen unserer ^^j^^V^"*®"^^^ 
Zeit nicht auf die Ausbildung und Yerbreitung des internationalen 
Tölkerrechts gerichtet sind. Das Verdienst der heutigen ^ö'^eh«. 
Staatslenker ist es nicht , wenn sich jenes trotzdem 
weiter fortentwickelt. Das Streben nach möglichster 
Abgeschiedenheit und die weitgehende Exclusivität, die 
heute in den meisten Staaten prädominiren, bewirken, 
dass auf manchem Gebiete der internationale Verkehr 
stockt, oder nicht zu erspriesslicher Entfaltung gelangt. 
Die gewaltigen Waffenrüstungen, die hüben und drüben 
mit stets zunehmender Hast betrieben werden, lassen 
<ia8 gegenseitige Zutrauen nicht aufkommen. Dies alles 
wirkt natürlich auf das Völkerrecht zurück. Die Ab- 
nahme oder Erschwerung der internationalen Beziehungen 
bedeutet zugleich eine Beschränkung in der Anwendung 
des internationalen Rechts. 

Es sind denn auch nicht nur die Verhältnisse der Aufgabe der 
Oegenwart, die uns so sehr zum Studium des Völker- Recfats-wissen- 
rechts anspornen, als vielmehr zu einem guten Theil buck auf die zu- 
auch die Ereignisse, die wir in naher Zukunft voraus- tünftigren Ereig- 
zusehen glauben. Wir erwägen, welche Aufgaben die 
bevorstehenden Zeiten dem Völkerrecht stellen werden 
und suchen sie theoretisch festzustellen und zu lösen, 
damit sie eintretenden Falls in concreto um so schneller 
und sicherer ihre Erledigung finden. Auch hierin bleibt 
das Recht sich seiner Natur treu. Es eilt den Ereig- 
nissen nicht voraus, aber es will enge Fühlung haben 
mit deren Entwickelung, um sich ihrer im gegebenen 
Moment sofort bemächtigen zu können : Wohin das 
Leben strebt, zieht ihm das Recht nach. 



Die Wahrschein- Das Streben der heutigen Staaten geht allem An- 
^künmger^ An^' ^^'^^^^^ °*^^ ^^^ einen baldigen Krieg. Wenigstens 
wendnng des sind alle Staaten auf den Krieg gefasst, und der ein- 
^t^^tl^hte*^^®®^®^^^®*® Politiker unserer Zeit, Fürst Bismark, hat 
s. Z. offen genug bekannt, dass nach seinem Dafürhalten 
der Kampf zwischen Deutschland und Frankreich sich 
bald erneuern werde ^). Der Ausbruch eines Krieges 
aber hat unmittelbar zur Folge, dass das Kriegsrecht 
zwischen den Kriegführenden und das Neutralitätsrecht 
zwischen diesen und den Neutralen Platz greift. Die 
Aussicht auf künftige praktische Anwendung dieser Theile 
des Völkerrechts ist es also, welche die gegenwärtige 
lebhafte Pflege derselben durch die Wissenschaft erklärt. 
Nothwendige Re- Wenn demnach die politischen Bestrebungen unserer 
^g^"dur^ daT Zeit ihrer Intention nach der Entwicklung des Völker- 
vöikerreoht. rechts Hichts Weniger als günstig sind, so vermögen sie 
dieselbe doch nicht aufzuhalten. In ihrem letztlichen 
Erfolge verleihen sie dem Völkerrecht nur mehr Bedeu- 
tung und weisen demselben und der wissenschaftlichen 
Thätigkeit neue Gebiete zu. Darin tritt eben die Macht 
und die ünentbehrlichkeit des Völkerrechts am deut- 
lichsten vor Augen, dass sich seiner Herrschaft selbst 
der Krieg, der vollendete Ausdruck der rücksichtslosen 
Gewalt, nicht zu entziehen vermag. 



1) Wir zitiren nachfolgend die Worte, die Bismark in einer 
seiner Reichstagsreden mit Bezug auf den künftigen Krieg ge- 
sprochen , in französischer üebersetzung : ^üne guerre entre 
Pallemagne et la France ne saurait finir en nne campagne. Celui 
qui a succombö au premier choc n'attendra que d'etre redevenu, 
assez fort pour reprendre la lutte. Si nous eussions 6t6 vaincus 
j'entends bien que nous aurions fait ce que fait la France. J'ai 
dit alors dans le conseil du roi: II ne s'agit pas d'une guerre 
unique, mais de toute une serie de guerres qui se prolongeront 
peut-ßtre pendant un demi-si6cle**. [Defense de la Belgique, Emil 
Banning p. 7.] 



Die Schweiz als regelmässig neutraler Staat hat am Bedeutung des 
Neutralitätsrecht ungleich höheres Interesse als am Kriegs- ^®t^*^*"dir^ 
recht. Dieses Interesse ist nicht neu. Wir sind neu* Schweiz. 
tral aus Tradition und zwar schon seit Jahrhunderten. 
Wir sind aber neutral vor Allem aus Politik, und je 
ungewisser und gespannter die politische Lage Europas 
jeweilen ist, je näher die Neutralitätsfrage dem Brenn- 
punkt ihrer praktischen Lösung gerückt scheint, desto 
wärmer und lebhafter wird allenthalben in unserem Staate 
das Interesse an derselben. Es ist sehr bezeichnend für 
die gegenwärtige politische Situation, dass in unserem 
Lande nicht nur Männer der Wissenschaft, sondern Ver- 
treter aller Stände, ja wir können wohl sagen, die ganze 
schweizerische Nation, sich mit diesem Gegenstand be- 
schäftigt. 

Diese grosse Aufmerksamkeit, welche unserer Neu- Die pflichten der 
tralität von allen Seiten geschenkt wird, können wir^*^^^^.^] 
vom vaterländischen Standpunkt aus nicht hoch genug Uoh der aoMeren 
schätzen. Ein wahrhaft republikanisches Volk, das die- ^^^gteates'^^ 
ses Namens würdig sein will, muss nicht nur für die 
inneren Staatsangelegenheiten, sondern auch für die 
grossen Fragen der äusseren Politik Yerständniss und 
Urtheil haben. Selbst von den Monarchieen verlangt der 
Fürstendiener Gentz, der sich auf die Staatsmaschine 
nach seiner Konstruktion sehr gut versteht, dass die 
Bürger sich gegenüber der äusseren Politik ihrer Staaten 
nicht gleichgültig verhalten. „Das Uebergewicht", schreibt 
er^), „welches Gleichgültigkeit und Ealtsinn gegen das 
höchste Interesse von Europa erlangt oder unmittelbare 
Begünstigung dessen, was diesem höchsten Interesse den 
Tod bringt, in den Gemüthern der Zeitgenossen, war 



*) Gentz Fragmente aus der neuesten Geschichte des poli- 
tischen Gleichgewichts in Europa XXXV. 
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nicht blo8, wie häufig geglaubt wird, eine Zugabe zu 
wesentlicheren XJebeln, eine Nebenfigur in dem düstern 
Gemälde des schmählichen Verfalles von Europa ; e» 
war das eigentliche innerste Wesen, die ursprüngliche 
Wurzel dieses Verfalles". Ferner a. 0. : „Die Fürsten, 
heisst es, erziehen die Völker und in einem gewissen 
Sinne verhält es sich so, aber in einem höhern und um- 
fassenderen Sinne gilt es, dass die Völker die Fürsten 
erziehen, dass diese, aus dem Mittelpunkte der Welt- 
verhältnisse betrachtet, in jedem gegebenen Moment da» 
nothwendige und bestimmte Produkt ihrer gesammten 
Umgebungen sind." — Wenn also auch das Wohl der 
Monarchien, wo die Fürsten als über dem Volke stehend 
betrachtet werden, wesentlich von der Stimmung ihrer 
Bürger abhängt, wie viel mehr müssen wir bedenken, 
dass unsere Regierung mitten im Volke steht und nur 
dann segensreich und mit Erfolg wirken und handeln 
kann, wenn sie sich in ihren Ansichten und Anschau- 
ungen eins weiss mit der Mehrzahl der Nation. Unsere 
politischen Institutionen verlangen mehr als die Begei- 
sterung, welche folgsam macht ; wir brauchen Bürger^ 
die das, wofür sie einstehen, auch verstehen. Dies ist 
in Bezug auf die Neutralität noch zu wenig der Fall. 
Nicht einmal über die grundlegenden Prinzipien der Neu- 
tralität und über den Grrundcharakter unserer Neutralität 
speziell, herrscht in weiteren Kreisen Klarheit. Wenn 
trotzdem ein grosser Theil unseres Volkes zur Frage 
Stellung nimmt, so ist dies mehr auf zeitweise beein- 
flusste Charakterdisposition denn auf ein klares, dem 
Stimmungswechsel entzogenes Urtheil zurückzuführen. 
Auf das Urtheil kommt's aber an. Nur dann haben die 
Regierenden eine sichere, allen Eventualitäten trotzende 
Stütze an ihrem Volke, wenn die einzelnen Glieder des- 
selben selbst Einsicht in die wahre Natur der in Frage 



kommenden Verhältnisse erlangt haben und aus eigener 
Ueberzeugung mithandeln und mitstreben. Das festbe- 
gründete ürtheil eines Volkes ist die stolzeste Festung 
werth, das sieh selbst betörende Mitschreien aber ist 
eines Republikaners ebenso unwürdig, als der stumpf- 
sinnige Indifferentismus. Die durch momentane Erregung 
erzeugte Einigkeit in Sachen, die mit ruhiger XJeberlegung 
betrachtet sein wollen, läuft nur zu sehr Gefahr, am 
Prüfstein der Ereignisse zu Schanden zu werden. Erst 
dann können unsere Bürger auch in der Neütralitäts- 
frage die Stelle ausfüllen, die ihnen nach dem Sinn und 
Geist unserer weiten Demokratie zukommt, wenn sie im 
Stande sind, sich Rechenschaft zu geben über die Grund- 
sätze, nach welchen die verschiedenen Fragen unserer 
Neutralität zu behandeln sind. Allein damit das Volk 
urtheile, muss man an sein Urtheil appelliren. 

Das freie Urtheil des Schweizervolkes über die zweok 
Frage unserer Neutralität zu wecken und zu erleichtern, ^^^ 
ist der Zweck dieser Arbeit. Nun hängt die richtige 
Beurtheilung der Neutralität eines Staates ebenso sehr 
von der Berücksichtigung der eigenthümlich nationalen 
Politik dieses Staates als von der Kenntniss der die 
Neutralität aller Staaten normirenden Grundsätze des 
Völkerrechts ab: einerseits liegt es in der Natur, wie 
des Völkerrechts überhaupt, so auch des Neutralitäts- 
rechts insbesondere, dass seine Normen allgemein gültig 
und für alle Staaten gleich bindend sind ; anderseits 
ist auch das Neutralitätsrecht, wie alles Völkerrecht, 
so beschaffen, dass das spezifische Wesen, die Indivi- 
dualität der Staaten unter ihm nicht verkümmern muss, 
sondern innert gewissen Schranken sich frei entfal- 
ten kann. 

Wir behandeln vorzugsweise die Geschichte, d. h. Behandinngs. 
den subjektiven, nationalen Charakter unserer Neutra- ^®'^® ^""^ ^^°* 
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lität und werden bestrebt sein, die Begebenheiten und 
Yerhältnisse auf diesem Gebiete nach ihrer politischen 
Bedeutung und juristischen Struktur, so weit als mög- 
lich, Tom Mittelpunkt des gesammten Staatslebens aus 
zu beleuchten. Diese Behandlungsweise scheint uns 
sehr geboten, denn die Entstehung und Entwicke- 
lung unserer Neutralität ist eng verbunden mit dem 
ganzen Sein und Werden unseres Staates. Sie ist 
unseren Vorfahren so wenig wie anderen Völkern auf 
ein Mal als ein ganz neuer Stern am politischen Hori- 
zont erschienen, sondern auch ihre Entstehung zeugt 
nur von der gewissen Verhältnissen zu allen Zeiten 
innewohnenden Gestaltungskraft. Sie ist zu allererst 
nur durch schwache Ansätze markirt, die sich im Laufe 
der Zeiten in nationaler Weise aus- und fortgebildet 
haben. Wir beurtheilen unsere Neutralität um so rich- 
tiger, je mehr wir uns Mühe geben, sie in ihrer Ent- 
wickelung von den ersten Anfangen an zu verfolgen und 
aus den jeweiligen Verhältnissen zu erklären. Nur im 
Zusammenhang mit der Vergangenheit unseres Staates 
lässt sich die heutige Neutralität verstehen und ihre Be- 
deutung für die Zukunft bemessen. 

Die Geschichte der schweizerischen Neutralität kann, 
wie unsere Geschichte überhaupt, in vier Perioden be- 
handelt werden, von denen die erste bis zum Anfang 
des sechszehnten Jahrhunderts, dem Höhepunkt schwei- 
zerischer Macht, die zweite bis zum Jahr 1798, der In- 
vasion der Schweiz durch die Truppen der französischen 
Bepublik, die dritte bis zum Jahr 1848, der endgültigen 
Emanzipation der Schweiz aus ihrer Abhängigkeit von 
den Grossmächten und die vierte bis auf unsere Tage 
herab, reicht. Der Plan für unsere Arbeit ist somit 
von selbst gegeben. Diese kann übrigens in keiner 
Beziehung auf erschöpfende Darstellung Anspruch ma- 
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€hen; namentlich in der III. und IV. Periode werden 
wir uns vielfach auf summarische Hinweise und allge- 
meine Andeutungen beschränken müssen. 

Am Schlüsse dieser Abhandlung werden wir aus 
den geschichtlichen Erörterungen die Summe ziehen, 
diesen historischen Erfahrungen sodann die aus der 
Souveränetät und aus dem Völkerrecht für die Neutrali- 
tät eines jeden Staates fiiessenden Grundsätze gegenüber- 
stellen und auf Grund dieses doppelten Resultats die 
Stellung zu bestimmen suchen, welche die Schweiz in 
den wichtigsten Punkten der Neutralitätsfrage einzu- 
nehmen hat. 



1. Periode —1516. 



Bedeutung der Man pflegt gewöhnlich hervorzuheben, dass von einer 

Zeit von 1616 für g^jj^^j2^j.jg^jjgjj Neutralität erst seit Mitte dea sieb- 

unsere Neutra- 
lität, zehnten Jahrhunderts, d. h. seit dem dreissigjährigen 

Krieg, die Rede sein könne und desshalb bei der Be- 
handlung dieses Gegenstandes die frühere Zeit unberück- 
sichtigt zu lassen. Uns will es im Gegentheil scheinen, 
dass es von Werth sei, auch schon die Zeit vor 1516 
auf ihre Neutralität zu prüfen. Zu diesem Behufe wollen 
wir die dabei in Betracht kommenden politischen Zu- 
stände kurz skizziren. Vielleicht sind gerade Thatsachen 
aus der Geschichte der Neutralitätsidee in der I. Periode 
geeignet, vorgefasste ürtheile zu berichtigen und die 
tendenziös aufgebauschte Bedeutung und Besonderheit 
unserer heutigen Neutralität auf das richtige Maass zu- 
rückzuführen. 



I. Charakteristik der internationalen Stel- 
lung der Eidgenossenschaft Ende des 15. und 
Anfangs des 16. Jahrhunderts. 

Das Werden und Die orstc Periode der eidgenössischen Geschichte 

^enoswnschfff ^®* ^^^ woitaus grossartlgsto und glorreichste. Was un- 
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sere Vorfahren in diesem Zeiträume vollbracht, erfüllt 
nicht nur uns, ihre dankbaren Nachkommen, mit Bewun- 
derung und Stolz, sondern wird den gesammten Völkern 
aller Zeiten als eines der schönsten und lehrreichsten 
Blätter im grossen Buche der Weltgeschichte erscheinen. 
Bescheiden und unansehnlich sind die Anfänge unseres 
Vaterlandes gewesen. Allein unsere Vorfahren hatten 
nicht umsonst auf die Gerechtigkeit ihrer Sache gebaut. 
Ihre feste Ueberzeugung, edle unveräusserliche Güter 
zu vertheidigen und die keinen Augenblick wankende 
Entschlossenheit verliehen ihnen denjenigen Grad von 
Energie, welcher nöthig war, um die Fehler und Schwä- 
chen ihrer Feinde zu ihrem eigenen Vortheile auszu- 
beuten. Siegreich gingen sie aus der Bluttaufe bei Mor- 
garten hervor, und mit den Erfolgen wuchs ihr Ansehen, 
ihre Thatkraft und Unternehmungslust. Der anfänglich 
so unbedeutende Bund dehnte sich immer weiter aus 
und ward zu einem starken, gefürchteten Staate. Von 
der nothgedrungenen Vertheidigung der ersten Zeiten 
gingen die Eidgenossen später über zur öfteren Ein- 
mischung in kriegerische Unternehmungen anderer Staaten. 
In den Burgunderkriegen gelangten die militärische Tüch- 
tigkeit und nationale Kraft der Eidgenossen glänzend 
zum Ausdruck. Nicht minder ruhmreich kämpften sie 
im Schwabenkrieg gegen Deutschland. Alle diese WaflFen- 
thaten brachten die Eidgenossen so in Ehren, dass sie 
Ende des fünfzehnten Jahrhunderts allgemein als die 
erste Kriegsmacht Europas angesehen wurden. Sie gal- 
ten bei den anderen Staaten als Meister in der Kriegs- 
kunst und waren meistens ausschlaggebend auch in der 
Politik. Wie das Ausland damals über die Schweizer dachte, 
geht am besten hervor aus der Art und Weise, wie die 
ausländischen Schriftsteller jener Zeit unserer Vorfahren 
Erwähnung thun. 
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ürtheue angiän- Machiavel, delFarte della guerra libro secondo toni. 

^teübiT^ell 339, sagt n. A. Folgendes : Questo modo dell' ar- 
Eidgenossen, mato fu trovato dal popoli tedöschi, massime da li Sviz- 
MaohiaveL ^erf, i quali 80110 poveri, e volendo viveri liberi erano 
e sono necessitati combattere con Tambizione de li Prin- 
cipi della Magna, i quali per essere ricchi potevano 
nutrire cavalli, il che non potevano fare quelli popoli 
per la povertä : onde ne nacque che essende a pie vo- 
lendosi difendere da' nimici che erano a cavallo, con- 
venne loro ricercare de li antichi ordini e trovare armi 
che dalla furia de' cavalli li difendessero. 

Presono pertanto per armi le picche armi utillissime 
non solamente per sostenere i cavalli, ma a vincerli. . . . 
E sono stati tanto potenti li esempi della virtu loro fon- 
data in queste armi e questi ordini, che poi che il Re 
Carlo passö in Italia, ogni nazione li ha imitati. 

Der gleiche Machiavel stellt in seinem Principe 
cap. XII tom. I, wo er von der Pflicht des Staates 
spricht, die eigenen Bürger zum Kriegsdienst heranzu- 
ziehen, um sich stark und unabhängig zu erhalten, die 
Schweizer als Beispiel hin : Li Svizzeri sono armatissimi 
e liberissimi. 
GuiccUrdini. Ein anderer Italiener, Guicciardini, sagt von unseren 

Vorfahren, indem er deren politische Bedeutung neben 
ihrem Kriegshandwerk hervorhebt : „Da Hessen sie sich 
nicht mehr wie Söldner leiten, sondern waren wachsam, 
wie in einem guteingerichteten Gemeinwesen und wie 
Männer, die in der Regierung von Staaten aufgewachsen 
sind**, und a. 0. : „Stolz auf diese Sachlage und ihrer 
Siege eingedenk, verfuhren sie mit jedem gebieterisch 
und übermüthig/ 
Trithening. Trithcnius (seit 1506 Abt zu Würzburg) schildert 

die Schweizer folgendermassen : „Ob die Eidgenossen 
eine gerechte oder ungerechte Ursache zum Krieg ge- 
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habt haben, kommt mir, der ich nicht die Stelle eines 
Richters einnehme, zu entscheiden nicht zu ; aber das 
sage ich, das schreibe und überliefere ich schriftlich der 
Nachwelt, was alle heute wissen, die mit uns in Deutsch- 
land leben, und alle sagen, welche die Sitten der Schwei- 
zer kennen, dass sie Leute sind, von Natur übermüthig, 
den Fürsten Feind, aufrührerisch und schon seit langer 
Zeit widerspenstig und ungehorsam gegen ihre Herren, 
von Verachtung gegen andere, von Anmassung in sich 
selbst erfüllt, im Kriege hinterlistig und Liebhaber des 
Betruges, im Frieden nie recht beständig, so dass sie 
der Gerechtigkeit in dem, was sie von Rechtswegen 
schuldig wären, nichts nachfragen, namentlich darin, wo 
es sich um ihre angemasste Freiheit handelt. Ich sage 
indess, dass sie im Kriege nicht nur herzhaft, sondern 
auch klug und gegenseitig in aller Noth treueste Helfer 
sind und keiner den andern in der Gefahr verlässt und 
auch der Reiche den Armen nicht verachtet." (Oechsli 
Quellenbuch p. 282). 

Im Gebet des Wimpeling Jacob zur Bekehrung der wimpeiing. 
Schweizer kommt u. A. Folgendes vor : 

„Grösser also scheint die Frömmigkeit bei den Tür- 
ken und Böhmen zu sein, als bei diesen starken, dro- 
henden, grimmigen, stolzen, waifenliebenden, stets zum 
Kriege bereiten, von der Wiege an zum Kampfe erzo- 
genen, an Christenblut sich weidenden und durch die 
Zwietracht d^r Könige und Fürsten reich gewordenen 
Wilden, die keinen Fürsten, keine Gesetze ehren, die 
keine gesunde Vernunft walten laasen, sondern von einer 
gewissen Raserei in den Abgrund getrieben werden, 
welchen umsonst das Gesetz gegeben wird, deren Ge- 
setze sind : Willkür, Begierde, Zorn, Ungestüm, Heftig- 
keit, Raserei." (Oechsli Quellenbuch 284.) 
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Pirkhcimer. Pirkheimer, Historia belli Sintensis : ^Die Schweizer 

ruhten inzwischen vom Eriegslärm aus. Denn keine 
Macht war so gross, dass sie nach der Unterdrückung 
des Burgunders hätte wagen dürfen, jene herauszufor- 
dern. *Sie liessen zwar wiederholt bald dem Maximilian, 
bald dem Franzosen auf ihre Bitten Hülfe zugehen ; 
nicht nur desshalb, weil sie ihre Jungmannschaft in 
kriegerischer Zucht zu üben wünschten, sondern auch, 
weil sie beide fürchteten oder eher hassten und der Er- 
folg jedes Theiles ihren Argwohn erregte. 

Und in Wahrheit haben alle Deutschen die Waffen 
und die Gefechtsart, die sie jetzt haben, von den Schwei- 
zern angenommen." (Oechsli, Quellenbuch). 

Der kriegerische Diese Stellen mögen genügen um darzuthun, dass 
Sinn der Eidge- jj^ Schweizer von dazumal im Kriege ebensosehr sre- 

nossen. ^ ^ 

fürchtet wie in der Politik geachtet und wegen ihrer 
Staatstüchtigkeit geschätzt waren. Ein wenig wild, huo- 
mini per natura feroci, rusticani, wie sie Guicciardini 
nennt, waren sie freilich, aber es war die Wildheit einer 
von sittlicher Kraft getragenen, nur gesunden Völkern 
eigenen Energie, wach gehalten durch beständigen Kampf. 
Wenn wir diese Periode eidgenössischen Ruhmes mit 
einem Woi't kennzeichnen wollen, so können wir sagen, 
es war die Zeit der Kriege. Der Krieg hatte den Be- 
stand der ersten Bünde gesichert, der Krieg hatte den 
Kreis der Eidgenossenschaft immer mehr erweitert, und 
im Kriege kam die Ueberlegenheit der Schweizer über 
die anderen Staaten zur Geltung. Die Verhältnisse riefen 
dem Kriege. Die ungezügelte Thatenlust, das unbe- 
grenzte Selbstvertrauen eines gesunden, jugendlichen 
Volkes, dazu ein wenig productives Land und ringsumher 
verwirrte Zustände und schwache Staaten, dies alles 
drängte und lockte die Eidgenossen zu einer energischen 
Expansionspolitik. Alles schien wie dazu gemacht, um 
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sie zu grossen Eroberungen anzuspornen. Dass sie die 
Gunst der Umstände zur Vergrösserung ihres Gebietes 
nicht besser benutzten, lässt sich daraus erklären, dass 
es den fremden Mächten gelang, den Strom der natio- 
nalen Entwicklung von peiner natürlichen Richtung ab 
und auf das unfruchtbare Feld internationaler Interessen 
hinüberzuleiten. 

Indess der letzte Grund, warum die eidgenössische ^**^°^®"^^^®° 

T-fc 1. .1 -1. -rrr i i . , . der Eidgenossen, 

Politik diese Wendung nehmen musste, ist keineswegs sich fremde vöi- 
in der politischen Unfähigkeit der damaligen Volksführer ke^Bcha£te^ zu 
zu suchen, sondern lag zweifellos in der Verfassung des dsherigeAWenk- 
damaligen Staatenbundes selbst und in dem Unvermögen ^s ihrer natio- 
desselben, fremde Elemente in sich aufzunehmen und in fremdländische 
sich aufgehen zu lassen. Von Bedeutung und dauerndem Gebiete. 
Ifutzen konnten Eroberungen nur dann werden, wenn 
die Bewohner der eroberten Gebiete zu Mitbürgern an- 
genommen wurden, und so mit dem Zuwachs an Land 
zugleich ein Zuwachs an staatserhaltender Kraft erfolgte. 
Dazu aber waren unsere Vorfahren, namentlich die Län- 
derkantone, von Haus aus viel zu sehr auf den AUein- 
genuss ihrer politischen Rechte und Vortheile bedacht. 
Unter solchen Umständen begreifen wir, dass die Eid- 
genossen, statt sich zu viele Unterthanen zu erwerben, 
die mit der Zeit lästig und gefährlich werden konnten, 
leicht sich bewegen Hessen, ihre Interessen in den An- 
gelegenheiten anderer Staaten zu suchen. Der eigent- 
liche Grund, warum es den fremden Mächten gelang, 
die Kräfte der schweizerischen Nation sich zu nutze zu 
machen, lag somit, wie schon gesagt, im schweizerischen 
Bunde selbst. 

So verderblich diese ausländische Politik in derEinfluss derEid- 
Folge ward, in dieser ersten Periode zeigt sich l>lo8s ^^*"^?^?^^^j^_ 
der Glanz der momentanen, grossartigen Erfolge. Ge- tionaie poutik 
stützt auf ihre militärische Ueberlegenheit spielten ^iie^"^^^^^^^^"^ 
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Jahrhunderts. Schweizer damals die entscheidende Rolle in der euro- 

Möglichkeit ei- . 

ner geiegentHoh pälschen Politik. Sie waren sich ihrer Macht und ihres 
neutralen Po- Einflussos wohl bcwusst, Und was sic als ihr Interesse 

litik. 

erkannten, das vertraten sie mit demjenigen Grad von 
Muth und Entschiedenheit, den nur das Gefühl des ei- 
genen Werthes verleihen kann. Indessen wäre es grund- 
falsch, anzunehmen, die Schweizer hätten sich Ende des 
15. und Anfangs des 16. Jahrhunderts kopfüber in den 
Strudel der ausländischen Politik gestürzt und in allen 
Streitigkeiten zwischen anderen Staaten, aus reiner Lust 
zu politisiren, Partei ergriffen. Wenn sie kein Interesse 
an einer internationalen Verhandlung hatten, oder wenn 
ihr Vortheil ihnen gar gebot, sich in dieselbe nicht ein- 
zumischen, waren sie politisch genug, sich davon fern 
zu halten. Auch unsere Vorfahren vom 15. und 16. 
Jahrhundert, so tapfer, mächtig und kriegslustig sie 
waren, wussten den grossen Vortheil zu würdigen, der 
für einen Staat darin liegt, dass das blosse Vorhanden- 
sein seiner Macht seinen Ansprüchen Nachdruck ver- 
schafft, ohne dass er genöthigt ist, dieselbe zwingend 
anzuwenden und Bündnisse zum Schutze seiner Interessen 
einzugehen. Die oft gehörte Behauptung, die Eidge- 
nossen hätten in jenen Zeiten die Neutralität schon dess- 
halb nicht gekannt, weil sie eine Grossmacht waren, ist 
durchaus unrichtig und zeugt von einer falschen Auffas- 
sung der Neutralität überhaupt. Diese kann mächtigen, 
einflussreichen Staaten unter Umständen ebensowohl con- 
veniren, wie den schwachen und wir werden im Nach- 
folgenden darzuthun suchen, dass die Eidgenossen auch 
in dieser Periode ihrer höchsten Macht zu verschiedenen 
Malen sich neutral verhalten und das Recht der Neu- 
tralität für sich oder ihre Verbündeten beansprucht 
haben. 
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Freilich muss such hier wieder betont werden, dass^** *» **" *•■ 

maligoii Verh&lt- 

wir die Erscheinungen auf dem Gebiete der Neutralität nisgenbogrflBdete 
in früheren Zeiten zu erklären suchen, nicht das heutige Unklarheit d« 

jeweils geUbten 

Neutralitätsrecht in vergangenen Jahrhunderten zu finden Neatnutat 
wähnen. Der an sich sehr einfache Gedanke der Neu- 
tralität, dem wir Ende dieser Periode begegnen, ist in 
den meisten Fällen durch die Verwickelung und Yer- 
wirrung fast unkenntlich gemacht, welche, wie den Ver- 
hältnissen des Mittelalters überhaupt, so auch der da- 
maligen internationalen Stellung der Eidgenossenschaft 
eigen waren. In Folge der vielen Bündnisse und Ver- 
träge der Schweiz mit den umliegenden Staaten und 
den daherigen besonderen Verpflichtungen gegen einen 
jeden derselben, konnte die Neutralität nicht consequent 
durchgeführt werden. Allein um dieser Zeit gerecht zu 
werden, dürfen wir nicht vergessen, dass noch lange 
nachher die Neutralität als mit besonderen Begünsti- 
gungen, welche in früheren Verträgen stipulirt worden, 
durchaus vereinbar erachtet wurde. Wenn wir uns ge- 
genwärtig halten, dass das Völkerrecht, wie alles Recht, 
jeweils ein Produkt seiner Zeit ist, wird es, nachdem 
wir die einschlägigen politischen Verhältnisse kurz be- 
leuchtet, leicht sein, in folgenden Fällen, die wir den 
eidgenössischen Abschieden entnehmen, den Grundge- 
danken der Neutralität zu erkennen^). 



*) Es Hesse sich hier die Frage einwerfen, ob denn die 
Schweiz vor dem Westphälischen Frieden als ein selbstständiger, 
unabhängiger Staat betrachtet werden könne, dem es zustand^ 
neutral zu sein oder nicht. Dieser Einwand ist durch die Ereig- 
nisse der Geschichte genugsam beantwortet und könnte umge- 
kehrt werden in die Frage, ob das römische Reich deutscher 
Nation Anfangs des 16. Jahrhunderts überhaupt ein Staat in ir- 
gend welcher Form gewesen sei. Es gentigt uns zu konstatiren, 

2 
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IL Fälle geübter bezw. gewollter Neutralität 

A. Vertragliche Neutralitätsbestimmungen 

zwischen der Schweiz und Oesterreich 1478. 

(E. A. in, p. 661). In der Urkunde, durch welche 
die ewige Erbeinung v. 1477, zwischen den Eidgenossen 
und Oesterreich 1478 am 24. Januar erheuert wurde, 
kommt Folgendes in Bezug auf die Neutralität vor: 
„ . . . . Zu dem anderen. Dass wir obgenannte Ertz- 
herzog und Ertzberzoginn Maximilian und Erben vnnd 
Nachkommen, auch die Unseren, vnnsere Landschafften, 
vnnser zugehafften vnnd zugewandten der obgenannten 
Fürsten, Herrenj Stetten vnnd Ländern, alle Ihre Erben, 
Nachkommen , zugehafften , zugewandten und Land- 
schaften, nun hiefür zu Ewigen Zeitten, Sie habendi 
yoch Krieg oder niit, vss allen vnnseren Landen, Herr- 
schaften, Märkten, Stetten, Schlössern und Gebieten, in 
allen dingen, welcherley das sin mag vnnd ist, zu Wasser 
vnnd zu Lande veylen gemeinen Kauf fründlich zu- 
gohn, vnnd die Ihren in allen Ihren Gescheiten vnnd 
gewerhen^ zu unns vnnd Ihnen wandeln lassen^ vnd 
dessgleichen die Ehe genannte Fürsten, Herren, Stett 
vnnd Länder, Ihre Erben, Nachkommen, Underthanen, 
zugehafften vnnd zugewandten, Ihr Fürstenbund vnnd 
den vnnseren vnnd. vnnseren zugewandten vnnd zuge- 
hafften harwiderum auch thun sollindt, vnnd dass Jed- 
wedertheil dem andern des vor sein soll in keinen 
wegen.*' 



dass die Eidgenossen seit den frühesten Zeiten, trotz wiederholter 
formeller Anerkennung des Reiches, das wichtigste Recht der 
Souveränetät, das Recht Krieg zu führen, stets selbstständig aus- 
geübt und dem Auslande gegenüber sich thatsächlich stets als 
unabhängiger Staat gerirt haben. 
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Mit den Worten: „Sie habendi yoch Krieg oder 
nitt^ wird unzweideutig auf den Handel und Verkehr 
-der neutralen Schweiz oder des neutralen Oesterreichs 
bezw. Burgunds für den Fall eines künftigen Krieges 
JBezug genommen. 

fi. Neutrale Stellung der Eidgenossen in einem Streite 

zwischett Herzog Philipp zu Bayern und 

Herzog Aibrecht zu Manchen 1504. 

(E. A. III, p. 259) : Tagsatzung zu Frauenfeld am 
3. März 1504. 

Doctor Laurenz Wissberger, Chorherr zu Zürich, 
als Bevollmächtigter des Pfalzgrafen bei Rhein, Herzogs 
Philipp zu Bayern, gibt Kenntniss von der zwischen 
■diesem und Herzog Albrecht zu München ausgebrochenen 
Zwietracht, welche ohne Zweifel den Eidgenossen schon 
kund geworden sei und bittet im Namen des Pfalzgrafen, 
wir möchten, von zwölf oder sechs Orten, nach unserem 
•Gefallen, eine Botschaft nach ßottweil, Eonstanz, oder 
andere gelegene Orte in seinen Kosten senden, um eine 
gütliche Vermittlung oder eine Verständigung zu Recht 
zu versuchen. Zur Unterstützung seines Gesuches er- 
innert der Pfalzgraf an die guten Dienste, die er den 
Eidgenossen. in ihrem letzten Kriege erwiesen hätte, und 
an seine ihnen stets günstigen Gesinnungen. Es wurde 
mit Dank für diese Eröffnungen geantwortet : y^wir ha- 
ben ein Wesen angenommen uns keiner fremden 
Fürsten und Herren weiter anzunehmen^ sonst wür- 
den wir ihm gerne in der Sache dienen.* 

In dieser Antwort ist die Regel ausgesprochen, sich 
von Streitigkeiten zwischen dritten Staaten fernhalten 
zu wollen. Dass die Eidgenossen in diesem Falle Be- 
denken trugen, als am Streite Unbetheiligte sogar eine 
freundlich nachgesuchte Vermittlung zu gewähren, er- 



20 



klärt sich schon daraus, dass dieses Gesuch nur von 
der einen der zwei Parteien gestellt wurde, beweist aber 
auch, wie sehr unsere damaligen Vorfahren sich der 
Pflichten eines neutralen Staates bewusst und wie sehr 
sie darauf bedacht waren, sich in dieser Eigenschaft 
nicht zu compromittiren. 

C. Die Neutralität der Reichsstadt Rottweil im Schwaben- 
Kriege, von den Eidgenossen beantragt. 
(E. A. III, 60). Rottweil, eine der Eidgenossen- 
schaft früh befreundete und später als zugewandter Ort 
verbündete Stadt im heutigen Württemberg, befand sich 
bei Ausbruch des Schwabenkrieges in einer sehr miss- 
lichen Lage. Einerseits war sie von ihren Verbündeten, 
den Eidgenossen, gänzlich abgeschnitten und konnte von 
diesen nicht unterstützt werden, anderseits wurde sie als 
Reichsstadt vom Kaiser gedrängt, für ihn gegen die Eid- 
genossen Partei zu ergreifen. Da sandten die von Rott- 
weil Boten an die Tagsatzung zu Zürich vom 12. Mai 
1499, um die Eidgenossen zu fragen, wie sie sich in 
dieser kritischen Lage zu benehmen hätten. Es wurde 
ihnen von der Tagsatzung einhellig geantwortet : „Da 
wir Eidgenossen wider das Reich nichts vorgenommen, 
sondern vom Schwäbischen Bund angegrilFen und zur 
Gegenwehr gedrängt worden seien, dermassen mit dem 
Reich nichts in Unfreundschaft zu thun haben, so möchten 
sie in Ansehung der alten Treue und Freundschaft, die 
zwischen uns und ihnen bestanden, sich wider uns nicht 
bewegen lassen, sondern y^ruhig bleiben^. Wir wollen 
sie nicht um Hülfe ansuchen^ in der Hoffnung^ dass 
auch der römische König sie dann unangefochten lasse. " 
Die Auffassung, welche die Eidgenossen von der Stel- 
lung Rottweils hatten, war demnach die : Rottweil hatte 
als Reichsstadt nur dem Reiche zu folgen, nur für das 
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Reich in den Krieg zu ziehen. Oesterreich gegenüber 
war Kottweil eine ^ unabhängige Stadt, die das Recht 
hatte, für Oesterreich oder die Eidgenossenschaft Partei 
zu ergreifen. Nahm sie aber am Kriege weder zu Guns- 
ten des einen noch dos anderen Staates Theil, so sollte 
sie einen gerechten Anspruch darauf haben, neutral zu 
bleiben. 

D. Die neutrale Stellung der Eidgenossen gegenflber den 

Feindseligkeiten zwischen dem Könige von Frankreich 

und dem deutschen Kaiser, 1507—1508. 

Weitaus am wichtigsten war schon damals die Neu- 
tralität der Eidgenossenschaft in Kriegen zwischen Frank- 
reich und dem deutschen Reiche bezw. Oesterreich. Sie 
war aber auch schon damals am schwierigsten durch- 
führbar. Denn einerseits scheuten die Konige von Frank- 
reich keine Mühe und kein Geld, die Schweizer, nach- 
dem sie deren militärische Tüchtigkeit erkannt, für sich' 
zu gewinnen und konnten ihnen auch wirklich viel grös- 
sere materielle Tortheile bieten, als die deutschen Kaiser, 
anderseits betrachteten sich die Eidgenossen, trotz ihrer 
gänzlichen thatsächlichen Unabhängigkeit vom Reiche, 
stets noch als „Verwandte^ des Reichs und brachten es 
nicht über sich, direkte Angriffe gegen die stammver- 
wandte deutsche Nation zu unterstützen. Dem franzö- 
sischen König lieferten sie zu vortheilhaften Bedingungen 
vertragsmässig Söldner, behielten aber in ihren Freund- 
schaftsbündnissen mit Frankreich stets das Reich als 
ihren Freund vor*). Den deutschen Kaiser nannten sie 
noch immer ihren allergnädigsten Herrn, wiesen aber 



*) Siehe darüber namentlich den Vertrag der Eidgenossen 
mit Ludwig XL von 1474, 26. Oktober. (E. A. IL Beil. ö3.) 
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dessen Forderungen, wenn sie noch so bescheiden waren^ 
des Entschiedensten zurück, sobald er seine verwirkten 
nominellen Rechte irgendwie praktisch geltend zu machen 
suchte. Dieser Zwiespalt zwischen dem materiellen Vor- 
theil und der Ehrfurcht vor der historischen Tradition 
hat viel dazu beigetragen, die Stellung unserer Vor- 
fahren in Neutralitätsfällen zu verwirren, ümsomehr 
Anerkennung schulden wir ihrer politischen Tüchtigkeit,, 
wenn sie, unbeirrt durch Verlockungen von der einen 
und ohne Furcht vor den Drohungen von der anderen 
Seite, so frühe schon daran festhielten, dass sie als eige- 
ner, selbstständiger Staat ihre eigenen Interessen zu ver- 
treten und vertheidigen hatten. Seit dem Schwabenkrieg 
trugen die Eidgenossen stets Bedenken, für Deutschland 
oder Frankreich offen Partei zu ergreifen. Sie erkannten 
klar genug, dass das Gleichgewicht zwischen diesen 
Staaten ihnen am nützlichsten war, das Uebergewicht 
eines derselben aber verderblich werden konnte. Nur 
wo sie über die günstigen Erfolge der einen Partei Arg- 
wohn schöpften, fühlten sie sich veranlasst, der andern 
heimlich Hülfe zukommen zu lassen. 

Als Kaiser Maximilian um die Hülfe der Eidge- 
nossen für seinen „Romzug*' gegen den König von Frank- 
reich nachsuchte, vertraten sie consequent und mit Ent- 
schiedenheit den neutralen Standpunkt. Sie erklärten 
zwar den Gesandten Maximilians auf einer Tagsatzung 
zu Zürich, sie wollten ihm Hülfe leisten, aber weder 
gegen den König von Frankreich, noch gegen sonst 
Jemanden Feindseligkeiten begehen. Maximilian war 
durch diese Abweisung in zusagender Form natürlich 
nicht zufriedenzustellen, um so weniger, als er, gestützt 
auf die bisherigen Antworten der Eidgenossen, auf ihre 
Unterstützung zu zählen sich für berechtigt hielt. Er 
schrieb am 13. September 1507 einen Brief an sie, wo« 
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rin er ihnen ernste Vorwürfe macht und n. A. Folgendes 
sagt : (E. A. III^, p. 399) ^Und als gemain Aidgenossen 
oder etlich aus Inen auf demselben Tag durch geschwind 
bös Praktiken vnd Gelt der Franzosen, das sy dann al- 
lein darumb aus seyen, damit sy Widerwillen vnd vnai- 
nikait zwischen vns und Euch machen, von Irer Ant- 
wurt vnd Abschaiden auf vorigen tagen gefallen vnd 
denselben ganz ungemäss und v^fiderwertig Antwort geben, 
sy wollen uns unsem Romzug helfen vollbringen, aber 
gegen dem Küng von Frankreich noch sonst yemands 
andern nichts handeln oder fümehmen vnd darauf weiter 
tag auf Montag nach sant Bartolomäustag angesetzt, 
das vns merklichen befremdet vnd beswärt aus den Vr- 
sachen, daz sy selbs wissen, daz wir unsem Durchzug 
durch Mailand, wie vnser Vorfaren getan, oder durch 
die herschaft Yenedig lande nemen vnd thun müssen.^ 
Des' Weiteren heisst es iiii genahnten Brief, nach- 
dem Kaiser MJE^dinilian die Eidgenossen noch ein Mal 
mit allem „vleiss und ernst" zur Hülfeleistung gegen 
jediermami gemahnt: „wo Ir aber je solch hilff wieder 
meniglich nit zusagen vnd beweysen wollet, alsdann be- 
geren wir an Euch dz Ir stillsitzen vnd keiner parthey 
hilf oder Zuschub thuet, auch Ewern Knechten zu kai- 
nem Küng, Fürsten oder herrn, auch in kain frömd 
Land wider uns zu lauffen gestattet vnd das auf das 
höchst verpietet vnd dermassen darin handelt, da» wir 
abnemen mügen, daz Ir in gutem willen gegen vns vnd 
dem hh Reich verharren vnd vnser des heil. Reichs vrid 
gemeiner teutscher Nation vnd Ewer selbs Eer vnd wol- 
fahrt mer vnd höcher, dann einen kleinen äigennuz, s<> 
etlich der Ewern annemen, betrachten, daraus vn& vnd 
Euch, dem faailigen Reich, auch teutscher Nation vnd 
gemainer Cristenhait Krieg, aufruren vnd widerwerti- 
kaiten erwachsen möchten.^ 
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Dieser Brief des Kaisers kam zur Behandlung auf 
der Tagsatzung zu Zürich yom 30. September 1507^ (E. 
A, lU^, p. 398). Die meisten Tagsatzungsgesandten sind 
dafür, man solle weder für Frankreich noch für den 
Kaiser Partei ergreifen, andere wollen gar nicht darauf 
eintreten. Da indess nicht alle mit der nöthigen Voll- 
macht ausgerüstet, im übrigen aber auch der Ansicht 
sind, kraft der letzten „ Verkommnuss aller Fürsten 
vnd herren müssig zegand^j so wird zuletzt beschlos- 
sen, diese Meinung „an die Hand zu nehmen vnd uff- 
gefallen vnser aller herren vnd obern davon zu reden, 
nämlich dz wir Ir (der B. K. M.) den Romzug wettent 
helfen vollbringen vnd doch weder dem Küng von 
Frankreich, noch Jemands anderem dz sin Innemen^, 

Auf der Tagsatzung vom 13, Oktober 1507 zu Zü- 
rich wird beschlossen, was man in der vorhergehenden 
zur Annahme empfohlen, nämlich dem Kaiser zu helfen, 
aber gegen Niemanden etwas zu unternehmen. Freiburg 
und Solothurn sind einfach für Stillsitzen. Auch die 
anderen Orte hätten richtiger von sich sagen können, 
sie wollten „stillsitzen^, denn wenn sie „weder gegen 
den Küng von Frankreich noch gegen yemands andern 
dz sin Innemen wollten.^ so nützten sie dem Kaiser^ 
der sich seinen Durchzug durch Italien erzwingen musste, 
nichts, und thatsächlich beanspruchten sie damit die Neu- 
tralität. 

In der Folge machte sich Kaiser Maximilian mehr 
und mehr auf die Nichtbetheiligung der Schweizer an 
seinem Heerzug gefasst. Um so dringender ersuchte er 
aber dieselben, ihre „Knechte^ nicht zum französischen 
Konig ziehen zu lassen. (E. A. HI ^ pag. 410.) Die 
eidgenössischen Gesandten, an die der Kaiser diese For- 
derung stellt, erklären zwar, dass sie das Reisslaufen 
bisher genugsam verhindert haben, sind aber dennoch 
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bereit, dieses Begehren des Kaisers ihren Regierungen 
and auch den nicht anwesenden Orten mitzutheilen. 
(E. A. m 2, p. 410.) 

Trotz der wiederholten Abweisungen, die Kaiser 
Maximilian Ton Seite der Eidgenossen erfahren, hatte 
er die Hoffnung doch nicht ganz aufgegeben, sie zu sei- 
nen Gunsten umstimmen zu können. Er schickte neue 
Gesandtschaften an die Eidgenossen ab, welche in diesem 
Sinne thätig waren, aber ebensowenig ausrichteten als 
die früheren. (E. A. III*, p. 411.) Im Gegentheil wird 
auf der Tagsatzung zu Einsiedeln vom 30. März 1508 
▼erlangt, dass der Kaiser yon Deutschland ebensowenig 
Schweizer eigenmächtig in seinen Dienst nehme, als der 
Konig von Frankreich, dem gegenüber man auch nur 
den bestehenden Vertrag zu halten gesonnen sei. Als 
der Kaiser zuletzt verlangte, man solle ihm doch wenig- 
stens ein paar Tausend Söldner in der Schweiz anwerben 
lassen, wurde ihm auch dies rundweg abgeschlagen. 
Maximilian ermangelte denn auch nicht, auf die Bevor- 
zugung hinzuweisen, die die Eidgenossen dem König von 
Frankreich zu Theil werden liessen, indem sie ihm ge- 
statteten, Schweizer in seinen Sold zu nehmen. Gegen 
diesen Vorwurf machten sie nach wie vor geltend, dass 
beim König von Frankreich Schweizer nur Kraft Ver- 
trages dienten und dass sie gegen die freie Werbung 
stets ihr Möglichstes getban. Frankreich spielt in dieser 
Angelegenheit des „Bomzuges^ mehr die Bolle des sich 
vertheidigenden Angeklagten, denn, da es gut bezahlte, 
hatte es stets Schweizer Söldner genug. Es unterliess 
aber auch nicht, die Eidgenossen gegebenen Falls daran 
zu erinnern, dass sie nach dem bestehenden Freund- 
schaftsbündnisse ihm Hülfe zu leisten verpflichtet seien, 
so oft es auf seinem eigenen Gebiete angegriffen werde. 
Die nach unseren heutigen Anschauungen etwas schiefe 
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und mit der Neutralität kaum verträgliche Stellung, iu 
welche die Schweiz durch einen Krieg zwischen Deutsch- 
land als angreifendem und Prankreich als angegriffenem 
Staate gerathen musste, erhellt aus dem Briefe, den 
man, in endgültiger Stellungnahme zum Heerzug nach 
Italien, auf der Tagsatzung vom 26. Januar 1508 (E. 
A. ni', p. 417) an den Kaiser zu schreiben beschloss. 
Er enthält u. A. Folgendes : ,,dz wir sin Fürschlag an* 
nehmen, also lut des stillsitzen. Im in dem Gehorsam 
sin und gehept haben wellen, dz der Küng von Frank- 
rich Im den Romzug vn vnser hilff verfolgen lauss, 
doch dz der röm. Käng dem von Frankrich an 
sinen landen^ • es sig Meyland old anderen^ michzit 
schädige, wann man wäri dennocht och daby pflich- 
tig, dem Küng von Frankrich die aynung zu halten.^ 
So viel als Beweis dafür, dass die Neutralität nicht 
ein Privilegium der schwachen Schweiz ist, sondern dass 
auch die gefürchtete und von fremden Fürsten umbühlte 
Schweiz sie gekannt und beansprucht hat. Wir haben 
die vorstehenden Excerpte aus den eidgenössischen. Ab* 
schieden in ziemlicher Ausführlichkeit gegeben, weil man 
aus ihnen am besten ersieht, welcher Grad von Partei- 
losigkeit und neutralem Verhalten mit den Ausdrücken 
„sitzen bleiben**, ^aller Herren müssig gehen^, ^^K'^big 
bleiben", bezeichnet werden soll. Wenigstens so viel 
lässt sich, abgesehen von der mehr oder weniger conse- 
quenten Behandlung der Details, nicht leugnen, dass die 
Eidgenossenschaft auch in ihrer Glanzperiode die eigen- 
thümliche Stellung des Neutralen wohl gekannt, von 
ihrem Recht, sich gegenüber Streitigkeiten anderer 
Staaten neutral zu erklären, mehrfachen Gebrauch ge* 
macht und jeweils die Anerkennung ihrer Neutralität 
von den anderen Mächten, namentlich von Deutschland 
und Frankreich, erlangt hat. 
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IIL Neutralisirungen im Innern der 
Eidgenossenschaft. 

Neben der Neutralität übten die Eidgenossen schon 
in dieser Periode die Neutralisirung und es lohnt sich 
der Mühe, einige Worte über die eigenthümliche Stel- 
lung zu sprechen, die einigen Kantonen im Innern der 
Eidgenossenschaft angewiesen war und die in mancher 
Hinsicht analog ist den internationalen Verhältnissen 
der heutigen sogenannten ewig und garantirt neutralen 
Staaten. 

Die Kantone Appenzell, Basel und SchaflFhausen 
waren zufolge ihres Bundesvertrages mit der Eidgenossen- 
schaft verpflichtet, so oft die Orte der Eidgenossenschaft 
mit einander in Krieg geriethen, sich keiner der Par- 
teien anzunehmen, sondern „sitzen zu bleiben*, d. h^ 
sich neutral zu verhalten. Die bezügliche Bestimmung 
lautet 

im Appenzellerbund v; 1513 (E. A. IIP, p. 1361): Neutfftiisinmff 
„Wa es onch durch einich vnfall darzu keme, dass '^pp*^*®^- 
vnder vnd zwüschen vns dör Eidgnossschaft, es were 
eins oder mer ortten gegen vns wider einandern krieg- 
lich vfrur wurden erwachsen, das goti ewiglich welle 
verhütten , so mögen vnser lieben eidgenossen von 
Appenzell durch Ir botschaft sich darin arbeiten, solich 
vfrur, zweyung vnd spen hinzulegen, vnd ob das aber 
je nit sin möchte, so sollen si doch sunst dheinem teil 
hüflich lüider den andern teil anhangen^ sonder still 
sitzen, doch Ir früntlichen nlitlung, wie obstat, ob er- 
schiessen möcht, vnverzigen. 

Im Baslerbund v. 1501, E. A. III ^, Beil. 1293 f.: NeutraUsirung 
„wa es auch durch einich vngefel darzu keme, das vnder 
vnd zwüschen vns, der Eydgenosschaft, es were eins 
oder mer Orten, gegen vnd wider ein ander vffrur 
wurden erwachsen, das Gott ewiglich welle verhüten, so 



Basels. 
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mag ein Statt Basel durch Ir botschaft sich darinn ar- 
beiten, solich Yffrur, zweyung vnd Spen byzulegen, Ynd 
ob das ye nit sin möcht, so sol doch dieselbe Statt sust 
dheynem teil hü flieh wider den andern teü anhangen, 
sonder still sitzen doch ihr frantlichen mit | lang, wie 
Yorstatt, ob die erschiessen mocht, vnyerzigen^. 
Kentraluinin« Im Schaflfhauserbund v. 1501, E. A. 111% Beil. 1299: 

schaflhauMOB. ^^^ ^^ ^^j^ durch iuich ungefell dartzu käme, das 

vnder vnd zwischen vns, der eidgenossenschaft, es wäri 
eins oder mer ortten, gegen ynd wider ein andern krieg- 
klich yffrur wurden erwachsen, das gott ewigklich wöU 
yerhüten. So mögen ynser lieben eidgenossen yon Schaff- 
hausen durch ir bottschaft sich darinn arbeitten, sölich 
yffrur, zweyung ynd spenn hinzulegen ynd ob aber das 
ye nitt sin möcht, so sollen sy doch süss dheinem teil 
hüfflich loider den andern teü anhangen, sonder stiü 
sitzen, doch ihr fründlichen mittlung, wie yorstatt, ob 
die erschiessen möcht, ynyerzigen^. 
Die;yennitt«inde In jedem der 3 Bundesbriefe wird dem betr. neu- 
ao^^Appenwu tralisirteu Stande das Recht gewährt, yermittelnd für die 
Baaei u. Schaff' Erhaltung des Friedens in der Eidgenossenschaft aufzu- 
in stetSiSeiten *"^®*®^- Diose Bofügniss ist eigentlich für jedes Glied 
zwischen den eiucs Staatenbundes selbstyerständlich. Die bezügl. Be* 
andern 8«^*«»». g^i^^jj^^j^g bedeutet in diesem Zusammenhang wohl mehr 
eine Pflicht als ein Recht und soll diese Orte darauf 
aufmerksam machen, wie geeignet sie, in Folge ihrer 
stets neutralen Stellung, seien, mit Erfolg zwischen den 
anderen Ständen zu yermitteln. In diesem Sinne wurde 
dem betreffenden Passus yon allen drei Kantonen später 
auch stets nachgelebt. Diese friedeny ermittelnde Auf- 
gabe der Stände Appenzell, Basel und Schaff hausen war 
somit der ganz natürliche Ausfluss ihrer Zugehörigkeit zum 
eidgenössischen Bund, gesteigert durch das ihnen aufer- 
legte neutrale Yerhalten. 
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Die drei Orte Appenzell^ Basel und SchafFhausen Beeohr&nkimg«i 
hatten das wichtige Recht jedes souveränen Staates, neutral ^^^^^"^^^ 
zu sein oder nicht, im Bundesbriefe aufgeben müssen, stände; reoht- 
um in den eidgenössischen Staatsverband eintreten zu ^f^^j^Jj^Jff 
können. Sie sassen nicht still, weil sie es wollten, son- rangen. 
dem sie mussten still sitzen, sie mochten dies eintre- 
tenden Falls wollen oder nicht. Nicht sie hatten aus 
eigenem Interesse sich neutral erklärt, die Nichtbetheili- 
gung an den inneren Streitigkeiten war ihnen mit Hin- 
blick auf die Wohlfahrt, auf die Interessen der ge- 
sammten Eidgenossenschaft auferlegt. Es kann sich also 
hier nur um Neutralisirung, nicht um Neutralität als 
freigewählte Rechtsstellung handeln. Wie immer bei 
Neutralisirungen, ist auch in diesen Fällen als nothwen- 
dige Yoraussetzung des zu schaffenden neutralen Zu- 
standes die Unterordnung der Interessen des neutrali- 
sirten Staates unter die Interessen anderer bezw. eines 
anderen Staates gegeben. Die Souveränetät dieser 3 
Orte wurde übrigens auch in anderen Punkten beschränkt. 

So durfte weder Appenzell noch Basel von sich aus 
Krieg anfangen, was den Yollberechtigten Orten gestattet 
war. Appenzell musste überdies stets den eidgenös- 
sischen Schiedsspruch anerkennen und eventuell sich der 
Mehrheit fügen. (Siehe Bundesbriefe 1. c.) Dadurch, dass 
diese Stände so wichtige Souveränetätsrechte zu Gunsten 
der gesammten Eidgenossenschaft hatten aufgeben müssen, 
erscheinen sie, soweit diese Beschränkungen reichen, 
nicht als selbstständige Staaten. Sie müssen auch be- 
züglich ihrer neutralen Stellung gegen andere Orte nach 
bundesstaatsrechtlichen Gesichtspunkten beurtheilt wer- 
den. Es sind dies innerstaatliche Verhältnisse, welche 
ihre Erklärung in der eigenthümlichen Zusammensetzung 
und Organisation des eidgenössischen Bundes finden. 
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In einer ähnlichen neutralen, oder besser gesagt, be- 
b«v. BtiMuA- f^^Qi^Q Lage haben sieh in spateren Zeiten anch an- 



laaäm^iLv&a»- Aere Landes- nnd Yolksiheile in Folge des confessio- 
^^l^nellen Zwiespaltes befunden, so z. B.: das Thurgau 
(E. A, VI», I p. 283, 284), Ausserrhoden (ib. p. 285), 
Baden (ib. p. 310), katholisch und protestantisch Olarus 
(E. A. VIS P- 363)7 Neuenburg (E. A. VI», pag. 92, 97, 
560, 615). Von den ünterthanen heisst es mit Bezug 
auf innere Unruhen (E. A. VI', I p. 316) : ^sie sollen 
sieh neutral yerhalten in einem Streite zwischen den 
mitregierenden Herren und folglich soll kein Ort befugt 
sein, sich dieses oder jenes Passes, dieses oder jenes 
Ortes zu bemächtigen zum Nachtheü der mitregieren- 
den Orte.* 

So yiel über diese eidgenössischen Verhältnisse, 
welche gemeinhin, aber falschlich, als neutral bezeichnet 
werden. Sie haben für die Tölkerrechtliche Neutralität 
nur analoge Bedeutung, denn sie sind geschaffen von 
und in einem und demselben souveränen Staatenbund. 
Wir haben bei Besprechung dieser Zustände der unserer 
Eintheilung zu Grunde gelegten Zeitfolge yorgegriffen, 
um nicht mehr darauf zurückkommen zu müssen und 
gehen nun zur zweiten Periode über. 
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IL Periode 1516—1798. 



Die grundlegenden Verträge und leitenden 
politischen Anschauungen* 

Die zweite Periode beginnt mit dem ewigen Frieden Poii*J»c»»eB«deu- 
zwischen Prankreich und den Eidgenossen, abgeschlossen ^^^^ ^^ "" 
zu Freiburg am 29. November 1516. Nachdem die Eid- Marignaao. 
genossen während eines halben Jahrhunderts Europa mit 
Furcht und Bewunderung erfüllt und ihren Ruf der Un- 
besiegbarkeit immer wieder erneuert hatten, war auch 
die Stunde ihres Falles gekommen. In der Schlacht bei 
Marignano mussten sie der überlegenen Kriegstechnik 
der Franzosen weichen. Die unmittelbare Folge dieser 
Niederlage war ein allgemeines Sehnen des Schweizer- 
volkes nach einem endgültigen Frieden. Die Eidgenossen 
waren momentan äusserst erschöpft : ihr Land lag brach, 
ihre Truppen bedurften der Stärkung. Allein, wenn 
auch die meisten Eidgenossen den Frieden lebhaft wünsch- 
ten, denselben erkauft oder aus gnädiger Hand em- 
pfangen hätten sie damals nimmermehr. Dazu waren 
sie noch zu stark und zu gefürchtet. Die Bedingungen, 
die ihnen Franz I. im ewigen Frieden stellte und von 
ihnen annahm, zeigen klar, wie sehr er die augenblick- 
lich Besiegten für die Zukunft zu schätzen wusste. 

Immerhin war diese erste Niederlage für die Eid- 
g^ossen von grosser Bedeutung. Sie musste um so 



32 



ernstere Folgen haben, als in ihr das Endresultat einer 
fünfzigjährigen, bewegten Politik verkörpert erschien. 
Die Eidgenossen hatten mit der stetigen Zunahme ihres 
militärischen Ruhmes den Schwerpunkt ihrer Macht 
immer mehr auf fremde Schlachtfelder verlegt, und so- 
bald sie dort ihren Meister fanden, musste auch zugleich 
auf den ganzen inneren Staat ein gewaltiger Bückschlag 
erfolgen. Dieser war jetzt nur zu fühlbar in allen Fugen 
des plötzlich erschütterten Staats gerüstes. Der Ernst 
der damaligen Lage koimte den Schweizern nicht ent- 
gehen und sie mussten sich fragen, ob es nicht an der 
Zeit sei, ihre Politik zu ändern und ihren Staat vor sol- 
chen Ereignissen in Zukunft möglichst sicher zu stellen. 
Gewiss konnte ihnen dies nur angezeigt scheinen, sofern 
sie die zwei Hauptzwecke, die sie bisher in ihrer Politik 
stets verfolgt hatten und deren Verfolgung ihnen auch 
fernerhin unerlässlich war, auf andere Weise, denn bis- 
her, erreichen konnten. Diese zwei Hauptziele ihrer 
bisherigen und jeder zukünftigen Politik waren die Er- 
haltung des eigenen Staates und die Erzielung materieller 
Yortheile aus den Kriegen fremder Mächte. Auf fremden 
Kriegsdienst waren die Schweizer, in Folge der dama- 
ligen wirthschaftlichen Verhältnisse ihres Landes, unbe- 
dingt angewiesen^). 

Wenn sie nun die letzt vergangenen Zeiten mit ei- 
niger Aufmerksamkeit betrachteten, mussten sie sich ge- 
stehen, dass das bisher Erzielte den gemachten Anstreng- 



^) Das Wort damaliger Zeit: «Die Schweizer müssen ein Loch 
haben ** kennzeichnet nicht nur den Geist der allerdings sehr krieg- 
liebenden Schweizer, sondern erscheint vor allem als der Ausdruck 
des allgemeinen Bewusstseins, dass die Schweizer durch die wirth- 
schaftlichen Verhältnisse ihres Landes zur Bestreitung ihres Unter- 
haltes auf den fremden Kriegsdienst angewiesen waren. 
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ungen, den gebrachten Opfern keineswegs entsprach. 
Unendlich viel Schweizerblut war auf fremdem Boden 
vergossen worden, und was hatte man damit erlangt? 
Dass das eigene Vaterland, dessen materielle Bedürftiisse 
man zu befriedigen gesucht, in seinem Innern grosse 
Noth litt und in seiner Stellung nach aussen momentan 
bedenklich erschüttert war. Also hatte die Eidgenossen- 
schaft, indem sie nach dem einen Ziel, der Hebung ihres 
Wohlstandes, durchEingreifen in fremde Kriege strebte, 
nicht nur dieses Ziel nicht erreicht, sondern sich zu- 
gleich vom anderen Hauptzweck ihrer Politik, den Be- 
stand des eigenen Staates zu sichern, entfernt. Diese 
Erwägung, die sich jedem Einsichtigen aufdrängte, musste 
der Ausgangspunkt einer neuen Politik werden. Man 
gewann alhnälig die Ueberzeugung, dass es möglich sei, 
auf andere Weise als bisher sowohl das Vaterland sicher 
zu stellen, als auch die Interessen am fremden Militär- 
dienst besser zu wahren und zwar mit viel geringeren 
Anstrengungen. Deshalb sehen wir seit dem ewigen 
Frieden in der schweizerischen Politik zwei Gesichts- 
punkte vorwalten und den Ghing der Geschäfte be- 
stimmen : 

1) Die Schweiz verzichtet auf die bisherige regel- N«oe Politik 
massige Einmischung in internationale Angelegenheiten, ^ l^^ 
nimmt von Staatswegen an fremden Kriegen nicht Theil und 
zieht den Kreis ihrer eigenen Interessen so eng zu- 
sammen, das» sie dieselben, wo immer möglich, unab- 
hängig von den Interessen anderer Staaten verfol- 
gen kann* 

Sl) Die Schweiz behält sich das Recht vor, den 
fremden Dienst nach ihrem Gutdünken zu regeln und 
die Oberaufsicht über das Werbewesen auszuüben. 

Dieses letztere Prinzip, die Regelung des Werbe- 
wesens von Staatswegen, war nicht neu, erhielt aber 

3 
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jetzt eine ga«Bz andere Bedeutung durch den inneren 
Widerspruch, welcher zwischen diesem Verhalten der 
Schweizer gegenüber dem fremden Dienet und ihrer son- 
stigen nunmehrigen äusseren Politik der Nichteinmischung 
lag. Dißser Widerspruch macht sich, ohne als solcher 
klar erkannt zu werden, während der ganzen Periode 
mehr oder weniger geltend. 
Dm Prinzip der jf^u dagegen War das erstere Prinzip. Es hatte 
deMen nnmittei- natürlich zur Folge, dass die eidgenössische Politik eine 
bare ifoigen. viel gleichmässigere und ruhigere wurde. Sie wurde 
aber auch selbstständiger und sicherer. Der Staat, der 
grosse Politik treibt, ist beständigen Schwankungen un* 
terworfen und muss sehr mit dem Zufall rechnen. Ein 
Staat mit bej»onderen, bestimmten Aufgaben und sich 
gleichbleibenden Bestrebungen kann zum Voraus eine 
feste Richtschnur für sein künftiges Verhalten aufstellen. 
So sehen wir die Schweiz in der Zeit nach dem ewigen 
Frieden stets den Standpunkt verfechten, daes sie als 
Staat sich in die Streitigkeiten anderer Staaten nicht 
einmische, während die meisten von diesen das entgegen- 
gesetzte System befolgten. Indem aber die Schweiz 
von nun an eine eigenartige und sich gleichbleibende 
Politik verfolgte, kam sie im Falle eines Kampfes zwi- 
schen anderen Staaten i^egelmässig in eine besondere 
völkerrechtliche Stellung, nämlich, in die eines Neutralen : 
Die Schweiz war von da an ein regelmässig neutraler Staat. 
Verhäitniss der Die Idcc der Neutralität als solcher war der Eid- 
taUtöf Tur^Po- genossenschaft durchaus nicht neu ; wie wir bei Behand- 
utik. lung der ersten Periode ausgeführt, hatte sie schon früher 
hie und da Neutralität geübt. Von jetet an mussten 
aber Rechte und Pflichten der Neutralität für die Schweiz 
in Folge ihrer regelmässig neutralen Stellung sehr an 
Bedeutung gewinnen. Es ist jedoch vielleicht nicht über- 
flüssig, auch hier einer Verwechslung der Wirkung mit 
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^er Ursache von Torneherein zu begegnen. Es muss 
gegenüber der heutigen Auffassung gewisser Staaten, 
nach welcher diesen ihre Politik in Bezug auf die Neu- 
tralität durch das Völkerrecht vorgeschrieben ist, ^) fest- 
gestellt werden^ dass die damalige Eidgenossenschaft das 
Verhältniss des Neutralitätsrechts zur Politik so verstand, 
dass jenes die durch diese geschaffenen Verhältnisse nor- 
mire, also in seinem Wirksamwerden ganz von dieser 
abhänge^). 

Das ist auch die Anschauung, welche den Neutrali- Verewige Friede, 
tätsbestimmungen des ewigen Friedens zu Grunde liegt. 
Dieselben lauten wie folgt: 

„Zum achtenden : Damit guter Will vnd fridlich 
meynung, euch ein vffrechter beständiger frid vnd fründ- 
schaft gemerckt werd, dass das bestan vnd belieben mog, 
So soll dweder teyll der andern parthey vyennd wissent- 
lich, oder So Si des bericht wirtt, nit enthallten oder 
in Iren gerichtenn herrschafftenn vnd gebietten duldenn 
noch lydenn, euch Inenn dhein pass gebenn. Wir ob- 
gemeldter küng sollen euch keinem der vnseren zu Ross 
noch zu fuss hinfür gestattenn, bewilligenn oder zulassenn, 
wider die obgemeldtenn Eydtgenossen oder Ir verwand- 
tenn vnd vnderthanen Landenn, herrschafftenn vnd er- 
trichen, weder durch Si selbs oder zu andern fürstenn, 
herren vnd gemeinden, So die wider Ir Landschaft füren 
wölltennd, zu ziechenn, Besunders wenn das not ist zum 
höchsten Bi üb vnd gutt verkomenn vnd ob ettlich sö- 



1) Arendt. Essai sur la neutralite de la Belgique p. 94. 
Leon Arendt. La Defense Nationale pag. 33. 

^) Die fremden Mächte selbst waren während dieser ganzen 
Periode so weit davon entfernt, die Schweiz als zur Neutralität 
von vorneherein verpflichtet anzusehen, dass sie vielmehr unab- 
lässig sich um ihre Bundesgenossenschaft bewarben. 
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Heb« fiberseebeDD, die mieh AUem Tennögen ab Tnd 
berm zu rordem Tnd In rerd^ens am stimffen.* E. A. 
in*, Beihge 36, p. 1408. 

Dass die Eidgenossenschaft auf dem Wege eines 
Vertrages die Verpflichtung übernimmt, sich gegenüber 
Frankreich neutral zu verhalten und die ErfuDung dieser 
Verpflichtung von dem gleichen Verhalten Frankreichs 
ihr gegenüber abhängig macht, hat nur dann einen Sinn, 
wenn sie ohne den Vertrag das Recht hat, neutral zu 
sein oder nicht. Des Weiteren ist, die yertragliche Neu- 
tralität gegenüber Frankreich anlangend, henrorzuheben, 
dass die Eidgenossen im ewigen Frieden Frankreich ge- 
genüber in keiner Beziehung das Interesse ihres Staates 
preisgeben. Die obigen Bestimmungen entsprechen, wie 
der ganze Vertrag überhaupt, yoUkommen dem Stand- 
punkte der Gleichberechtigung und zeugen von einer 
für jene Zeit strengen Auffassung der Rechte und Pflich- 
ten der Neutralen. Die Gewährung des Durchpasses, 
die noch lange Zeit nachher dem Neutralitätsrecht viel 
zu schaffen gab, ist ausdrücklich untersagt. Jeder Staat 
wird verantwortlich gemacht für das, was auf seinem 
Territorium entgegen der Neutralität geschieht und hat 
zu verhindern, dass seine Bürger in den Heeren der 
Feinde des Contrahenten mitkämpfen. Nicht ohne Be- 
deutung für die Neutralität ist, dass die Eidgenossen in 
diesem Vertrage ihre angegriffenen Verbündeten vorbe- 
hielten'); denn durch diesen Vorbehalt ist die schwei- 



^) E. A. III 2, p. 1410 «aber vnser der Eydtgnossen halb sind 
vorbehaltenn vnnser allerheiligoster Vatter der Bapst Leo der Ze- 
chend, der I heilig Römigch Stul, die keyserlich Maiestat etc. etc. 
. . . AIIho in söllicher gestallt, wo vnd wenn der gemeldt aller- 
criHtanlichoHt küng von Frankrycb die Bäpstlich heyligkeit, den 
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zerische Neutralität ganz und rein zugestanden nur für 
den Fall, dass der König von Frankreich angegriffen 
wird^, wogegen sie im Falle eines Angriffs Frankreichs 
auf einen der Verbündeten in sofern eingeschränkt ist, 
als die Eidgenossen dann die durch die bisherigen 
Verträge ihnen auferlegte Hülfe ihren Verbündeten 
leisten®). 

Bemerkenswerth ist auch folgender Passus des ewigen 
Friedens, aus dem die Absicht der Eidgenossen klar und 
deutlich spricht, ihren neutralen Standpunkt auch Frank- 
reich gegenüber unter allen Umständen aufrecht zu er- 
halten : 

(E. A. III, 2, p. 1408/9) : „Vnd hiemitt soll die 



Römischen Btul, keyserliche Maie- | stat, das heylig Römisch Ryeh 
oder annder vorgemeldt vnser pundtgiiossen in Iren besitzenndenn 
lanndenn uberziechen oder bekryegen wollte, das wir alsdann 
denselben herren vnd unsernn pundtgnossen die pündtnussen 
vereymmgen mit Inen vor dato diss brieffs angenommen vnnd 
ander vnser pflicht erlich, trüwlich vnd Redlich hallten vnd vn- 
sem gethanen versprechenn gnug thun wellend. 

*) Wo sich aber begebenn vnd schickenn wurd, das die 
hieuor benemptenn herrenn und pundtgenossen gemelldtem Küng 
von Frankrich in sinen küngrychen vnd besitzendenn herrschaff- 
tenn vnnd | landenn, als vor in dem achtenden artickell ge- 
schribenn stat, uberzyechen oder bekryegenn wöllendt, alsdann 
söllenn wir gemelldten Eydtgnossen die vnsern nit wider den 
gemelldten Küng louifen lassen, wie das in dem achtende Artickell 
eygennttlich erlütert ist. Sunders dennzumal by dem beliben, 
I all arglist hierinn vsgescheyden". (E. A. III 2, p. 1410). 

*) Gegenüber den Reklamationen Oesterreichs sowohl als 
Frankreichs berufen sich die Schweizer fast immer auf ihre ein- 
gegangenen Verträge, denen gemäss sie die Neutralität beob- 
achten wollen. 
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hilff von beyden teyllen ambegert hin vund ab sin, wann 
ein teyll dem andern sollichs in sinem gutten vertniwen 
vnd heym gesetzt hat. 
Strebern Frank- Der König von Frankreich hatte von Anfang an 
sehutz- n. Trutz- °5<^^* nur gegenseitige Neutralität, sondern ein Schutz- 
Biindniss. und Trutzbundniss angestrebt, und als alle seine Be^ 
mühungen in diesem Sinne erfolglos blieben, Hess er 
durch seinen Gesandten noch mündlieh ei:klären und 
versichern, dass er die Eidgenossen, im Fall sie ange- 
griffen würden, stets mit Geld und Geschützen und auch 
mit Truppen unterstützen werde ^). Die Eidgenossen 
traten auf solche Anerbietungen nicht ein, sondern er- 
klärten ihrerseits, Frankreich keine Hülfe leisten zu 
können. 

Wenn sie derjenigen Macht gegenüber, mit der sie- 
stets am engsten verbunden gewesen und die ihnen auch 
jetzt am meisten Vortheile bieten konnte, entschlösse» 
waren, sich neutral zu verhalten, so hatten sie um sa 
mehr Grund, gegen die andern Staaten die Neutralität 
zu beobachten. 

Schon in den nächsten Jahren nach dem ewige» 
Frieden bewarben sich England, der Kaiser und der 
Papst, die vorher den Friedensvertrag mit Frankreich 
zu hintertreiben gesucht hatten, um ein Bündniss bei 
den Eidgenossen, aber vergeblich. 

DieWahiCarisv. Daneben katte Frankreich die Hoffnung noch keines- 
wegs aufgegeben, die Eidgenossen zur Eingehung einer 
engeren Verbindung zu bewegen. Vorläufig gelang die» 
Franz I. nicht, vielniehr musste er bald erfahren, dass. 



') E. A. III 2, 1016. 
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•die Schweizer «ich ans seilien oft wiederholten Freund- 
schaftsworten nicht viel machten, soildern in der Ver- 
folgung ihrer Interessen sich selbst als ihren besten 
Freund ansahen. Als nach dem Tode Maximilians, 
König Franz I. und Carl I. von SpÄnien sich um die 
Kaiserkrone bewarben, kam viel auf die Stellung an, 
die die Eidgenossen den Prätendenten gegenüber ein- 
nahmen. 

Die Eidgenosset), von jeher eifersüchtig auf die 
wachsende Macht Frankreichs sowohl als Deutschlands, 
erkannten die Gefahr,- welche ihnen drohte, wenn es 
Frankreich gelang, auch Im Norden der Schweiz Einfluss 
zu gewinnen oder gar festen Fuss zu fassen und er- 
klärten sich gegen Franzi. Ja, sie Hessen es bei dieser 
Erklärung nicht bewenden, sondern nahmen sich dieser 
für »ie allerdings wichtigen Angelegienheit so sehr an, 
dass sie sowohl an den Papöt, als auch an die deutschen 
Curfürsten schrieben, sie sollten nicht zugeben, dass das 
römische Reich und die deutsche Nation durch Frank- 
reich in Schaden komme'). 



*) Sie filhlten sich jetzt, da es Ihnen von Vortheil sein konnte, 
mit einem Mal als begeisterte Vertheidiger deH Reiches. Im 
Grunde handelte es sich natüilich fpr sie um nichts anderes, alR 
um die Sicherheit des eigenen Staates: sie verfuhren aber jeden- 
falls politischer, indem sie, statt die eigentlichen Motive ihre» 
Verhalteiis herauszukehren, sich in reichsfreuudlichen Aeusser- 
ungen, wie die folgende, ergiengen : Es würde die Erlangung der 
deutschen Kaiserwürde d«r deutschen Nation, dem Reiöhe, ja der 
ganzen Christenheit zu Unehre, Krieg, Aufruhr und Zerstörung 
gereichen. (Dändliker II 438). Dieses Vorgehen der Eidgenossen 
spricht doch auch sehr dafür, dass sie Frankreich gegenüber 
nach dem ewigen Frieden ebenso selbstständig waren wie vorher. 
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Der Verein. Fraoz I. schätzte die Eidgenoasen za hoeh, um sich 

dessbalb mit ihnen zu überwerfen. Er strengte sich im 
Gegentheil je länger je mehr an, ihre Gunst zu ge- 
winnen, um sie dann seinen Zwecken dienstbar zu ma- 
chen. Er scheute namentlich kein Geld, um die ein- 
flussreichsten Staatsmänner der Eidgenessenschaft in seine 
Interessen zu ziehen, und durch A.ttfwendung enormer 
Summen gelang es ihm wirklich, seinen Plan zu einem 
guten Theile auszuführen. Im Jahr 1521 kam der Ver- 
ein, eine Defensiv - Allianz zwischen Frankreich und der 
Eidgenossenschaft, mit Ausnahme des Kantons Zürich, 
zu Stande. In diesem Vertrag verpflichten sich die eid- 
genössischen Stände, Frankreich, im Falle es angegriffen 
wird, freie Werbung bis auf 16000 Mann zu gestatten. 
Im Falle der König in eigener Person in den Krieg zieht, 
soll er so viele „hoptlüten und knechten^ anwerben kön- 
nen, als er will. Jedenfalls aber sollen die Eidgenossen 
gehalten sein, dafür zu sorgen, dass der König von 
Frankreich eintretenden Falls (siehe unten ^7^0 er ange- 
sprengt, angefallen, verletzt, oder Krieg bewegt wurde, 
durch menklichen") wenigstens 6000 Schweizersöldner 
zu seiner Verfügung habe. Die zwei bezüglichen Artikel 
lauten wie folgt: (E. A. VI, la., p. 1494.) „Witer sind 
wir übereinkommen, concordiert und band beschlossen 
durch mittel gedachter pündtnis, vereinung und Verpflich- 
tung, dass als dick und vil oftgemelter aller cristenlichost 
Küng in sinem Küngrich, herzogthumb Meiland, der herr- 
schaft Genow und in allen ertrichen und herrschaften, 
so er Inhalt und besitzt, hie diset und enet dem gebirg, 
angesprengt, angefallen, verletzt oder (zuo) Krieg be- 
wegt wurde durch menklichen, er sige ein Fürst oder 
4^in anderer, welcherlei wirde, eigenschaft oder stats der 
«ige, niemand usgenommen, und ob er glich mit mererer 
wirde fürtreffe, zur schiermung und handthabung ge- 
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nants sins küngrichs, herzogthumben, oueh anderer er- 
trichen und herrschaften, möge ein ^al der Eidgenossen 
gewapnoter fuossknechten, sovil er will, nemen, über- 
kommen und ufprechen, doch nit minder dann seobs 
tusendy euch nit mer dann Bechseehen tusend, es ge- 
sdbehe dann durch verwill- | gung unser Herren der 
Eidgnossen, und Ire hopüüt (mätaner guots lümbd^ns und 
fromkeit) uss allen Orten und unsern ewigen pundt- 
gnossen begriffen, uslesen nach sinem gfallen, doch in 
sinen costen, und der selben knechten vor begert, welche 
hoptlüt und fuossknecht zuo Dienst und hilf gemelts 
cristenlichpsts küngs zur ziehen wollend, wir die ge- 
nanten Eidgenossen sollen in dhein weg verhindern, be- 
halten oder irren, sunders die lassen an allen vezug und 
entschuldigung zuo gan und ziehen in zechen tagen, 
nach dem und sy (uflF) erster tagleistung gefordert wor- 
den, vnd sollend die selben hoptlüt und kneefat in Dienst 
des küngs bliben uiid beharren, so lang der krieg weret 
und als lang es im gefalt, söUent euch von uns, iren 
obern, nit wider berüeft werden, bis der ganz krieg be- 
schechen und vollendet ist, und söUent besoldet werden 
in gedacbts küngs costen nach gewonlichem prach. Ob 
aber diser zit wir (die) gemelten Herren die Eidgenossen 
in unsern eignen ertrichen, landen und herrschaften mit 
krieg beladen, also dass wir (allen list und betrug hin- 
dan gesetzt) nit möchten dem aller christenlichoaten küng 
genant fuossknecht geben an (e) unsern merklichen Bcha- 
den und beschwärd, in solichem fal söllent wir uff das 
mal ledig und fry sin, und söllent macht und gwalt hau, 
sölich knecht widerumb zur berüefen an (e) allen verzug, 
und nit anders. Die selben also abgeforderten knecht' 
sei der küng alsdann angends urloben. IH. Und ob 
sich begeh, dass vermelter aller christenlichoster küng 
an etlich ort wider etlichen sinen fiyend von kriegswegen 
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in eigner person verfuegen weite (causa belli in pro- 
pria persona sna proficisci) mag er in sinen costen an- 
nemen und nfprechen so vil (der) Eidgnossen hoptlüten 
und knechten, als er will, doch | nit minder dann sechs 
tusend, und sol die genanten hoptlüt erwelen Ton jet- 
lichem Ort nnser Eidgnoschaft nnd nnsern ewigen pnndt- 
gnossen, nämlich dem Herren Abt nnd Statt Sant Gallen, 
Ton den drien grawen Bänden, Wallis, Mülhusen, Rot- 
wil und Biel. 

Der französische König seinerseits verpflichtet sich 
für den Fall, dass die Eidgenossen von irgend welcher Seite 
angegriffen werden, ihnen zu liefern : 200 Lanzen, 12 
Stück Büchsen und so lange der Krieg dauere, alle Vier- 
teljahre 20000 Goldkronen. Dies laut dem VII. Artikel, 
der folgendermassen abgefasst ist : 

„Ob aber wir genanten Herren die Eidgnossen an 
unsern personen, ertrichen, landen und herrschafben, die 
wir jetz inhaltend und besitzend, mit krieg gefescieret, 
oder wir von einem fürsten oder einem anderen herren, 
wer der sige, oder von einem jeden andern herren, 
WZ wirden, stats oder eigenschaft der sige, ob er glich 
mit grösserer wirde fürträffe, angefochten oder ange- 
sprengt wurden, als dann sol egedachter cristenlichoster 
küng, so lang der krieg weret, zur beschiermung, be- 
rüerter unser ertrichen, landen und herrschaften uns 
vermelten Herren den Eidgenossen schuldig sin (ob er 
erfordert wirt) zur hilf und ufenthalt (ze) geben zwei 
hundert lanzen, sampt zwölf stuck buchsen, nämlich 
ftechs grossen und sechs mittelmässigen, in sinen costen, 
mit aller notdurft und bewarung. Und witer zur ufen- 
thalt gedachts kriegs, und so lang der weret, sol der 
selb cristenlichöst küng geben und zuo zellen (zahlen?) 
verschoffen uns Herren den Eidgenossen, in der Stadt 
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Lion, für jetlich fi'erteil jars fünf und zweinzig tnsend 
gold krönen, er sye mit kriegen beladen oder nit. etc. 
Diese Bestimmungen des Yereins lassen sich nach 
zwei Richtungen hin charakterisiren : 

1) Die stipulirte gegenseitige Hülfe besteht nicht 
in einer direkten Theilnahme am Kriege, sondern in 
einer indirekten Begünstigung : Frankreich sollte die 
Eidgenossenschaft nur mit WaflPenund Geld unterstützen, 
des Weiteren war es zu keiner Leistung verbunden. 
Die Eidgenossenschaft hatte allerdings als Staat die Ver- 
pflichtung übernommen, dafür zu sorgen, dass wenigstens 
6000 Mann in den Dienst des Königs treten würden, 
wenn man aber bedenkt, dass bisher schon immer Schwei- 
zersöldner iii viel grösserer Anzahl, als der hier stipu- 
lirten, in den Kriegen Prankreichs mitgefochten hatten, 
80 sinkt faktisch die Bedeutung jener Bestimmung auf 
eine Bestätigung an sich schon bestehender Verhältnisse 
herab, üeber diese Verpflichtungen hinaus war weder 
der eine noch der andere Staat an das Schicksal des 
Gegenkontrahenten in einem eventuellen Krieg irgendwie 
gebunden ^). 

2) Diese Bestimmungen sollen Anwendung finden 
nur für den Fall, dass einer der Staaten angegrif- 
fen wird. 

Beide Punkte, sowohl die Mittelbarkeit (oder schwei- 
zerischerseits Passivität) der Begünstigung wie auch der 
ausdrücklich hervorgehobene Zweck der Abwehr even- 
tueller Angriffe, müssen wohl berücksichtigt werden, um 
die nun folgende Politik der Schweiz zu verstehen. 



^) Was die gegenseitige Entschliessung in Friedensschlüsse 
mit dritten Staaten anbelangt, so hatte dieselbe nnr auf Ver- 
langen des betr. Contrahenten zu erfolgen. 
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Diese beanspruchte nämlich auch nach dem Verein re- 
gelmässig die Stellung eines Neutralen zwischen Deutsch- 
land und Frankreich wie anderen Staaten gegenüber. 
Dies widerspricht entschieden unserer heutigen Auffas- 
sung von den Pflichten eines Neutralen, aber nicht der 
damaligen. Was speziell die Militärkapitulation anbe- 
langt, so ist sehr leicht erklärlich, dass unsere Vorfahren 
sie damals aus verschiedenen Gründen als mit der Neu- 
tralität verträglich ansahen, ist ja doch der gleiche Stand- 
punkt noch im neunzehnten Jahrhundert verfochten wor- 
den^). Ueberhaupt hielt man sich auch damals und noch 
lange naeher für berechigt und verpflichtet, trotz der 
Neutralität, die vor Ausbruch des betreffenden Krieges 
durch Verträge eingegangenen Verpflichtungen zu er- 
füllen«). 

Nicht zu übersehen ist endlich, als Ausdruck der 
gewollten und bewussten Selbstständigkeit gegenüber 
Frankreich, diejenige Bestimmung des Vereins, laut wel- 
cher die Eidgenossen das Recht hatten, die eidgenös- 
sischen Söldner in französischen Diensten ohne Weitered 
heimzubeordern, wenn sie derselben zur Vertheidigung 
ihres eigenen Landes bedurften. (Siehe oben Artikel IL) 



durch ihr Gebiet auf Grund ihrer Neutralität untersagen wollte, 
trotzdem sie zur gleicher Zeit gemäss der bestehenden Kapitula- 
tion Söldner an Frankreich lieferte. 

2) Dieser Standpunkt wird von den Eidgenossen während 
dieser ganzen Periode aufrecht erhalten. Weder Frankreich 
noch Oesterreich ficht denselben direkt an. Worauf diese 
Mächte ihre beständigen Klagen gründen, ist nicht sowohl das 
Nentralitätswidrige m den abgeschlossenen Verträgen, als deren, 
nach ihrer Ansicht, mangelhafte imd parteiische £rfttliung. 
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Im ganzen entspricht der Verein yollkommen den 
zwei oben angeführten Grundsätzen der neuen Politik. 
(Siehe pag. 33, 34.) Auch mit dem Verein war die Eid* 
genossenschaft keineswegs an Frankreich verkauft, wie 
man &o oft zu lesen und hören bekommt, und auch von 
ihm sagen wir ohne Bedenken : Er ist besser, als sein 
Ruf. Von Bedeutung, nicht nur für die Stellung der 
Schweiz zu Frankreich, sondern namentlich auch zum 
deutschen Reich, ist der Passus: „und ob er glich mit 
merer wirde fürtreffe^ welcher nur auf den Kaiser Be- 
zug haben kann und ein sehr stichhaltiger Beweis ist 
für die von uns a. O. behauptete Unabhängigkeit der 
Eidgenossenschaft vom deutschen Reich schon in der da- 
maligen Zeit. 

Neben Frankreich kommt auch in dieser Periode verhwtniM 
vor allem Oesterreich in Betracht, welchem Staat gegö» gohaft znTwtw- 
über die Bedeutung des röm. Reiches deutscher Nation reioh. 
um so mehr schwand, als von nun an Jahrhunderte laug i'^^ewig?Erb* 
stets ein Habsburger die Elaiserkrone ttlig und dieser eumng 1477, er- 
Würde überall, wo es anging, dazu ausgebeutet wurde, °*^** j^J^**"^"^ 
um den Interessen Oesterreichs zu dienen. Das Ver- 
hältniss der Eidgenossen zu Oesterreich war im Wesent«» 
liehen schon durch die ewige Richtung von 1474 fest- 
gestellt worden. Dieser Vertrag wurde 1477 zu der 
ewigen Erbeinung und 1511 zur erneuten Srbeinung 
ausgedehnt. 

Der Inhalt dieser Vereinbarungen, wie sie durch 
die erneute Erbeinung zum Abschluss gelangten, ist in 
der Hauptsache, sofern er hier in Betracht kommt^ 
folgender : 

1) Bei kriegerischen Angriffen von aussen her soU 
len beide Theile auf einander „getreues Aufsehen^ ha- 
ben, damit keiner von ihnen wider Recht oder Billigkeit 
beschwert oder bedrängt werde. " 
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Das getreue Aufsehen würde in der ewigen Erb- 
einung 1477 dahin präcisirt, dass die Eidgenossen Hülfe 
leisten sollten diesseits des Arlbergs und der Grafschaft 
Tyrol, so oft Oesterreich ihrer Hülfe benöthigt wäre. 

1511 wurde durch die erneute Erbeinung aueh die 
Franche Comte unter das getreue Aufsehen der Eidge- 
nossen gestellt. 

2) Die Unterthanen des einen Theüs dürfen bei 
einem Angriffe auf den andern der feindlichen Macht bei 
strenger Strafe keine Kriegsdienste leisten. Ifeue Bünd- 
nisse mit anderen Staaten sollen diesen Verträgen nicht 
zuwiderlaufen. 

3) Die Eidgenossen haben das Besatzungsrecht in 
den 4 Waldstätten, Rheinfelden, Seckingen, Lauffenburg, 
Waldshut. 

Auch das Verhältniss der Eidgenossenschaft zu 
Oesterreich nach der erneuten Erbeinung stand nach 
Ansicht der Eidgenossen nicht in Widerspruch mit ihrer 
neutralen Politik, denn erstens handelte es sich um Hülfe- 
leistungen, die in früheren Verträgen versprochen worden 
waren, und sodann hatten sie mit jenen Vertragsbestim- 
mungen mehr sich selbst vertheidigen als Oesterreich 
unterstützen wollen. 

Dass nämlich die Eidgenossen Oesterreich für einige 
an ihre Länder grenzende Gebiete bezw. Provinzen die- 
ses Staates ihre Hülfe gegen Angriffe zusagten, erklärt 
sich vor allem sehr leicht aus dem grossen Interesse, 
das sie hatten, den Krieg möglichst fern von ihren ei- 
genen Grenzen zu halten. Uebrigens wurde diese Hülfe 
später, in Folge des immer mehr und immer schärfer 
hervortretenden neutralen Charakters der eidgenössischen 
Politik, äusserst selten und dann noch in mangelhafter Weise 
von den Eidgenossen geleistet, wie wir dies im ferneren 
Verlauf unserer Darstellung werden auszuführen haben. 
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Gegen die Bestimmungen des Vereiüs mit Frank- Der verein und 
reich Verstössen diese Verträge mit Oesterreich foi^.*^!^^'^^®^»^^^®»' 
mell nicht. 

Auch war der Gegensatz zwischen den Interessen 
des einen und des anderen Staates Anfatigs des 16. 
Jahrhunderts noch nicht ein so ausgesprochener wie 
späterhin. Allein dieser Gegensatz wird in der Folge- 
zeit immer fühlbarer, und bei der wachsenden Rivalität 
zwischen Oesterreich und Frankreich war vorauszusehen, 
dass diese Verträge der Schweiz mit Oesterreich und 
Frankreich, obwohl formell neben einander möglich, 
thatsächlich mit einander concurriren und zu zahlreichen 
DüGferenzen Anlass bieteii würden. Ueberdies entbehrt 
der Zweck gegenseitiger Defension in den Verträgen mit 
Oesterreich einer bestimmten, unzweideutigen Fassung, 
und aus der Art und Weise, wie die Eidgenossen später 
das getreue Aufsehen auslegen und halten, ersieht man, 
dass das höhere Alter der Erbeinungen gegenüber dem 
Verein ihnen keineswegs von Nutzen war. 

Solcher Natur waren die politischen Beziehungen Charakter der 
der Schweiz zu Frankreich und Oesterreich und die völ- "^^^^^^ 
kerrechtliohen Anschauungen dieser Staaten am Anfange sichtlich d. inter- 
dieser Periode. Dieselben sind grundlegend und leitend °*J^^^"^^^^^ 
für die Entwicklung und Beurtheilung der Neutralitäts- völkerrechtlichen 
Verhältnisse während des ganzen Zeitraumes^). Die Auf- -^"s«*»*^^^^®^* 



*) Die Erbeinung wurde 1557 mit Philipp II. von Spanien 
erneuert und ward auch nachher um so viel berufener, als so- 
wohl die Schweiz wie auch Oesterreich aus ihrer unbestimmten 
Fassung Vortheil zu ziehen suchte. 

Der ewige Friede und der Verein blieben während der gan- 
zen Periode in Kraft. Nur für die Zeit v. 1723—1777 wurde der 
Verein zwischen Frankreich und den reformirten Ständen nicht 
erneuert. 
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fassung von den Pflichten und Rechten der Neutralität 
war nicht klar und scharf, sondern vielfach getrübt durch 
das Eingreifen widersprechender Interessen. Demzufolge 
ist die thatsäohlich beobachtete Neutralität während der 
ganzen Periode in mancher Hinsicht unsicher und unbe- 
stimmt. Namentlich der Widerstreit zwischen den In- 
teressen am fremden Kriegsdienst and der neutralen Stel- 
lung des eigenen Staates zieht sich in wirrem Zickzack 
durch die Neutralität dieser ganzen Periode hindurch. 
Einflnss der Deunoch aber, trotz der Bekanntschaft mit diesen 

stdiung undder^"*^^^*'®^ uud Beweggründen, welche das internationale 
inneren Zustände Yerhalten der Eidgenossenschaft wesentlich bestimmten, 
«chaft wf^eren würde mau das meiste nicht beim richtigen Licht be- 
Nentraiität. trachton, wcuu man nicht die äussere Machtstellung des 
eidgenössischen Staates gehörig berücksichtigte und stets 
wieder von den äusseren Verhältnissen auf die inneren 
Zustände der Eidgenossenschaft zurüokgtenge. 

Die Eidgenossenschaft war am Anfang dieser Pe- 
riode noch ein starker und sehr geachteter Staat. Diess 
ist sehr natürlich. Die Besiegten von Marignano, deren 
Niederlage für die Sieger fürchterlicher gewesen als für 
sie selbst, konnten nicht mit einem Male alle ihre Kraft 
verlieren, und die Achtung vor dem Schweizernamen 
dauerte um so mehr fort, als die Schweizer nach wie 
vor sich als die besten Soldaten in den fremden Heeren 
erwiesen. 

Wer dafür Beweise sucht, der lese in den Abschieden 
nach, wie oft alle umliegenden Staaten, ob klein ob 
gross, sich auch noch im sechszehnten Jahrhundert um 
die Gunst und Freundschaft der Eidgenossen beworben. 
Das hohe Ansehen, in welchem damals noch die Schwei- 
zer standen und die Macht, welche dieselben zu ent- 
wickeln im Nothfalle im Stande gewesen wären, das 
waren die Grundpfeiler ihrer Politik und auf ihnen bauten 
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sich auch die eidgenössischen Neutralitätsverhältnisse 
auf. Da die Bundesgenossenschaft von den Eidgenossen 
nicht zu erlangen war, hütete sich jeder Staat, dieselben 
von ihrer neutralen Stellung durch Missachtung ihrer 
Rechte und Ansprüche auf die Seite des Feindes zu 
drängen. Nur wenn wir diese Möglichkeit einer even- 
tuellen, ausschlaggebenden Verbindung der neutralen 
Eidgenossenschaft mit dem Feinde des Angreifers, in der 
für jeden Staat die Haltbarkeit seiner gegenwärtigen 
Neutralität liegt, nur wenn wir dieses wichtige positive 
Moment der Neutralität gebührend würdigen, können wir 
z. B. begreifen, wie der deutsche Kaiser während des 
grössten Theils dieser Periode sich in die Rolle eines 
ewigen und selten befriedigten Klägers fand und nicht 
zur Selbsthülfe griflP. 

Anderseits hatte naturgemäss alles dasjenige, was 
geeignet war, die Macht und Energie des Staates zu 
lähmen, nachtheilige Folgen für die Neutralität. Diese 
theilt stets das Schicksal der Staatsidee überhaupt. Das 
zeigt sich sowohl im sechszehnten und siebenzehnten 
Jahrhundert, während welcher Zeit die politische Bedeu- 
tung der Schweiz sich fast stationär bleibt, als auch im 
achtzehnten Jahrhundert, wo deren Verfall sich in sicht- 
barer Weise vollzieht. Namentlich war in dieser Hin- 
sicht von verderblichem Einfluss die confessionelle Spal- 
tung der Eidgenossenschaft, und sie verdient desshalb 
jeweils besonders berücksichtigt zu werden. 

Damit glauben wir dasjenige in der Hauptsache 
angedeutet zu haben, was für die Beurtheilung der Neu- 
tralität in dieser Periode massgebend und geeignet ist,, 
den Mangel an detaillirter Ausführlichkeit in der nua 
folgenden summarischen Darstellung weniger fühlbar zu. 
machen, 

4 
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IL Die neutrale Stellung der Schweiz bis 
zum 30-jährigen Kriege. 

A. Die Mailänder Kriege. 

Kurze Zeit nach Abschluss des Vereins brach der 
Krieg zwischen Franz I. und Karl V. in Italien aus 
und dauerte mit kürzeren oder längeren Unterbrechungen 
bis in die vierziger Jahre hinein. Gemäss dem Verein 
kämpften Schweizersöldner auf der Seite Frankreichs. 
unterstützTuig Gleich am Anfang: dieser Kriege zeigt sich, ge- 

durch Zürich, wisscrmasseu als Vorläuferin der späteren mneren Zwi- 
stigkeiten, eine Divergenz Zürichs von der gemeineid- 
genössischen Politik. Zürich war nämlich seiner Zeit 
dem Verein nicht beigetreten ^) trotz der Bemühungen 
Frankreichs und der andern Stände, hatte aber , freilich 
auch nicht dessen Zustandekommen hindern können. 
Jetzt benutzte es den sich bietenden Anläse, um der 
französischen Politik entgegen zu arbeiten. Während 
von den andern Orten Söldner nach Frankreich zogen, 
gestattete Zürich dem Agenten des Papstes, der sich 
mit dem Kaiser gegen Frankreich verbündet hatte, den 
grössten Theil eines Heeres von ungefähr 8000 Mann 
auf seinem Gebiete anzuwerben. Diese Armee sollte 
gegen Frankreich, somit eventuell gegen Miteidgenossen, 
geführt werden. Allein bevor es zu einem Zusammen- 
stoss zwischen Schweizerbrüdern kam, löste sich das 
Heer in Folge des Todes von Papst Leo X. auf, und 
der grösste Theil dieser Söldner kehrte heim^). Die 
neutrale Stellung der Eidgenossenschaft wurde durch 



*) Siehe oben sub. L 

2) Dändliker, Schweizergeschichte II 442 : dieser Zug wurde 
vom Volke scherzweise der „Leinlackenkrieg" genannt. 
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dieses Verhalten Zürichs für einen Augenblick sehr ge- 
fährdet, und es ist diess ein drastisches Beispiel der 
Uebelstände, welche aus der damaligen, unzulänglichen 
Verfassung der Eidgenossenschaft entstehen konnten. 
Indessen hatte, wie gesagt, diese merkwürdige Haltung 
des nachher so papstfeindlichen Zürichs keine weiteren 
Folgen. Von da an sprach sich Zürich prinzipiell und 
consequent gegen allen fremden Dienst aus, indem es 
als Führer der reformatorischen Bewegung die Abschaf- 
fung des fremden Dienstes in sein Programm der Ee- 
formation aufnahm und den andern Ständen bei jeder 
Gelegenheit strengere Ordnung im Söldnerwesen em- 
pfahl 0- 

Die Reformation vollzog sich in der Schweiz in der PoiitischeFoigen 
Hauptsache Ende der zwanziger Jahre, in Zürich etwas 
früher, sobald nämlich Zwingli dort endgültig die Ober- 
hand gewonnen hatte. Aus der religiösen Spaltung ging 
unmittelbar die politische hervor. Bald wurden geson- 
derte Tagsatzungen der katholischen und reformirten 
Orte die Regel, gemeineidgenössische dagegen Ausnah- 
men. In Folge dessen ward die eidgenössische Politik 
mehr eine gegenseitige Ueberwachung als ein gemein- 
sames, entschiedenes Vorgehen, so oft religiöse Interessen 
in's Spiel kamen, und Letzteres traf ja meistens zu. So 
finden wir schon nach den ersten Schlachten der Mai- 
länderkriege die religiöse Spaltung im Innern der Eid- 
genossenschaft vollzogen. 

Indessen traten während dieser Kriege die religiösen '^^^^raXe stimm- 

^ ... •!, .iT-rn 1. ^°& während der 

Oegensatze nicht so m den Vordergrund wie später. MaiiänderKriege. 
Die beiden Kriegführenden kämpften nicht um ihre Re- 
ligion, sondern lediglich um den Besitz Mailands. Umso- 



1) E. A. IV I C. 710. 



52 

eher war es beiden Parteien geboten, sich streng an die 
Neutralität zu halten, an der beide nach der nunmeh- 
rigen Politik gleich grosses Interesse hatten. Auf einer 
Tagsatzung der drei Orte zu Brunnen Ton 1533 will 
man eingedenk sein, dass die Boten von Schwyz ge- 
redet und gebeten, sich der fremden Fürsten und Herren 
zu müssigen „in Ansehung, was uns vor Augen und 
das uns die ünsrigen nit entfurt**). Ebenso aufrichtig 
meinten es die reformierten Stände mit der Neutralitat. 
Namentlich war es Zürich, das jede Grelegenheit benutzte, 
um die andern Stände zu möglichst genauer Beobach- 
tung der „Unpartyschungund Neutralität*' zu ermahnen^. 

Dm Verhalten So konueu wir im Allgemeinen sagen, dass die Eid- 

gegenüber^^den" &®^^®^®^^^l^*f*' Tcdlich bestrebt War, die Neutralität all- 

Kekiamationeny. seitig aufrecht ZU erhalten^). Doch sie musste rechnen 

Frankreich und «ijii. jj* • i. tvi« 

oesterreioh. "^** ^®°^ status quo. Und dieser war emer strengen Durch- 
führung der Neutralität in mancher Hinsicht ungünstig. 
Die Ansprüche Frankreichs an dem Verein tendirten 
stets nach übermässiger Ausdehnung, und in Bezug auf 
das getreue Aufsehen der Erbeinungen konnten sich die 
Schweiz und Oesterreich nicht zu einer übereinstim- 
menden Auslegung einigen*). Daraus entstanden Wider- 
sprüche aller Art, und die Eidgenossen suchten so neu- 
tral zu sein, als es die faktischen Umstände erlaubten. 
Gegenüber den unzähligen, fast auf jeder Tagsatzung 



') E. A. IV I C, p. 138. 

2) E. A. V I C, p. 709, 710. 

5) E. A. IV C I: 138, 141, 695, 705, 709, 718, 736, 852, 864 
867, 882, 891, 892, 913 ; I D : 144, 152, 164, 173, 174, 187^ 
494, 547. 

♦) E. A. V, 261. 295, 322, 348, 354, 365, 374, 377-384 
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wiederkehrenden Reklamationen, Vorwürfen, Ermahn- 
ungen und Anerbietungen der Kriegführenden hielten 
sie namentlich an zwei Punkten fest, nämlich, 1) dass der 
Kaiser bezw. dass Oesterreich absolut keine Söldner an- 
werben dürfe, 2) dass der Verein nur dann anzuwenden 
sei, wenn Frankreich angegriffen werde. Damit war 
aber die Hauptschwierigkeit nicht gelöst, welche darin 
bestand, jeweils zu entscheiden, welcher von den Krieg- 
führenden der Angreifer sei. Statt dieses festzustellen, 
was ihnen in den meisten Fällen unmöglich gewesen 
wäre, benutzten sie die gegenseitigen Anschuldigungen 
der streitenden Mächte, um das Wirksamwerden der 
Verträge, sowohl des Vereins als der Erbeinungen, wo 
möglich als zweifelhaft hin oder in Abrede zu stellen^). 
Auf diese Weise entkräfteten sie die Ansprüche des 
Einen durch die Ansprüche des Andern. Es war diess 
keine Neutralität, wo der Neutrale weder als Bichter 
noch als Partei erscheint. Vielmehr brachten die Krieg- 
führenden alle ihre Klagen und Beschwerden gegen ein- 
ander vor die eidgenössische Tagsatzung, und die Eid- 
genossen hatten insofern darüber zu richten, als sie 
erkennen mussten, ob ihre Verträge unter den vorlie- 
genden Umständen Platz greifen sollten oder nicht. Sie 
erkannten sehr wohl das Unzuträgliche, welches darin 
liegt, dass ein Staat von den gegenseitigen Klagen auf 
diese Weise Notiz nimmt und aus denselben gleichsam 



^) Dies gelang ihnen um so eher» als fast auf allen Tag- 
satzungen die Anwälte der beiden Kriegsparteien, die franzö- 
sischen und spanischen oder kaiserlichen Gesandten, direkt ein- 
ander gegenüberstanden und in ihren Vorträgen sich alle Mühe 
gaben, durch Verdächtigungen und Uebertreibungen aller Art 
den gegnerischen Einfluss zu überbieten oder wenigstens zu 
paralisiren. 
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das eigeoe Verhalten bestimmt^). Indessen war diese 
Berücksichtigung der fremden Verhältnisse nur eine 
Folge ihrer früher eingegangenen Verträge. Sie mussten, 
um trotz dieser neutral bleiben zu können, gerade da- 
rauf ihr Hauptaugenmerk richten, dass weder die eine 
noch die andere Partei durch unstatthafte Anwendung 
dieser Verträge Schaden leide. Also befassten sie sich 
mit den gegenseitigen Anschuldigungen des Königs und 
des Kaisers nur insofern, als ihre Neutralität einge- 
schränkt werden sollte und gerade um diese Einschrän- 
kung möglichst unbedeutend und selten zu machen. 
Wo sie die Nichtanwendbarkeit der Verträge plausibel 
machen konnten, und das gelang ihnen in der Regel, 
stellten sie sich entschieden auf den Standpunkt der 
Neutralität. Sie nahmen dabei keinen Anstand, sowohl 
dem Kaiser jede Werbung zu verbieten, als auch den 
französischen König zur Entlassung der Schweizersöldner 
aufzufordern. Und wenn ihren Forderungen nicht ent- 
sprochen wurde, schlugen sie hie und da, namentlich 
gegen Frankreich, einen nicht sehr höflichen Ton an. 
So beschwert sich der französische König in einem Brief 
vom 23. November 1537 folgendermassen über den Styl 
einer ihm von der Schweiz zugegangenen Note : „und 
wir könnend nit glauben, dass die rüche (sie !), so ihr 
erzeigen durch uwer brief, von uweren Herren und 
oberen, die wir so wyss und besindt halten, aber allein 
uss etwas sunderbarem, die von wegen etlicher schenken, 
so unser fyend inen bewysen harwachsen thüye^). Die 



1) Mehr als ein Mal erklären einzelne Stände auf die gegen- 
seitigen Beschwerden gar nicht eintreten zn wollen. So tibrigeng 
auch schon in der früheren Periode anlässlich des aRomzuges" 
E. A. III 2, p. 398. 

2) E. A. IV I C 913. 
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erwähnte Reklamation der Schweiz, wie ja fast alle ihre 
gegen Frankreich gerichteten Einsprachen, betraf „Trans- 
gressionen** ^), die sich der französische König hatte zu 
Schulden kommen lassen. 

Schon jetzt zeigte sich, wie wenig eigentlich die ^*^^®'**®'^®*®°* 
Eidgenossen ihre Landsleute in fremden Diensten in 
ihrer Gewalt hatten. Aber auch im eigenen Lande 
wollte es schon damals nicht recht gelingen, die Ord- 
nung im "Werbewesen aufrecht zu erhalten. An dem 
guten Willen und der nöthigen Einsicht fehlte es auch 
hier nicht. Während der Mailänderkriege, wie während 
der ganzen Periode, erliess die Tagsatzung zahlreiche 
Verbote mit Strafandrohungen gegen unerlaubte Werb- 
ungen*). Auf der Tagsatzung vom 26. Juni 1536 wird 
sogar beantragt, die Botschafter der fremden Fürsten, 
da sie die Leute aufwiegeln, aus der Eidgenossenschaft 
auszuweisen^). Doch das fremde Geld benahm auch 
den strengsten Verboten grösstentheils die Wirkung. 

Hie und da wird bei Behandlung der beidseitigen sondersteHung 
Ansprüche auch das Sonderinteresse einzelner Kantone "^^^^^^^^j^^] 
rege. Luzern namentlich, das bei Frankreich stark en- erhaitung des 
gagirt war, ist stets eher geneigt, diesen Staat als den pri^-pf^^^der 
Angegriffenen und als hülfeberechtigt hinzustellen*), wo- gememeidge- 
gegen andere Kantone, wie Schaff hausen, an der Grenze °^*"Y^^° ^°" 
des Reiches, das Hauptgewicht darauf legen, den Kaiser 
nicht zu beleidigen. Zürich hatte von jeher die strikte 
Neutralität angestrebt, was mit seiner Stellungnahme 
gegenüber dem Söldnerwesen eng zusammenhieng, und 



^) Transgressionen, d. h. Uebertretungen des Vertrages, ver- 
tragswidrige Verwendungen der Söldner. 
2) E. A. V 2 I 707. 
») E. A. IV I C 710. 
*) E. A. IV C I 736. 
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erklärte wiederholt, sich der fremden Fürsten in keiner 
Weise annehmen noch irgend welche Yerantwortlichkeit 
bezüglich eines aus deren Handeln resoltirenden Seha- 
dens auf sich nehmen zu wollen^). Auch Andentangen 
einer besondem Politik oder wenigstens eines selbst- 
ständigen Vorgehens Berns gegen Kaiser und König 
kommen Tor, nnd dieses eigenmächtige Vorgehen wurde 
ihm von den andern Orten übel vermerkt^. Darin aber 
waren alle Stände einig, dass man an der von Anfang 
an beanspruchten Neutralität festhalten müsse, und die- 
selbe ist auch während der ganzen Dauer der Kriege 
Karls V. mit Frankreich Yon beiden Theilen anerkannt 
worden. Inwiefern die Eidgenossen dabei verstanden 
haben, die sich widersprechenden Verhältnisse zu Gunsten 
ihrer Neutralität auszunutzen, haben wir oben ausge- 
führt; indessen der beste Schatz und die sicherste Ga- 
rantie derselben war das hohe Ansehen, das sie fort- 
fuhren, bei den europäischen Mächten zu gemessen. 
Daneben waren die Verhältnisse fär ein gemeinsames 
Vorgehen der religiös getrennten Parteien, wie bereits 
betont, gegenüber späteren Zeiten, insofern günstig, als 
weder der eine noch der andere der Kriegführenden 
einen besondem confessionellen Standpunkt einnahm, 
sondern beide von rein politischen Rücksichten geleitet 
wurden. 

B. Der Schmalkaldische Krieg. 

Schon beim Ausbruch und während des Sehmal- 
kaldischen Krieges^) in Deutschland in den Jahren 1546 



1) E. A. IV 1 V 848. 

2) IV C 1 864. 

^) E. A. IV I 1). unter „Schmalkaldischer Krieg*. 
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und 1547 traten die religiösen Gegensätze viel schärfer 
hervor. Es war nicht anders möglich, als dass beide 
Parteien der Schweiz mit ihren Glaubensgenossen in 
Deutschland lebhaft sympathisirten. Yon beiden Kriegs- 
Parteien wurden Versuche gemacht, die Hülfe der Ke- 
formirten beziehungsweise Katholiken zu erlangen. Allein 
beide Parteien erklärten^) und verhielten sich neutral. 
Für die Reformirten war die Versuchung, von der Neu- 
tralität abzuweichen, um so grösser, als in Folge der 
Niederlage der Protestanten, die mit der Eidgenossen- 
schaft überhaupt von Alters her, und mit den refor- 
mirten Ständen seit der Reformation speziell, engbefreun- 
dete Stadt Konstanz von den siegreichen kaiserlichen 
Truppen belagert wurde und inständige Bitten um Hülfe 
an ihre schweizerischen Glaubensgenossen sandte. Doch 
diese mussten sich überzeugen, dass Angesichts der 
kaiserlichen Uebermacht und der Haltung der katho- 
lischen Orte die Nichttheilnahme am Krieg das einzig 
Rathsame war. 

C. Verletzungen des Basler Gebietes in der II. Hälfte 
des 16. Jahrhunderts. 

Bisher war die Neutralität der Schweiz vor Ver- 
letzungen in Folge widerrechtlichen Betretens ihres Ge- 
bietes glücklich verschont geblieben, weil die Kriege 
sich nicht in unmittelbarer Nähe der schweizerischen 
Grenzen abgespielt hatten. Die Eidgenossen hatten bis- 
her aber auch gar nichts gethan, um eventuellen Ver- 
suchen, ihre Grenzen mit Kriegsmacht zu überschreiten, 
entgegenzutreten. Noch lange Zeit nachher gelangte 



^) Es war dies die erste förmliche Neutralitätserklärung, 
siehe Hilty Jahrbuch 1887, p. 688. 
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ihnen die nach heutiger Anschauung schwer wiegende 
Verantwortlichkeit der neutralen Staaten in Bezug auf 
die Yertheidigung ihres Gebietes nicht zum vollen Be- 
wusstsein. Als daher in den Kriegen der zweiten Hälfte 
des sechszehnten Jahrhunderts kriegerische Truppen 
wiederholt die Schweizergrenze berührten, wurde die 
Neutralität der Schweiz, namentlich auf dem am meisten 
ausgesetzten Gebiet Basel, durch die Franzosen mehr- 
mals verletzt. Basel zeigte sich gegenüber diesen Ueber- 
griffen der Franzosen, die besonders 1589, unter dem 
General Saucy, sich sehr eigenmächtig und rücksichtslos 
benahmen, und gegenüber dem neutralitätswidrigen Ver- 
halten der eigenen Angehörigen so wehrlos, dass der 
spanische Gesandte Pompeyus della Croce der Tagsatz- 
ung mehrmals darüber vorstellig wurde und einmal sogar 
die Drohung fallen liess^ der Kaiser habe eventuell die 
Mittel, die zu bestrafen, die ihn beleidigen^- 

Diese Sprache des spanischen Gesandten erklärt 
sich aus dem colossalen Aufschwung, den die habs- 
burgische Macht am Anfang des Jahrhunderts genommen 
hatte und die sie nun, da Frankreich damals in Folge 
innerer Religionskriege in seiner äussern Politik ge- 
lähmt war, unbeschränkt zur Geltung bringen konnte. 
Die Eidgenossen Hessen sich durch den ungewohnten, 
hochfahrenden Ton nicht einschüchtern, wohl wissend, 
dass Oesterreich sich zweimal besinnen werde, bevor es 
ihnen den Krieg erkläre. Allein die grosse Gefahr, die 
ihnen von diesem versöhnten Feind drohte, der sie jetzt 



») E- A. V, p 189, 703, 1245 : Der spanische Gesandte bringt 
unter Anderem Folgendes vor : Die Basler haben den Franzosen 
Schiffe, Wagen, Seile und Waffen geliefert. 12 beladene Maul- 
thiere des Herzogs von Parma seien auf Anstiften des Herrn 
von Saucy in Basel aufgegriffen und zurückgehalten worden. 
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Ton allen Seiten umfasste, entgieng den Eidgenossen 
keineswegs. Sie hatten den Blick erwartungsvoll auf 
Prankreich gerichtet, in dessen Bestimmung es von 
jeher gelegen hatte, das Haus Habsburg zu bekämpfen 
und zu schwächen. 



D. Allgemeine religiöse Stimmung Europas am Anfang 
des 17. Jahrhunderts. 

Die gemeinsame Furcht vor der habsburgischen 
Macht hatte schon in den letzten Zeiten Karls V. und 
später hie und da eine gegenseitige Annäherung zwi- 
schen den Religionsparteien der Eidgenossen zur Folge 
gehabt. Diese Annäherungen waren aber nur vorüber- 
gehend gewesen und hatten den religiösen Strömungen 
gegenüber nicht Stand zu halten vermocht. Die con- 
fessionellen Gegensätze, die sich in Europa allerorts zu- 
schärften, machten sich auch in der Eidgenossenschaft 
gegen Ende des Jahrhunderts immer bemerkbarer. Die 
Schweiz theilte in dieser Beziehung die allgemeine Stim- 
mung Europas, und namentlich die Vorgänge im Innern 
von Frankreich bewirkten Ebbe und Fluth auch in der 
schweizerischen Parteipolitik. Als Heinrich IV. gegen 
Ende des siebzehnten Jahrhunderts auf den französischen 
Thron gelangte, kam etwas mehr Buhe in die religiösen 
Verhältnisse, und auch der Riss in der Eidgenossen- 
schaft zog sich zeitweilig etwas zusammen. Doch es 
war nur die Ruhe vor dem Gewitter. Schwere Ereig- 
nisse lagen in der Luft. Namentlich in Deutschland 
drohten die confessionellen Gegensätze heftiger als je 
auf einander zu platzen. Nicht ohne Bangen sahen 
beide eidgenössischen Parteien dem hart an ihren Gren- 
zen sich vorbereitenden Kampf entgegen. 
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E. Die religiösen Parteiverhältnisse in der Schweiz 
unmittelbar vor dem 30-jährigen Kriege. 

Erwartungsvolle Hoffnungen für die eigene Glau- 
benssache mischten sich mit ernster Besorgniss um das 
gemeinsame Vaterland. Vaterland und Religion stritten 
mit einander um die Herrschaft in der Brust der Eid- 
genossen. Wenn wir uns in jene Zeiten religiösen 
Fanatismus zurück versetzen, wo ganz Europa von reli- 
giösen Ideen bewegt und erfüllt war, begreifen wir un- 
schwer, auf welche Seite sich auch die Eidgenossen 
neigten. Auch ihnen gieng damals der Glaube über 
Alles, das Vaterland kam nur in zweiter Linie in Be- 
tracht. Nimmermehr hätte sich in der damaligen Zeit 
eine der Parteien dazu verstanden, ihre Glaubensin- 
teressen denen des Gesamt- Vaterlandes zu opfern. Dieses 
wäre zerrissen und definitiv in zwei feindliche, selbst- 
ständige Bünde getrennt worden, wenn nur das National- 
gefühl jener Zeit mit der verzehrenden Flamme des 
wildentfachten Glaubenseifers zu ringen gehabt hätte. 
Wenn die religiösen Parteien die Ueberzeugung gehabt 
hätten, nur durch ihre Theilnahme am bevorstehenden 
Kriege ihren Glaubensgenossen helfen und ihren Glauben 
vertheidigen zu können, dann hätten sie unbedingt den 
Kriegführenden sich angeschlossen. Dass sie diess nicht 
thaten, dass die Schweiz nicht in zwei Lager endgültig 
auseinander fiel, ist lediglich dem Umstand zu verdanken, 
dass die Schweizer durch ihre Theilnahme am Kriege 
den kriegführenden Glaubensgenossen Nichts nützen 
bezw., dass sie denselben ebensoviel Vortheil verschaifen 
konnten, indem sie am Kriege keinen Antheil nahmen. 
Die beiden Parteien waren nämlich, Alles in Betracht 
gezogen, ungefähr gleich stark. Die Reformirten ver- 
fügten über mehr Leute und Mittel, die Katholiken 
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hatten in ihren Händen den sehr wichtigen Gtotthardpass 
und konnten ihre Kräfte leichter concentriren. Der 
Yortheil, den die Katholiken dem Kaiser durch ihre 
Betheiligung am Kriege bieten konnten, musste durch 
die Hülfe, welche von Seiten der Reformirten seinen 
Feinden zu Theil wurde, aufgehoben werden und umge- 
kehrt. Ebenso viel effective Wirkung, wie durch diese 
einander paralisirenden Unterstützungen , war durch 
gänzliche beidseitige Enthaltung vom Kriege zu er- 
reichen. Man konnte durch Erhaltung des Friedens 
ebensoviel erzielen, wie durch Eröffnung des Krieges. 
Für den Krieg aber sprachen nur die reinen Glaubens- 
interessen, dagegen für den Frieden und gegen den 
Krieg machten sich neben den Glaubensinteressen fol- 
gende Motive geltend: 

1) Das Nationalgefühl, das Gefühl der Zusammen- 
gehörigkeit, das stets wieder erwachte, wo der religiöse 
Fanatismus ihm ein Plätzchen frei Hess. 

2) Die Furcht vor den materiellen Schädigungen 
und Nachtheilen, die ein Krieg stets im Gefolge hat. 

3) Die Wahrscheinlichkeit, welche sowohl für die 
Parteien als solche als auch für deren einzelne Glieder 
(die Kantone), gegeben war, ihre Selbstständigkeit durch 
Einmischung in den Krieg zu verlieren. 

Es wurden somit die Glaubensinteressen an dem 
bevorstehenden Kriege durch die oben aufgezählten In- 
teressen an der Erhaltung des Friedens zu der bestimm- 
ten gegenseitigen Forderung der reformirten und katho- 
lischen Partei condensirt, sich dieses Krieges gänzlich 
zu enthalten. Mit der Einsicht in diese Concurrenz . der 
Verhältnisse war die Möglichkeit gegeben, durch eine 
gemeinsame Politik religiöse Interessen zu wahren, die 
an sich direct einander zuwiderliefen und zugleich ge- 
meinsame nationale Interessen zu verfolgen. Diese ihre 
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eigenthümliche Lage hatten die beiden Parteien schon 
früher erkannt^). Aber mit der zunehmend schärferen 
Ausprägung der religiösen Gegensätze und Tendenzen 
musste auch dieses regulirende Wechselverhältniss zu 
bestimmterer Fassung und grosserer principielier Be- 
deutung gelangen, und so finden wir beim Ausbruch 
des dreissigjährigen Krieges jede der beiden Parteien 
entschlossen, neutral zu bleiben, natürlich immer unter 
der Bedingung, dass die andere ein Gleiches thue^. 



IIL Die Neutralität der Eidgenossenschaft 
während des 30-jährigen Krieges. 

Das Charakteristische und Eigenthümliche dieses 
speciellen Zeitraums fiiesst aus dem Yerhältniss zwischen 
den beiden schweizerischen Beligionsparteien, dessen Be- 
deutung, als eigentlicher Basis der Ifeutralität, wir be- 
reits erläutert haben. Der innere religiöse Zwiespalt 
ist es, welcher, trotzdem er formell und nominell durch 
die gemeinsame Neutralität beider Parteien nach aussen 
bin als ausgeglichen erscheint, während der ganzen 
Dauer des Krieges in sehr erkennbarer Weise die Neu- 
tralitätsverhältnisse bestimmt und beeinflusst 



*) So während des Schmalkalderkrieges, siehe pag. 57. 

2) Diese der Neutralität im 30-jährigen Kriege zu Grunde 
liegende gegenseitige Bedingung äussert sieh sowohl in den be- 
ständigen gegenseitigen Drohungen der beiden Parteien, sich 
den ausländischen Glaubensgenossen auzuschliessen, wie in der 
Art und Weise, wie sie den fremden Mächten gegenüber die 
Nothwendigkeit ihrer Neutralität darzutbun suchen. Sie betonen 
ihren kriegführenden Glaubensgenossen gegenüber stets, dass die 
Neutralität der andern Partei nur von ihrer eigenen Nichtbe- 
theiligung abhänge. E. A. V 982, V 2 1 : 760. 
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Vor Allem sind als direkter Ausfluss des innern sonderbeziehun- 

, gen der Evangre- 

religiösen Streites zu betrachten die vielen, die neutrale üschen u. Katho- 
Stellung der Schweiz mehr oder weniger compromitti- ^^^®° ^^^ ^^^' 
renden , Sonderbeziehungen der Parteien zum Aus- 
land^). Wie der innere Hader nicht neu, sondern jetzt 
in Folge der internationalen Ereignisse nur von erhöhter 
Bedeutung war, so treffen wir auch Anlehnungen der 
Katholiken und Beforpairten an auswärtige Staaten 
schon vor dem dreissigjährigen Kriege an^). Wir haben 
sie bisher nicht erwfthnt, weil sie in der früheren Zeit 
mehr als Syntome der inneren Gährung denn als durch 
diese bewirkte Veränderungen in der internationalen 
Stellung der Eiijgenossenschaft erscheinen. Erst mit 
den nun hereinbrechenden grossen Kriegsereignissen be- 
ginnen ihre conoreten Folgen sichtbar zu werden. Dess- 
halb wollen wir an dieser Stelle auch die hauptsäch- 
lichsten Sonderbeziehungen der beiden Parteien vor dem 
Ausbruch des 30-jährigen Krieges anführen. 

Im Jahr 1587 hatten di« Katholiken ein Bündniss 
mit dem spanischen Statthalter in Mailand abgeschlossen 
worin gegenseitige Hülfeleistung versprochen worden 
war und wonach der spanischen Krone freie Werbung 
und der Durchpass innerhalb des Gebietes der katho- 
lischen Orte erlaubt sein sollte. Nur mit grosser Mühe 
hatte in Folge dessen Heinrich IV. von Frankreich auch 
von den Katholiken Söldner bekommen, um die spa- 
nische Macht niederzuhalten, und schon 1604 konnte 
Spanien seine früheren, für kurze Zeit abgebrochenen 



1) Die nun folgenden Ausführungen über die Neutralität der 
Schweiz im dreissigjährigen Kriege fussen zum grössten Theil 
auf der Arbeit Seehausens : Schweizerpolitik während des 30- 
jährigen Krieges. 

2) Seehausen, pag. 7. 
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Beziehungen mit der katholischen Partei wieder auf- 
nehmen'). 

Mit dem Tode Heiorich's lY. geriethen die Refor* 
mirten der Schweiz wie Deutschlands in eine bedenk- 
liche Lage, und fast alle Feinde des übermächtigen 
Hauses Habsburg thaten sich Angesichts der drohenden 
Gefahr zusammen zu gemeinsamer Yertheidigung. Trotz- 
dem leisteten die eyangelischen Schweizer der anlässlich 
des Jülichschen Erbfolgestreites an sie ergangenen Eün-^ 
ladung der Union, ihr beizutreten, nicht Folge. Immer- 
hin hatten Yerhandlungen darüber stattgefunden. Als 
aber im Jahr 1612 die Königin Wittwe Maria von Me- 
dici sich entschieden auf die Seite Spaniens neigte und 
auch den Ansprüchen des Savoyischen Herzogs Karl 
Emanuel auf die Berner Herrschaft Waadt und das zu- 
gewandte Genf gewogen schien, da nahmen die Stände 
Bern und Zürich ein ihnen vom Markgrafen Georg 
Friedrich von Baden-Durlach angetragenes Bündniss an. 
Dasselbe gieng auf gegenseitige Defension und war ab- 
geschlossen auf bestimmte Zeit. 1617 schlössen Zürich 
und Bern ein Bündniss mit Savoyen und 1618, nach 
langen Yerhandlungen, ein solches mit Yenedig. Im 
Jahr 1618, kurz vor dem Ausbruche des dreissigjähr igen 
Krieges duldete Bern auf seinem Gebiete deutsche 
Landsknechte unter Mansfeld, was die katholischen Orte 
veranlasste, den französischen sowohl als den spanischen 
Gesandten zu ersuchen, ihre Regierungen möchten zu 
ihrem Schutze gegen die Reformirten Truppen an den 
eidgenössischen Grenzen zusammenziehen. 

In Folge des erwähnten spanischen Bündnisses ge- 
währten die Katholiken bald nach Ausbruch des dreissig- 



^) Siehe Bhintschli, Geschichte des Bandesrechts 343 flf. 
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jährigen Krieges den spanischen Truppen den Durchpass 
über den St. Gotthard nach dem Bodensee, trotz der 
Mahnungen der andern Partei, der gegenüber sie sich 
einfach auf ihre Verpflichtungen gegen Spanien berief. 
Nur insoweit kamen sie den reformirten Ständen ent- 
gegen, dass sie erklärten, der Durchzug werde in klei- 
nen Haufen und ohne Waffen stattfinden. Gleichzeitig 
standen die Reformirten mit den böhmischen Ständen 
und später mit deren vorübergehendem König Friedrich 
in Correspondenz. Gemäss dem bereits angeführten 
Bündnisse Zürichs und Berns mit dem Markgrafen von 
Baden-Durlach, sandten sie ihm 1620, auf sein Begehren, 
zur Yertheidigung seines eigenen Landes 1500 Mann 
zu Hülfe. Als 1618 der Durchzug des spanischen 
KriegsYolkes bevorstand, befürchteten die Katholiken 
einen Ueberfall von Seiten der Evangelischen und 
giengen den mailändischen Statthalter um Geld an für 
den Unterhalt von weiteren 100 Mann zu der schon 
vorhandenen Besatzung von 800 Mann in den Schlössern 
von Bellinzona und im Urserenthal *). Anlässlich eines 
Streites zwischen Bern und Freibarg im Jahre 1619, 
betreffend Religionssachen in der gemeinschaftlichen 
Herrschaft Tscherlitz giengen die katholischen Orte, von 
blindem Glaubenseifer getrieben, so weit, den maüän* 
dischen, französischen und spanischen Gesandten, ja so- 
gar Burgund, den Herzog von Savoyen und MaximiHan 
von Bayern um Hülfe gegen ihre evangelischen Miteid- 
genossen zu bitten, die glücklicherweise nicht eintreten 
musste^). Die Evangelischen unterhandelten mehr als 
ein Mal, so namentlich im Jahr 1634, mit dem schwe* 



1) Seehausen, p. 16. 
*) Seehausen, p. 17. 
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dischen Gesandten über ein Bündniss. Der entschei- 
dende Schritt, zu dem das energische Zürich drängte, 
scheiterte an dem Widerstand von Basel und SchafT- 
hausen. Immerhin versprachen die Reformirten auf die 
Sperrung der Pässe zu sehen und mit ,, Warnen und 
Wenden" der evangelischen Sache zu nützen^). 

Auf einer Konferenz zu Königsfelden 1634 be- 
schlossen sie, fremdes Eriegsvolk anzuwerben und die 
Werbung der Eeiterei durch die schwedischen Obersten 
Schafolitzky und Degenfeld besorgen zu lassen^). Als 
die katholischen Orte die Niederlage der Protestanten 
bei Nördlingen vom 5. und 6. September 1634 vernah- 
men, jubelten sie vor Freude und Hessen dem Kaiser, 
dem König von Ungarn und dem Cardinalinfanten zu 
dem „herrlichen^ Siege gratuliren. Auch gegenüber 
den Kriegsereignissen im damals völlig souveränen und 
selbstständigen ^) Graubünden verhielten sich die beiden 
Parteien durchaus nicht streng neutral. Die Länder 
unterstützten die Katholiken, die Städte die Reformirten. 
So setzten die protestantischen Orte dem Durchzug der 
Franzosen unter Bohan nach dem Yeltlin 1634 gar 
keinen Widerstand entgegen. So viel über die Ver- 
letzungen und Beeinträchtigungen der Neutralität nach 
dieser Richtung hin. 
Der Zug 2u einem grossen Theil auf den Innern Zwiespalt 

dcrSobwedenvor 

Konstanz, ist auch die mangelhafte Yertheidigung des eigenen Ge- 



^) Seehausen, p. 58. 

2) Seehausen, p. 65. 

3) Seehausen, p. 6 : Die auswärtigen Mächte betrachteten 
Graubünden völlig als eine Republik für sich. Frankreich hatte 
einen besondeni Gesandten daselbst ; Venedig schloss im Jahre 
1604 mit GraubUnden ein besonderes Bündniss, Spanien und an- 
dere Mächte verhielten sich ähnlich. 
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l)ietes zurückzuführen. Gar oft vermochtea die Parteien 
bei Yorkommenden Verletzungen ihres Gebietes ihre be* 
sonderen Parteiinteressen denen der Gesamtheit nicht 
hintanzusetzen. Namentlich fiel es ihnen schwer, den 
Glaubensgenossen . die Yortheile wieder entziehen zu 
helfen, die sich dieselben durch Missachtung der Neu- 
tralitätsrechte bereits verschafft hatten. Aber auch da, 
wo beide Parteien die Nothwendigkeit begriffen, dro- 
henden Verletzungen zuvorzukommen oder gegen erfolgte 
Einfalle mit Gewalt vorzugehen, machte das gegenseitige 
Misstrauen, das hinter jedem geringfügigen Umstand 
Verrath und absichtliche Begünstigung der Glaubens* 
gegner witterte, eine kräftige Action unmöglich 0- .Diess 
zeigte sich namentlich anlässlich des berühmten Durch*- 
zuges des schwedischen Feldmarschalls Hörn durch das 
Thurgau im Jahr 1633^. 

Als im Jahre 1 633 sich bedeutende Streitkräfte im 
Mailändischen sammelten, um unter der Führung des 
Herzogs von Feria den vorderösterreichischen Landen 
und dem von Frankreich angegriffenen Herzog von 
Lothringen zu Hülfe zu ziehen, wagten es die katho- 
lischen Orte, angesichts der drohenden Haltung der 
JBvangelischen, nicht, den spanischen Truppen den Gott*» 
hardpasB zu öffnen. Diese nahmen desshalb ihren Weg 
durch das Addathal hinauf. Auf der Nordseite der 
Alpen hatte unterdessen der General Aldringer Stellung 
genommen, um die Truppen Ferias beim Herankommen 
zu decken. Der schwedische Feldmarschall Hörn, wel- 
<cher an der Donau stand, erkannte die Gefahr, welche 
ganz Ober -Deutschland drohte, wenn es den beiden 



1) E. A. V 2, I. 1549. 

2) Seehaasen/p. ^ ff. 
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feindKehen Feldherren gelang, die geplante Vereinigung 
ihrer Truppen auszuführen. Er fieusste den Entschluss, 
noch vor dem Erscheinen der Spanier das ihm sehr 
wichtig scheinende Konstanz zu nehmen.- Nun war der 
Angriff auf diese Stadt von der Nordseite her durch 
den starken Brückenkopf bei Petershausen sehr er- 
schwert und musste sich yoraussichtlich sehr in die 
Länge ziehen. Die Einnahme von Eonstanz musste aber 
schleunigst erfolgen, sollte sie ihrem Zwecke entspre- 
chen. Desshalb besehloss Hörn, die Stadt von dem 
neutralen Schweizergebiet aus in Angriff zu nehmen, 
hoffend, you dieser Seite viel eher zum Ziele zu ge- 
langen. Er rückte vor das auf dem rechten Rheinufer 
gelegene, den Zürichern unterthane Städtchen Stein, be- 
nutzte die gute Brücke, welche dieses mit dem linken 
Ufer verband, um sein Heer überzusetzen und zog durch 
das Thurgau vor Konstanz. Auf thätlichen Widerstand 
stiess er nirgends. Die Züricher hatten die Bewachung 
der Brücke der Bürgerschaft überlassen, und diese 
konnte gegenüber einer solchen üebermacht natürlich 
Nichts ausrichten. Sie ersuchte den Feldmarschall, sich 
vor Betretung des Thurgaus an Zürich um Erlaubniss 
hiezu zu wenden, was detnselben jedoch viel zu um- 
ständlich schien. Jeder Augenblick war ihm kostbar, 
um einer Verstärkung der Stadt Konstanz von den nahe 
gelegenen Städten aus zuvorzukommen. Zudem fürch- 
tete er mit Recht, dass Zürich mit Rücksicht auf die 
kaHiolischen Orte den Durchzug niemals freiwillig würde 
gewähren können. So begnügte er sich damit, der Eid- 
genossemichaft und der Stadt Zürich das GFeschehene 
mitzutheilen, indem er sich zu seiner Entschuldigung 
auf die necessitas belli berief, an die Gebietsverletzungen 
am Rhein von Seiten der Kaiserlichen erinnerte und er- 
suchte, keine Beleidigung in seinem Vorgehen zu er- 



blicken^). Pfliclit der EidgenoBsenscbaft wäre es nun 
gewesen, die schwedischen Truppen so schnell als mögr 
lieh, wenn nicht anders so mit Gewiüt, vom schweis&e- 
rischen Boden zu vertreiben, denn dltdurch, dass man 
ihnen gestattete, vom Thurgau aud Konstanz zu bela- 
gern, konnte man dem kaiserlichen Heer einen enormen 
Schaden verursachen, üeberdiess konnte die beste 
Mannszucht nicht verhindern, dass die Bevölkerung vom 
Thurgau die Anwesenheit dieser Soldateska auf ihrem 
Gebiet schwer zu fühlen bekam. Wirklich drangen auch 
die katholischen Orte, bei denen dies Mal die Interessen 
des Thurgaus mit ihren Sympathieen für Oesterreich 
zusammenfielen, mit aller Entschiedenheit darauf, man 
solle Gewalt mit GewaJt vertreiben*). Auch Bern 
meinte, man habe das Recht, „diess nicht wenig zu 
almden^*). Allein Zürich w«u:nte vor üebereilung, rieth 
zu friedlichen Mitteln und verwies auf die bevorstehende 
Tagsatzung. Üeberdiess brachten die Beformirten jetzt 
in Erinnerung, dass man ja auch nicht sofort zu den 



E. A. V 2 I, 771: „Die natio belli hat mich genöthigt, 
solchen Orts mich zu versichern, darbei ich dann unumbgSnglich 
der Herren Territorium beriihrea und mich bis zum Ussgang 
meines Daseius in etwas uf halten muss, vermutheud, weiienbei 
ander Yölkheren derglichen oftmals zugetragen , dass ganze 
Armeen über neutrale Oerter gefüerth worden, zumalen auch 
weilen der Herren eigene zu Ragaz an der Zollbruggen und an- 
dern der Herren Eidgenossen Territoriis furgangenc Exempla 
erweysen, da der Feind sich öfters des Yortheils gebrueht, nicht 
allein durchpassiert, sondern auch. sich fermiert und befestigt, 
dadurch seinen Indent jedesmal erreicht hat^ die sembtlichen 
Herren Eidtgenossen es auch diess Orts so hoch nicht anziehen 
werden.** 

2) E. A. V 2 I, 771-73. 

») E. A. V 2 I, 771. 
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Waffen gegriffen habe, als die Kaiserlichen Graubünden 
eingenommen. Dadurch kamen die Reformirten und be^ 
sonders Zürich bei den Katholischen in den Verdacht, 
mit Hörn unter einer Decke zu stecken. Einzelne ka* 
tholische Orte sandten bereits Truppen in's Thurgau 
um den Abt von St. Gallen zu schützen, und man war 
nahe daran, offen Partei für die Schweden und Kaiser- 
lichen zu ergreifen. 

Da die Belagerung von Konstanz nicht den er- 
hofften Fortgang nahm und die kaiserlichen Truppen 
immer näher heranrückten, fiel es dem Herzog Bohan, 
dessen Vermittlung die Eidgenossen schliesslich ange- 
nommen hatten, nicht schwer, Hörn zum Abzug vom 
schweizerischen Gebiet zu bewegen ^). 

An diesem Falle sehen wir klar, wie wenig die 
Eidgenossen in Folge ihrer getheilten Sympathieen und 
ihres gegenseitigen Misstrauens im Stande waren, den 
Verletzungen ihres Gebietes auf eine würdige Art ent- 
gegenzutreten. Der grösste Fehler war natürlich der, 
dass man zur Sicherung der Grenzen sozusagen keine 
Massregeln getroffen hatte. Die mangelhafte, hie und 
da, wie im beschriebenen Falle, gänzlich vernachlässigte 
Grenzvertheidigung darf uns bei den damaligen miss- 
lichen Zuständen um so weniger befremden, als die 
Schweizer auch früher, in den Zeiten, wo der Hauszwist 
weniger stark tobte, in dieser Hinsicht Nichts gethan 
hatten. 
Neutraüsirung J)iq Eidgenossen hatten, wie wir a. 0. bereits her- 

fremder Grenz- _ _ . , . , , , 

gebiete. vorgehobeu, von jeher eme etwas laxe und bequeme 
Auffassung von den Rechten und Pflichten der Neu- 
tralen bezüglich der Grenzvertheidigung gehabt. Mili- 



1) Seehausen, 63, 64. 
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tärische Leistungen sollten vom Neutralen, da dieser 
ja nichts Feindliches unternimmt und kein Unrecht be- 
geht, überhaupt nicht verlangt werden. Dagegen ver- 
langten sie von den Kriegführenden, dass sie sich mit 
ihren Heeren von den Schweizergrenzen möglichst fern 
halten sollten, so dass eine Grenzvertheidigung gar nicht 
nöthig würde. Wenigstens entspricht es ganz dieser 
Anschauung, dass die Eidgenossen seit früher Zeit die 
Sicherung ihrer Grenzen nicht durch besondere militä- 
rische Yorbereitungen, sondern durch eine eigenthüm- 
liche Neutraltsirungspolitik zu erreichen suchten. Solche 
Bestrebungen, die umliegenden Gebiete anderer Staaten 
zu neutralisiren und so eventuelle Kriege von ihrem 
eigenen Gebiet möglichst fern zu halten, lassen sich 
schon seit Ende des fünfzehnten Jahrhunderts nach- 
weisen. Sie geben uns Aufschluss darüber, warum die 
Eidgenossen dem Staate Oesterreich in ihren Einungen 
mit demselben ihre Hülfe zusagten, um Einfälle in 
Burgund, Vorarlberg und Tyrol zu verhindern und zu- 
rückzuweisen. Es war nichts als ihr eigenes Interesse, 
was sie jeweils bewog, Kriegstruppen aus ihrer nächsten 
Umgebung vertreiben zu helfen. 

Wo immer es anging, suchten sie diesen Yortheil 
der Grenzsicherung ohne eigene Kriegsletstungen, durch 
blosse diplomatische Schritte und Abmachungen, zu er- 
reichen. Namentlich waren sie bestrebt, Neutralitäts- 
erklärungen für gewisse an sie angrenzende Distrikte 
von dem betr. Staate zu erwirken. 

Am 22. Oktober 1522 war durch einen Trachatu» 
neutralitatis die Freigrafschaft Burgund neutral erklärt 
worden. Da nun mit der erneuten Erbeinung von 1511 
die Freigrafschaft Burgund gegen Entrichtung einer 
jährlichen Summe von den Eidgenossen unter ihren 
Schutz genommen worden, so wären diese verpflichtet 
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gewesen, die Neutralität dieser Landschaft zu yerthei- 
digen und aufrecht zu erhalten. Allein die Eidgenossen 
legten das getreue Aufsehen, das sie in Bezug auf Bur- 
gund und dessen Neutralität zu beobachten hatten, sehr 
restrictiv aus, war es ihnen ja doch nicht um die Neu- 
tralität Burgunds an und für sich zu thun, sondern 
bloss um die Sicherung ihrer eigenen Grenzen. Nun 
konnte aber die Neutralität Burgunds von Frankreich 
oft verletzt werden, ohne dass ihr eigenes G-ebiet da* 
durch ernstlich gefährdet war. Sie haben denn auch 
Burgund selten anders als durch diplomatische Schritte 
und ihre „guten Dienste" protegirt^. 

Die vorderösterreichischen Lande waren im Will- 
stättervertrag vom 24. August 1610 gegenüber Jeder- 
mann neutral erklärt worden, worauf sich die Eidgenossen 
während des Jülichschen Erbfolgekrieges, allerdings nicht 
mit grossem Erfolg, beriefen^). 

Ihre Interessen deckten sich in dieser Beziehung 
gewissermassen mit den Interessen der Bevölkerung in 
diesen neutralisirten Grenzgebieten, und nicht selten 
wandte sich dieselbe an die Eidgenossen mit dem Be- 
gehren, sie möchten ihren Einfluss zu Gunsten der bei- 
den Theilen vortheilhaften Neutralisirung geltend ma- 
chen. So hatten die katholischen Orte schon im Jahr 
1552 auf Ansuchen von Ueberlingen Gesandte an Her- 
zog Moritz von Sachsen, Johann Albrecht von Mecklen- 
burg und Landgraf Wilhelm von Hessen geschickt, die 
die Neutralisirung von Ueberlingen sichern sollten und 
denen es auch gelang, zu erwirken, dass die von Ueber- 



1) E. A. V 215, 295, 296, 322 etc., siehe Materienreg. : Neu- 
tralität Burgundische. 
*) E. A, V 103J. 
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lingen unter günstigen Bedingungen vom Kriege ver- 
schont blieben^). 

Die vier Waldstätte^ welche ebenfalls durch die 
Verträge mit Oesterreich unter das getreue Aufsehen 
der Eidgenossen gestellt waren, wurden während des 
30-jährigen Krieges von denselben nicht besser als Bur- 
gund vertheidigt. Oesterreich berief sich auf die Erb- 
einungen und forderte auf G-rund derselben Hülfe von 
den Eidgenossen. Diese wollten dazu nicht verpflichtet 
sein. Dagegen anerboten sie sich, diese Städte in ihre 
eigene eidgenössische Neutralität aufzunehmen und mit 
ihren eigenen Truppen zu vertheidigen. Auch von der 
I^eutralisirung von Konstanz, Zell und Reichenau war 
während des 30-jährigen Krieges mehrmals die Rede^). 
Allein alle diese Verhandlungen scheiterten theils an 
dem Widerstand der schwedischen Feldherrn, theils an 
dem Misstrauen Oe»terreichs^). 

Wenn die Eidgenossen so wenig Lust zeigten, die 
sogen, neutralen Gebiete anderer Staaten mit den Waf- 
fen zu vertheidigen, so beriefen sie sich nichtsdesto- 
weniger bei jedem Anlass auf diese sogen. Neutralität. 
So oft die Kriegführenden Truppen von einiger Bedeu- 
tung in diese Gegenden verlegten, wurden sie jedesmal 
von den Eidgenossen aufgefordert, dieselben wieder zu 
entfernen*). 



*) E. A. IV e 637-39. 

2) E. A. V 2 1 : 506, 1273, 1446 : im Jahr 1647 besehliessen 
die 5 Orte bezüglich der Neutralisirung von Konstanz^ Zell, 
Beicheuau und die arlenbergischen Herrschaiften eine zwiefache 
Gesandtschaft an den Erzherzog abzuordnen, damit man der 
steten Gefahr nicht länger ausgesetzt sei. 

*) Seehausen 57» 

♦) E. A. V 2 I 506. 
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Es handelt sich eben in allen diesen Fällen nm 
eine Neutralisirung sehr preeärer Natur. Selten wurde 
diese angebliche Neutralität mit den Waffen aufrecht 
erhalten, weil Niemand dazu verpflichtet sein wollte. 
Die Nichtbetretung dieser Districte hieng lediglich vom 
guten Willen der Kriegführenden und der Rücksicht ab, 
die sie auf die Wünsche der Schweiz zu nehmen für 
gerathen fanden. Der Zustand dieser Grenzgebiete wird 
in den Abschieden passender auch mit „Securität*' be- 
zeichnet. Es war für dieselben eine relative Sicherheit 
gegeben, indem sie in Kriegsfallen gewöhnlich nicht von 
Truppen heimgesucht wurden. 
Die Macht Trotz der sehr mangelhaften Vertheidiffunff des 

des Nentralitäts- . ^ ^. i . -, , . .« „ « 

Prinzips im 30- oigcneu Gebietcs, trotz der wiederholten zweifelhaften 
jährigen Krieg. Verbindungen der Parteien mit den Kriegführenden und 
trotz der daraus hervorgehenden zahlreichen Verletz- 
ungen*) der Neutralität, wurde diese doch als inter- 
nationale Rechtsstellung während des ganzen dreissig- 
j ährigen Krieges, sowohl von den Eidgenossen beansprucht, 
als auch von den fremden Mächten anerkannt. Die neu- 
trale Stellung der Schweiz war so sehr in ihren eigenen 
Interessen und in der allgemeinen politischen Constella* 



1) Siehe beispielsweise : E. A. V 2 I, p. 1074, 1075 : Ver- 
letzung von Personen und Vermögen in der Herrschaft Baden 
p. 1127/8 : Kontrebande auf dem Gebiete von Basel ; p. 1135 
Kontrebande von Basel aus zu Gunsten der Franzosen ; p. 1551 
Gefangennahme des Kanzlers von St Gallen und 3 anderen 
Adelspersonen auf demjenigen Theile des Bodensees, der der 
eidgenössischen Jurisdiction unterlag, Auffangen und Beschiessen 
der daselbst passirenden Schiffe ; p. 1273 : Verletzung des Thur- 
gauischen Gebietes bei Stein, Ü Pferde aus dem Stalle geraubt, 
Verletzung des , freien commerciums" auf dem Bodensee. E. A. 
VI 1 I p. 922 : Gebietsverletzungen in Schaff hausen ; p. 906 : 
Gebietsverletzungen in Basel. 
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tion begründet, dass sie auch durch die misslichaten 
momentanen Umstände nicht beseitigt werden konnte. 
Gerade durch die yielen Verletzungen, die diese Jfeu- 
tralität ertrug, ohne von der Bildfläche zu verschwinden, 
zeigt sich am besten, wie sehr sie durch die Structur 
der thatsächlichen Verbältnisse geboten und geschützt 
war'). 

War somit das Princip der Neutralität für die 
Schweiz während dieser langen Zeit ein fast nothwen* 
diger Ring in der Verkettung der europäischen Politik, 
so musste dessen begriffliche Entwicklung und praktische 
Anwendung in dem Masse gefördert und ausgedehnt . 
werden, als die kriegerischen Ereignisse gestaltend und 
beherrschend auf die politischen Verhältnisse einwirkten. 

Dreißsig Jahre Krieg, fast ganz Europa daran be-?*°^"*"' ^^, ^^^ 
theiligt und mitten in dem Sturme ein neutraler Staat, und der darauf 
diese Umstände wirkten zusammen, um der Neutralität fo^fie^den zeit 

dieser Periode auf 

eine völkerrechtliche Bedeutung zu verschaffen, wie sie dasobjeotive 
eine solche niemals vorher gehabt hatte. Zwar war Neutrautäta- 

° recht. 

das Neutralitätsrecht, wie wir gesehen, im dreissigjäh- 
rigen Krieg oft verletzt worden. In mancher Hinsicht 
erscheint es noch durchaus zweifelhaft und bestritten*), 



*) Siehe oben, p. 60 if. 

2) 1632 atif einer Tagsataung der evangelischen Orte wird 
wegen des Dnrehpasses beschlossen, denjenigen, welche sich 
„gleitlich und bescheiden halten" unschädlichen Pass nnd Repass, 
wie es altes Herkommen sei und wie man bisher zu thun befugt 
gewesen und es auch der Neutralität gemäss sei, fUrbass nicht 
zu versagen. (E. A. V 2 I 707). Gegen Ende des Krieges macht 
sich bezüglich des Durchpasses eine strengere Ansicht geltend: 
Der Administrator des Hochmeisterthums in Preussen sucht um 
Durchpass für „einen von Prassberg* nach mit 30 Pferden, 
ebenso der Bischof von Konstanz für „einen von Lichtenstein** 
mit 25 Pferden. Beiden wird das Gesuch abgeschlagen, um nicht 
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Aber an Consistenz und casuistischer Breite^), an posi- 
tiver Bedeutung hatte es doch sehr viel gewonnen. 
DerEinfluss des dreissigjährigen Krieges ist unverkenn- 
bar in den neutralitätsrechtlichen Anschauungen der 
nun folgenden Zeit dieser Periode, so in Bezug auf den 
Durchpass^), die Contrebande und den neutralen HandeP). 
Wir können die einzelnen Rechtsfälle auf dem G-ebiete 
der schweizerischen Neutralität in der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhundert» und im 18. Jahrhundert noch we- 
niger ausführlich behandeln als f&r die Zeit des 30- 
jährigen Krieges. Denn die objectivrechtliche Seite der 
schweizerischen Neutralität ist nicht der Gegenstand 
unserer Arbeit und wird von uns nur in ihren wich- 



den Schein einer Begünstigung der Kaiserlichen zu erwecken. 
(E. A. V 2 I 1550). Basel und Schaflfhausen wiesen 1634 auf 
einem Tage zu Aarau den Antrag, in einen Bund oder in Corre- 
spondenz mit Schweden zu treten ab mit folgender Motivirung: 
Wenn man bei der Neutralität verbleibe, habe man immer freie 
Hand, Munition, Proviant oder Anderes, so viel man wolle, zu 
geben, (sie !) im andern Falle werde man geben müssen, was man 
fordere und werde mehr geben müssen als man erhalte. (See- 
hausen). 

1) Der Begriff der Blokade begegnet uns in der Neutralität 
der Schweiz während des 30-jährigen Krieges zum ersten Mal : 
E. A. V 2 I 1441 : 1647 fordert Feldmarschall Wrangel in einem 
Schreiben an die Eidgenossen, dass man die Stadt Lindau, die 
er aus Kriegsralson blokirt halten müsse, aus eidgenössischem 
Gebiet nichts zuführe. 

2) E. A. VII, 674, VI 1, I JJ83, 891, VI 2: 2288, VII 
468-73, 523. 

3) E. A. VI 1, I 950, im Jahr 1674 : Nach der gemein euro- 
päischen Praxis soll so lange an allen öffentlichen Jahr- und 
Wochenmärkten anzukaufen gestattet sein, als die eigene Noth- 
dürft es zulasse. E. A. VU 501: Man solle dem Transit der in- 
nocenten französischen Waaren kein Hinderniss in den Weg 
legen. 
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tigeten Punkten jeweils belenelitet^ XJeberdies kommt 
der nun folgenden 2i6it dieser Periode ungleich weniger 
Produktions- und Gestaltungskraft zu als der Zeit des 
30-jährigen Krieges. Desshalb dürfen wir uns für den 
Rest dieser Periode um so eher erlauben, die Details 
in der Anwendung des objectiven Neutralitätsrechts un- 
berücksichtigt zu lassen. 

Dagegen sind für uns ron grosser Wichtigkeit auch 
in ihren kleinsten Erscheinungen die Folgen des dreissig- 
jährigen Krieges im siebzehnten und achtzehnten Jahr- 
hundert insofern, als sie sich beziehen auf die subjective, 
neutralpolitische Stellung der Schweiz. Das Eigen- 
thümlich-Nationale in der Neutralität ist nicht bedingt 
durch das jeweilige Stadium des objectiven Neutrali- 
tätsreehts, sondern b^timmt sich nach der subjectiyen 
Anwendung dieser Bechtsnormen mit Büeksicht auf die 
nationalen Interessen und Bedürfnisse^). Wichtig ist 
für uns zu sehen, wie die Schweiz nach dem 30-jäh- 
rigen Krieg sich als Subject des Neutralitätsreehtes be-» 
nimmt, wie sie dasselbe vertheidigt und zu ihrem eigenen 
Yortheil ausnützt. Aber als wesenüicfa vor allem und 
Yon überwiegender Bedeutung müesen uns in der Folge- 
zeit d^ Schutz und die Yertheidigang des neutralen 
Gebietes erscheinen. 

iV. Schutz und Vertheidigung des neutralen 
Gebietes nach dem 30-jälirigen Kriege. 

Um die Yertheidigung des neutralen Gebietes in 
den Zeiten nach dem dreissigjährigen Kriege richtig 
beurtheilen zu können, ist es nöthig, sich im Zusammen* 



Siehe Einleitung. 
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hange zu vergegenwärtigen, wie das neutrale Gebiet der 
EidgenosBenschaft auch schon vor und während des 
dreissigjährigen Krieges vor Verletzungen geschützt 
wurde. Die einzigen direkt wirksamen Mittel zum 
Schutze des eigenen Staatsgebietes sind militärische 
Massregeln und Werke, gerichtet gegen die Verletzen- 
den. Wir haben a. 0. bereits bemerkt, dass sowohl 
vor als auch während des dreissigjährigen Krieges in 
dieser Beziehung sehr wenig geschah. Aber auch die- 
ses Wenige interessirt und belehrt uns, sofern wir es 
in seinem ursächlichen Zusammenhang mit dem ganzen 
damaligen Staatswesen zu erfassen vermögen. 
Der Grund der j)gj, unmittelbarste und wichtiffste Grund der mangel- 

bequemen Auf- t-i i.-i. i .. , 

fassung der Eid- haften Laudesvertheidigung lag, wie wir oben ausge- 
genoßsen von fQjjr^, in dcT subjcctiven, sehr bequemen Auffassung der 

betr. die Grenz- Eidgenossen von den diessbezüglichen Pflichten der Neu- 
vertheidigung. tralcn. An dieser Stelle ist es geboten, dieser Auffas- 
sung etwas nachzugehen. Sie stammt aus einer Zeit, 
wo die Eidgenossen ein entscheidendes Wort in der 
europäischen Politik führten, wo sie jeden Augenblick 
bereit und im Stande waren, Verletzungen ihres Ge- 
bietes und ihrer Neutralität gebührend zu rächen. Der 
Schutz der Völkerrechte, wie alles Bechtes, beruht in 
letzter Linie auf der direkten oder indirekten Macht 
des Rechtssubjectes, wie denn Macht, in irgend einer 
Form repräsentirt oder geäussert, das einzige Funda- 
ment der ganzen Staatsexistenz überhaupt ist. Je un- 
zweifelhafter, je grösser die potentielle Macht eines 
Staates. ist, desto mehr werden sich die Kriegführenden 
stets hüten, ihm! zu nahe zu treten und die Anwendung 
dieser Macht . gegen sich selbst zu veranlassen. Die 
Macht der Eidgenossenschaft war in ihrer Glanzperiode 
und noch lange Zeit nachher so gross, dass jeder Staat 
den Kampf mit ihr allein gefürchtet hätte und sich ihr 
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auf jede Art und Weise geföUig zeigte. Umsomehr 
waren damals alle Staaten bestrebt, die Schweiz in 
keiner Weise zu verletzen, wenn sie Krieg mit einem 
dritten Staat führten und fürchten mussten, die Eid- 
genossen zur Bundesgenossenschaft mit demselben zu 
drängen. Man nahm in jenen Zeiten Bücksicht auf 
die Macht der Schweiz, ohne dass diese in . den einzel- 
nen Fällen Gebrauch von ihr machen musste. Nach 
und nach aber waren die Verhältnisse andere ge- 
worden. 

Die Macht der Eidgenossenschaft war zwar auch ^^^ potentieue 
noch während des dreissigjährigen Krieges und in der „ossen, deren An- 
unmittelbar darauf folgenden Zeit in ansehnlichem Grade ^®»d^»«^- Ein- 
vorhanden. Noch immer lieferte die Schweiz die besten theidi^ung der 
Infanteristen. Sie hätte damals noch aus ihrer stabilen ^'ö^*'^^***^^»«^* 
Bevölkerung sehr bedeutende Truppen ausheben können aem so jährigen 
und durch Rückberufung ihrer Bürger in fremden Kriege. 
Diensten, welches Recht sie sich stets vorbehalten hatte, 
wäre sie im Stande gewesen, sehr entscheidend in den 
Gang kriegerischer Ereignisse einzugreifen. Noch war 
die Schweiz ein sehr angesehener Staat; der Ruhm 
früherer Zeiten wurde durch die vortreffliche Haltung 
der schweizerischen Söldner in fremden Heeren in 
frischer Erinnerung erhalten. Also nicht die Macht, 
nicht das Ansehen fehlte jetzt der Eidgenossenschaft; 
was ihr fehlte, war die Fähigkeit, die vorhandenen 
Machtmittel im gegebenen Moment zu einer entschie- 
denen Machtäusserujig zu verwenden. Dieser Sachlage 
waren die Schweizer selbst sich wohl bewusst. Aber 
ebeji weil sie sich noch eine bedeutende militärische 
Macht, weil sie sich noch geschätzt und begehrt wussten, 
weil sie der bestimmten Erwartung sich hingeben durf- 
ten , es werde keiner der Kriegführenden es aufs 
Aeusserate mit ihnen ankommen lassen, gerade desshalb 
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gaben sie sich auch wenig Mühe, den einzelnen Neu- 
tralitätsverletzungen gegenüber sich zu gemeinsamem 
Handeln mit einander zu verständigen. Die beiden 
Parteien nutzten vielmehr die günstige und angesehene 
Stellung des gemeinsamen Vaterlandes dazu aus, um 
trotz der Neutralität ihre Sonder-Interessen, soweit als 
nur möglich, realisiren zu können. Sie hatten die rich- 
tige und begründete Ansicht, dass die Existenz der 
Eidgenossenschaft und deren Neutralität nicht ernstlich 
gefährdet seien, sofern die innere Spaltung sich nicht 
bis zu einer definitiven Scheidung in zwei feindliche 
Lager erweitere. Viel mehr als um ihren Staat fürch- 
teten sie seit der Reformation um ihren Glauben, und 
diesem, nicht dem Gesamt vaterlande, galten auch die 
allerersten Anregungen und Entwürfe eines Vertheidi- 
gungssystems in dieser Periode. 
g""**^^ 'P^ Schon zur Zeit der Hugenottenkriege und beson- 
ung Yor, in nnd ders uach der Bartholomäusnacht hatten die Eidgenossen 
nach demso-jähr- beider ConfessioneneineWehrverfassungzurVortheidigung 
ihres Glaubens berathen. Während des dreissigjährigen 
Krieges gienjgen die reformirten Stände in dieser Rich- 
tung voran und besprachen mehrmals ein gemein evan- 
gelisches Defensionswerk. In Folge der häufigen Grenz- 
bedrohungen und Verletzungen tauchte bald die erweiterte 
Idee eines allgemeinen eidgenössischen Defensionale auf. 
Dass ein solches bei der damaligen Lage zweckmässig 
war, musste, wenn man von Glaubens-Sympathien und 
-Rücksichten absah, jedem Stande einleuchten. Allein, 
da es nicht als absolut nothwendig angesehen wurde, 
gelang es den spanischen Intriguen, die Aasführung des 
sehr zeitgemässen Gedankens vorläufig zu hintertreiben. 
Neue Entwürfe der Evangelischen wurden auch nicht 
realisirt. Endlich, als die Gefahr der Gebietsverletz- 
nngen besonders drohend wurde, einigten sich die Ver- 
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treter beider Parteien auf dem Tag zu Wyl vom 17. 
bis 31. Januar 1647 dahin, eine eidgenössische Wehr- 
verfassung schriftlich abzufassen. Darin wurden die 
militärischen Kommandos, sowie die Beiträge der Orte ge- 
nau festgestellt und dieVerpflegungsvorechriften erlassen^). 
Doch stand diese Wehrverfassung eben bloss auf dem 
Papier. Sie gelangte nicht zur Ausführung. Im Jahr 
1648 wurde der Krieg durch den Westphälischen Frie- 
den beendigt, und nachdem die Gefahr des Augenblicks 
Torüber war, fiel das Defensionale wieder in Yer- 
gessenheit. 

Der dreissigjährige Krieg hatte auf die Eidgenossen 
auch für die Folgezeit nicht den heilsamen Einfluss, 
den kritische Zeiten auf dn Staatswesen auszuüben 
pflegen. Und doch war ihnen durch die gefahrvollen 
Ereignisse die Erwägung nahegelegt, dass die Macht, 
dass das Ansehen eines Staates, sie mögen seiner Zeit 
noch so sehr anerkannt und über allen Zweifel erhaben 
gewesen sein, nach und nach in Vergessenheit gerathen 
und abnehmen, wenn sie nicht von Zeit zu Zeit in An- 
wendung und zur Geltung gebracht werden durch ener- 
gisches Handeln. 

Es fehlte der Eidgenossenschaft eben die innere 
Kraft, sich aufzuraffen; ihre Energie war in Folge der 
beständigen Reibung, der fortdauernden confessionellen 
Gegensätze, am Ende des dreissigjährigen Krieges der- 
art erlahmt, das ehemals so lebendige Nationalgefühl so 
sehr herabgestimmt, dass thatsäohliche Anstrengungen 
und wirkliche Opfer zur künftigen Landesvertheidigung 
in der Folgezeit ebensowenig Anklang fanden wie 
bisher. 



1) V 2 I, p. 1404—13. 
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Nach dem Westphäliscben Frieden nahm der Krieg 
zwischen Spanien und Frankreich wieder seinen Fort- 
gang. Ludwig XIV. war während seiner langen Re- 
gierung in beständigem Kampfe mit den andern Mächten, 
und seine I^achfolger setzten denselben, namentlich gegen 
Oesterreich, fort. Die Schweiz gieng von ihrem Systeme 
der Neutralität nicht ab, verhielt sich aber auch später 
den Gebietsverletzungen gegenüber in der bisher bekun- 
deten, bequemen Unthätigkeit. Zwar bilden die Mass- 
regeln zur Vertheidigung der Neutralität während des 
ganzen Restes der Periode ein sehr häufiges, durch die 
momentane Gefahr jeweils in den Vordergrund der Ver- 
handlungen geschobenes Traktandum der eidgenössischen 
Tagsatzungen*). Namentlich wurde 1668 ein Defensio- 
nale und 1702 ein eidgenössisches Schirm werk durch- 
berathen und von den meisten, jedoch nicht von allen 
Orten, angenommen. Wenn aber nicht einmal über 
das prinzipielle Verhalten Einigkeit unter allen Orten 
zu erzielen war, wie sehr mussten die Eifersüchteleien, 
die Sonderansichten und das eingefleischte Misstrauen 
hindernd in den Weg treten, wenn es sich darum han- 
delte, in einem Fall thatsächlicher Bedrohung oder er- 
folgter Gebietsverletzung militärische Massregeln wirk- 
lich durchzuführen. Die zahlreichen Verordnungen 
über die Aufstellung der Truppen, über die Signale bei 
herannahender Gefahr , die Bestimmungen über die 
Sammel- und Alarmplätze, betreffend das Verhalten der 
Wachtposten, über das Meldungswesen durch Reit- und 
Fussboten, und andere ähnliche Beschlüsse der Tag- 
satzungen^) konnten nur dann etwas nützen, wenn man 



1; VII 32, V I, 1 : 954, 950, siehe Materienreg : Neutralität. 
2) E. A. V 2 1 : 1549. 
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im gegebenen Fälle rasch genügende Streitkräfte nach 
der Grenze entsandte^); Letzteres kam aber höchst 
selten vor und so fuhren die Kriegführenden fort, die 
Neutralität der Schweiz zu verletzen^), ohne dass die 
auf den Abschieden stehenden Massregeln zu wirksamer 
Ausführung gelangten. 

Am empfindlichsten hatte unter den Uebergrififen Verhalten 

'^ ^ der Eidgenossen 

fremder Truppen die Stadt Basel, deren Gebiet auch gegenüber erfoig- 
jetzt denselben am meisten ausgesetzt war, zu leiden.*®^ oebietsver- 
Sie gieng die Tagsatzung wiederholt um Hülfe zur Ver- 
theidigung ihrer Grenzen an, doch diese wurde ihr stets 
2u spät oder in ungenügendem Masse zu TheiP). Ein 
Mal befanden die Basler sich in einer so kritischen 
Lage, dass sie der Tagsatzung drohen mussten, anderswo 
Beistand zu suchen, wenn die Eidgenossen ihnen nicht 
helfen wollten*). 

Aber nicht nur bei Basel, sondern auch auf an- 
deren Grenzgebieten kamen Verletzungen der Neutrali- 
tät vor, so in der Landvogtei Neus^) und in Schaff- 
hausen ^. 

Die bezüglich solcher Verletzungen bei den fremden 
Gesandten gemachten Vorstellungen fruchteten um so 



1) E. A. V 2- 1 : 1551 ; VI I, 1 : 206, 894, 895, 942, 947 ; 
VII 1 : 197, 206, 256, 894, 945. 

2) Eine der bedeutendsten Gebiets Verletzungen war der Durch- 
zug des Generals Mercy durch Baslergebiet v. 1713 (B. A. VII: 
33). Nachdem derselbe unbehindert stattgefunden und so der 
Neutralitätscontract von 1702 verletzt worden, suchten die Eid- 
genossen um abermalige Bestätigung dieses Vertrages nach, wo- 
rin ihnen auch entsprochen wurde. (E. A. VII : 33). 

«) E. A. VI 1 1 : 07. 
♦) E. A. VII : 97. 

5) E. A. VI I, 1 : 779. 

6) E. A. VI I, 1 : 922, 869. 
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weniger 9 als beide Eriegsparteien jeden Anlass be- 
nutzten und namenilioh stets wieder das ewige Klage- 
lied der Yertragswidrigen Werbungen anstimmten» um 
den Eidgenossen in den Reklamationen zuYorzukommen. 
Es war den Eidgenossen übrigens gar oft au<^ nicht 
recht Ernst mit ihren Protestationen. Sie Hessen sich 
schon früh ziemlich viel gefallen, wenn sie nur selbst 
nichts für ihre Neutralität thun mussten. Um die Ruhe 
des Augenblicks mühelos gemessen zu können, schlössen 
sie die Augen zu Tor den herannahenden Gefahren, ja 
sie hüteten sich nach und nach sogar dayor, die fremden 
Fürsten zu sehr mit Reklamationen zu belästigen^). An 
guten Vorsätzen und schön motiyirten Beschlüssen fehlte 
es freilich nicht^, aber wenn auch einige Stände den 
Muth und die nöthige Energie zu handeln gehabt hät- 
ten, wurden sie durch die Zaghaftigkeit der anderen-^ 
daran gehindert. 

Als der Bischof Ton Basel 1672 die Eidgenossen 
um Hülfe gegen die französische Invasion angieng, 
wurde ihm bedeutet, er solle sich an das Reich wenden^). 



1) E. A. VI I. 1 : 869, 922. Vü : 32, VH, 1 : 832, 674, 
\^I 2: 22. 

2) E. A. VII, 1 : 32, Vra, I: 832, 674, VU 2: 22. 

3) Meistens sind die Tagsatzungsg^sandten mit gar keiner 
Vollmacht zur Befnrwortang einer bestimmten Massregel ver- 
sehen. Wo auf den Tagsatzungen ein definitiver Entscheid zu 
treffen ist, fehlt es allenthalben an den «Instmctionen*'. Unum- 
wundene Erklärungen wie die folgende des Cvcsandten von evan- 
gelisch Glarus auf der Tagsatzung vom 7./10. Oktober 1748, sind 
wahre Lichtstrahlen in das wirre Gewölk jener Zauderpolitik : 
Er habe, so erklärt der betreffende Gesandte, Auftrag zu allem 
beizutragen, was zur Erlangung der Sicherheit und Beibehaltung 
der Neutralität gedeihlich sei. (E. A, VH : 675). 

♦) E. A. VI I, 1 : 863. 
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Die Besitznahme des bischöflichen Landes durch die 
Franzosen erfolgte denn auch ungestört, obwohl das 
Bisthum Basel zu der Zone der sogenannten Neutralität 
gehörte und der Eidgenossenschaft zugewandt war. 

Straasburg, mit den Eidgenossen ebenfalls verbün- 
det, und die neutralisirte Preigrafschaft Burgund, der 
beste Schutz der Schweiz gegen Prankreich und nomi- 
nell unter ihrem Protectorate stehend, wurden von Lud- 
wig XIV. 1674 mit Hülfe von Schweizersöldnern er- 
obert, ohne dass die Eidgenossen desshalb zu den 
Waffen griffen. 

Zwar reklamirt wurde auch in diesen Fällen. Doch 
die Schweiz hatte zu lange nichts gethan, um nun die 
Polgen dieses Nichtsthuns nicht zu spüren. Weder 
Prankreich noch Oesterreich waren jetzt so bereit, wie 
früher, der Schweiz ein ÖefaÜen zu thun. 

Was die Eroberung von Burgund und vom Bisthum 
Basel speziell anbelangt, so war das Vorgehen Prank- 
reichs übrigens nicht ganz ungerechtfertigt*). Es hatte 
verlangt, dass die Eidgenossen mit ihren Truppen die 
Neutralisirung dieser Länder sichern und die Oester- 
reicher an demDurchpass durch dieselben hindern soll- 
ten^. Da sie sich nicht dazu verstehen wollten^), 
konnte man den Franzosen nicht verargen, wenn sie 
ihren Feinden in der Besetzung dieser Gebiete zuvor- 
zukommen trachteten. Hier zeigte sich deutlich, wie 
wenig gesichert im entscheidenden Moment eine Neu- 
tralität ist, für die Niemand mit den Waffen in der 
Hand einsteht. 



*) E. A. VI I, 1 : 959. 

2) E. A. VI I 1 : 902. 

3) E. A. VI I 1 : 902. 
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^^ Trotz dieser Misserfolge ihrer Neutralisirungspolitik 

^^ Pouti™^* fuhren die Eidgenossen fort, die Neutralisirung weiterer 
Gebiete anzustreben. Sie wollten namentlich wieder 
die vier Waldstädte, das Prickthal und Konstanz neu- 
tral erklaren lassen. Zeitweise waren sie bemüht, den 
Kreis dieser „Securität** viel weiter noch auszudehnen. 
Die ganze Nordgrenze, von Konstanz bis Basel, sollte 
durch Qine neutralisirte Zone auf deutschem Gebiete 
geschützt werden*). Sie traten darüber, sowie über die 
verwirkte Neutralität Burgunds^) mit Frankreich und 
Oesterreich in Unterhandlungen, konnten aber weder 
eine bleibende Verständigung zwischen diesen Mächten 
herbeiführen — trotz der mündl. und schriftl. Erklä- 
rungen, die diese hie und da in übereinstimmender 
Weise abgaben^), — noch die eine oder andere der- 
selben völlig für ihre eigenen Absichten gewinnen. 
Einerseits verlangte Prankreich, dass die neutral zu 
erklärenden Bezirke auch wirklich neutral erhalten bezw. 
gegen Einfälle von den Eidgenossen vertheidigt wür- 
den^), wozu diese sich nicht verstehen wollten ; ander- 
seits berief sich Oesterreich stets wieder auf die erneute 
Erbeinung, nach welcher ohnehin die Eidgenossen zur 
Hülfeleistung bezüglich Burgunds verpflichtet sein soll- 
ten, was von ihnen jedoch auch nicht anerkannt wurde*^). 



*) E. A. VI I, 1 : 892, 902, 903—918, bez. der Festung Hü- 
ningen siehe VI, I, 1 : 1102, VII 468. 

2) E. A. VI2 : 1415, VII, 1 : 25. 

') So wurde nach vielen jahrelangen Verhandlungen 1702 
endlich die Neutralität der an die Schweiz angrenzenden Gebiete 
von Oesterreich und Frankreich anerkannt. 

*) E. A. VII: 25, 44, 45, 445,468—473. VII 523. VII 2: 22. 

5) E. A. VII : 1978, 978. VII : 45, 44. VII : 468 - 473, 
VII 523. 
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Weder Frankreich noch Oesterreich meinten es übri- 
gens redlich mit diesen Neutralisirungen, sondern be- 
grüssten solche Stipulationen nur zu dem Zwecke, um 
durch Umgehung derselben einander zu übervortheilen. 
Der Werth dieser Grenzneutralitäten blieb während der 
ganzen Periode ein sehr relativer^). Dass die Eidge- 
nossen für die Neutralität dieser Distrikte nach wie vor 
so wenig als möglich thun wollten, kann uns kaum be- 
fremden, thaten sie ja doch auch nichts für ihr eigenes 
Gebiet. Basel machte 1743 auf einer Tagsatzung sogar 
den Vorschlag, die Potenzen seien einzuladen, die eidg. 
Soldaten aus ihren Mitteln zu besolden, welche die Eid- 
genossenschaft für gut finde, in die neutralisirten Ge- 
genden zu senden. Es war dieser Gedanke Basels nichts 
Neues in der Neutralisirungspolitik der Eidgenossen. 
So hatten dieselben 1688 und 1689 auf Kosten der 
fremden Mächte in neutralen Bezirken Besatzungen un- 
terhalten. Allein unter den nunmehrigen Umständen 
und bei dem geringen Grad von Geneigtheit seitens der 
Mächte, die schönen Wünsche der Schweiz zu erfüllen, 
fand die Tagsatzung doch nicht passend, auf diesen Vor- 
schlag einzutreten^). 

Diese fortgesetzte Unthätigkeit und Nachlässigkeit Mitteibare 
in der Vertheidigung ihrer Rechte konnte, — abgesehen ^^^^ ver- 

theidigang des 
eidgenSssiBohen 



Gebietes. 



^) Wie weuig gesichert z. B. das neutralisirte Bisthum Basel 
war, geht aus folgender Anerkennung der Neutralität dieses Ge- 
biets V. Seiten des Marschalls de Novailles v. 1743 hervor: (je 
declare) . . . que je ferai exactement observer ä Tegard des ses 
etats la neutralitö, que le roi a bien voulu lui accorder et qu'il 
n'y aurait que le seul cas d'une legitime defense qui puisse m'obli- 
ger d'en agir autrement. E. A. VII. 682. 

2) E. A. VII : 676, 
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von den dadurch immer häufiger werdenden, einzelnen 
Verletzungen des eigenen und der neutralisirten Ge- 
biete, — nicht ohne verderbliche Rückwirkung auf das 
Ansehen, auf die Stellung des ganzen Staates bleiben. 
Da die Eidgenossen prinzipiell nicht an fremden Kriegen 
von Staats wegen theilnahmen und in Folge ihrer Politik 
selbst nicht leicht in kriegerische Verwicklungen ge- 
rathen konnten, war ihnen in der Yertheidigung des . 
eigenen Gebietes der einzige Anlass gegeben, die Kraft 
ihres Staates den anderen Staaten gegenüber zu üben 
und frisch zu erhalten. Dass sie Ton diesem Anlass 
keinen Gebrauch machten, dass sie diese ihre Pflicht 
nicht erfüllten, schadete ihnen mehr noch für die Zu- 
kunft als für den Augenblick der Gegenwart. Man 
konnte zwar lange vom Ruhme der Altvorderen zehren. 
Bis Ende des siebzehnten Jahrhunderts erlitt die äussere 
Machtstellung der Schweiz im Vergleich mit den früheren 
Zeiten dieser Periode keine wesentliche Veränderung. 
Die internationale Stellung der Eidgenossenschaft war 
auch noch in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
ansehnlicher, als man nach der Behandlung, die sie spe- 
ziell durch Ludwig XIV. erfuhr, annehmen möchte. 
Wenn dieser gewaltthätige Fürst gegen die Schweiz, 
namentlich bezüglich Burgunds, rücksichtslos vorgieng, 
so waren dabei zum Theil berechtigte Rücksichten auf 
den eigenen Staat massgebend, und dann muss in Be- 
tracht gezogen werden, dass er gegen andere Staaten 
ebenso verletzend auftrat. Auf der anderen Seite lässt 
sich nachweisen, dass die Schweiz auch damals noch 
den Anmassungen Frankreichs entschieden entgegenzu- 
treten den Muth hatte. Im Jahr 1673 verlangt Frank- 
reich von der Schweiz die Ausweisung des holländischen 
Gesandten, weil es mit Holland in Feindschaft stehe, 
wogegen die Eidgenossen erwiedern, dass sie als „freier 
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Stand" keine Befehle annehmen. (E. A. VI 1, I: 876.) 
Im Jahr 1674 wurde auf einer Tagsatzung beschlossen, 
die Zumuthungen Frankreichs, ihm Hülfe zu leisten und 
den freien Handel mit dem deutschen Reich abzubrechen, 
entschieden zurückzuweisen. (E. A. VI I, 1 : 952.) — 
Allein auch für die Staaten, so gut wie für den ein- 
zelnen Menschen, gibt es nur einen scheinbaren Still- 
stand. Die Kraft der Eidgenossenschaft musste in Folge 
dieser andauernden Thatenlosigkeit nothwendig erlahmen. 
Zunächst zeigt sich dies allerdings nur im Innern des 
Staates. Der gesundeste Theil der Schweizerbürger 
wurde immer mehr vom heimatlichen Boden weggezogen 
und von fremden Heeren absorbirt. Den Händen der 
eidgenössischen Tagsatzung entschlüpften immer mehr 
die Zügel, durch welche sie das Werbewesen früher 
nach den Interessen des Staates gelenkt hatte, und die 
Verwirrung wuchs dadurch noch bedeutend in dem 
Chaos von Interessen, welche die Schweiz bewegten^). 
Das Nationalgefühl nahm um so mehr ab, als die Re- 
gierungen ihm jede Gelegenheit entzogen, sich über 
den leeren Schall bequemer Phrasen zu erheben. Da- 
für aber konnten sich die gesonderten Religionsinteressen 
um so besser der Gemüther bemächtigen und um so 
leichter den Rest nationaler Kraft aufzehren. Diese 



*) Vergebens klagten Bern, Zürich und Luzern, dass man 
von den ehrlichen Altvordern, welche die Ehre der Nation äus- 
serst beherzigt, sich gänzlich ablehne, von alten löblichen Satz- 
ungen sich entferne, und durch solch ohngebundenes und ohn- 
gescheuchtes offensive Agiren der eidgenössischen Völker, das 
liebwerthe Vaterland zu theurer Verantwortung und in grösste 
Gefahr ziehe. (VII 2: 27.) P2s war auch nicht zu erwarten, dass 
das gemeine Volk dem Vaterland gegenüber viel mehr Rück- 
sichten tragen werde, als seine Oberen. 
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fortschreitende Verschlimmerung der schweizerischen Zu- 
stände machte sich schon bald nach dem dreissigjährigen 
Krieg im Innern des Staates fühlbar. Doch auch nach aussen 
treten die Folgen der Lethargie, wenn auch langsamer^ 
nach und nach sehr deutlich zu Tage. Am Anfang des 
18. Jahrhunderts ist eine bedeutende Minderung der 
Machtstellung der Eidgenossenschaft sichtbar, und dieses 
Sinken des äusseren Ansehens hält Schritt mit der pro- 
gressiven Yerschlimmerung der krankhaften inneren Zu- 
stände. 
Dm streben nach jy^ geringe Ansehen der Schweiz im 18. Jahr- 

intemstionalen ^ ^ 

Oarsntieen. hundert mauifestirt sich am besten in dem Streben nach 
internationalen Garantieen und ist besonders charakteri- 
sirt durch das Yerhältniss der Eidgenossenschaft zu 
Frankreich. 

Im Gegensatze zu dem früher eminent nationalen 
Charakter der eidgenössischen Politik, sucht diese im 
18. Jahrhundert stets nach internationalen Stützpunkten 
und lehnt sich an das Ausland an, wo sie kann. Die 
Eidgenossen hatten mit dem guten Willen, etwas für 
ihr Yaterland zu thun, auch die Zuversicht allmälig 
verloren, dessen Rechte im Nothfalle selbst vertheidigen 
zu können. Sie suchten die Rechte, die aus blosser 
Achtung vor ihrem in Missachtung gerathenen Staate 
nicht respektirt wurden, dadurch zu sichern, dass sie 
dieselben von den anderen Staaten anerkennen Hessen. 
Dass man zwar Rechte, sei es auf internationalem, sei 
es auf privatem Gebiete, anerkennen lässt, um dieselben 
festzustellen, ist nichts besonderes und kommt zu allen 
Zeiten vor. Was wir hier als ein Syntom staatlicher 
Verkommenheit hervorheben wollen, ist die Tendenz, in 
der Anerkennung der eigenen Rechte durch fremde 
Staaten den effektiven Schutz derselben vor Verletz- 
ungen zu suchen. Wohl zu unterscheiden von diesem 
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politischen System internationaler Garantieen sind Hand* 
Inngen und Erklärungen von Staaten, welche bezwecken, 
einen vielleicht noch neuen oder zweifelhaften völker- 
rechtlichen Satz theoretisch festzustellen, oder die völ- 
kerrechtliche üonsequenz aus bestehenden faktischen 
Verhältnissen zu ziehen. Anerkennungen von Rechten 
zu diesem Zwecke, lediglich um das Bestehen derselben 
dem Zweifel zu entziehen, nicht aber, um dieselben 
damit allein für die Zukunft zu schützen, solche Anerken- 
nungen pflegen von allen Staaten, auch von den mäch- 
tigsten, in bestrittenen Fällen, gefordert oder veranlasst 
zu werden. So hatte auch die Schweiz, anlässlich des 
westphälischen Friedens, ihre Selbstständigkeit, die ei- 
gentlich schon seit langer Zeit thatsächlich feststand, 
ausdrücklich anerkennen lassen, um u. A. die ewigen 
Plackereien des deutschen Reichsgerichts auf diese be- 
queme Art los zu werden. Aber Niemandem fiel es 
damals ein, dass die schweizerische Selbstständigkeit, 
wenn bedroht oder gefährdet, durch die internationale 
Hülfe der andern Staaten zu erhalten sei. Es ist auch 
mit Bezug auf die Neutralität bezeichnend, dass die 
Schweiz bei diesem Anlasse deren Anerkennung durch 
die fremden Mächte gar nicht forderte. Im acht- 
zehnten Jahrhundert gibt sich die Schweiz alle 
Mühe, die Anerkennung ihres Rechts, neutral zu sein, 
von allen fremden Höfen zu erlangen, nicht weil dieses 
Recht, das sie schon so lange geübt hatte, etwa zweifel- 
haft sein konnte, sondern weil sie sah, dass auch die- 
ses Recht irgendwie geschützt sein will, selbst aber 
dazu sich nicht aufzuraffen vermochte. Dieses Bedürf- 
niss nach beruhigenden Zusicherungen vom Auslande 
hat sich in der Eidgenossenschaft stets dann am meisten 
fühlbar gemacht, wenn sie am tiefsten gesunken war. 
Es ist zwar sehr wahrscheinlich, dass der Gedanke, 
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die Neutralität durch wiederholte Anerkennung seitens 
der fremden Staaten zu sichern, aus einer anderen, bes- 
seren Idee herrorgegangen ist, nämlich aus dem Be- 
streben, sich bei Friedensverträgen mit in den Frieden 
einschliessen zu lassen, den andere Staaten mit einander 
abschlössen. Dieser Idee begegnen wir schon im Ver- 
ein ^). Während des dreissigjährigen Krieges ist hie 
und da davon die Rede, sich in den bevorstehenden 
Frieden aufnehmen zu lassen^. Da die Schweiz yer- 
möge ihrer geographischen Lage fast immer von den 
grösseren Kriegen in Europa auch als neutraler Staat 
indirekt mit betroffen wurde, war ihr Wunsch sehr na- 
tfirlich, bei jedem Friedensschlüsse auch für sich fest- 
stellen zu lassen, dass der Krieg, und somit auch der 
aussergewöhnliche Zustand der Neutralität, aufgehört 
und den gewöhnlichen Friedensverhaltnissen Platz ge- 
macht habe. Je mehr aber die Eidgenossen darnach 
trachteten, auf recht bequeme Art und ohne irgend 
welche faktische Anstrengung, ihre Rechte sicher zu 
stellen, desto mehr mussten sie sich dem Gedanken 
nähern, anlässlich solcher Friedensschlüsse zwischen an- 
deren Staaten ihre Neutralität für die Zukunft in beson- 
derer Weise anerkennen zu lassen. 

Im Jahr 1714 wurde die Schweiz in den Frieden 
von Utrecht auf ihr Ansuchen aufgenommen, und ebenso 
wurde bei diesem Anlass ihre Neutralität anerkannt. 
Je mehr in der Folge die Eidgenossenschaft sich in 
egoistische Individualitäten auflöste, und je tiefer sie die 
schiefe Ebene des Verfalls hinunterrutschte, desto mehr 
gewann der Oedanke einer auf internationalem Wege 



') Siehe oben sub ^Verein" 
2) Seehausen, p. 70 ff. 
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besonders anerkannten bezw. garantirten Neutralität an 
Boden. 

Im Jahr 1743 wurde sogar der englische Gesandte 
Burnaby zu Bern ersucht, er möchte Peine Regierung 
veranlassen, sich für die Neutralität der Schweiz zu 
verwenden. So weit war es nun gekommen, dass die 
Eidgenossenschaft, die sich in ihren besseren Zeiten 
von allen Fürsten den Hof machen liess, jetzt selbst 
an fremden Höfen um Gunst bettelte. Es ist kaum 
nöthig zu sagen, wie sehr dieses Gebahren der Schweiz 
ihrem Ansehen schadete. Indem sie selbst bei jeder 
Gelegenheit den Beistand fremder Mächte für die Er- 
haltung ihrer Neutralität anrief, benahm sie dem Aus- 
land jede Illusion über ihre eigene Fähigkeit, ihre Rechte 
und Ansprüche selbst zu vertreten und zu vertfaeidigen. 
Es ist desshalb nicht zu verwundern, wenn bei den 
fremden Staaten nach und nach die Ansicht aufkam, 
die schweizerische Neutralität hange eigentlich von 
ihnen, nicht von der Schweiz selbst ab. Sie ergriffen 
gerne die Gelegenheit, um auf so mühelose Weise ihren 
Einfluss auf das Schicksal eines Staates geltend zu ma- 
chen, der so sehr nach demselben verlangte. Mit ganz 
besonderem Vergnügen aber musste Frankreich das 
Verschwinden des nationalen Selbsibewusstseins der 
Schweizer begrüssen. So beschämend diese Bestreb- 
ungen für die Schweiz selbst waren, so sehr mussten 
sie Frankreich willkommen sein für die Realisirung 
seiner mit Bezug auf die Schweiz von jeher gehegten 
Pläne. 
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Y. Das Verhältniss der Eidgenossenschaft 

zu Frankreich Ende der II. Periode. 

A. Die allgemain politischen Beziehungen zwischen Franlc- 
reich und der Eidgenossenschaft. 

Yon jeher war Frankreich darauf aasgegangen, die 
Schweiz unter seinen Einfluss zu bringen. Immer war 
es Frankreich gewesen, das die Beziehungen zwischen 
Frankreich und der Schweiz möglichst eng zu knüpfen 
gesucht. Seit der Schlacht bei St. Jakob an der Birs, 
wo es die militärische Tüchtigkeit der Schweizer zum 
ersten Male kennen und schätzen gelernt, waren seine 
Bestrebungen unablässig darauf gerichtet, so viel Schwei- 
zer als nur möglich in den Kriegen gegen seine Feinde 
zu verwenden. Ohne die vielen Schweizersöldner hätte 
Frankreich nienials eine so kühne Politik verfolgen 
können, und es schraubte dieselbe jeweilen um so höher, 
je mehr Schweizer unter seinen Fahnen dienten. Der 
politische Vortheil Frankreichs an der Verbindung mit 
der Schweiz war zu allen Zeiten ein enormer gewesen. 
Von jeher aber war die gänzliche und unbeschränkte 
Bealisirung dieses Vortheils an den nationalen Interessen 
der Schweiz gescheitert. 

Zwar hatte auch die Schweiz ein grosses Interesse 
an diesem freundnachbarlichen Verhältnisse ; seit ebenso 
langer Zeit als Frankreich auf ihre krieggeübten Bürger, 
war die Schweiz auf das französische Geld, auf die 
französischen Produkte und auf den ergiebigen franzö- 
sischen Handel angewiesen. Ein gegenseitiger Austausch 
dieser Vortheile unter den beiden Ländern war somit 
wie von selbst gegeben. Zur Regulirung desselben 
sehen wir Frankreich und die Schweiz schon seit Mitte 
des 15. und namentlich seit dem Anfang des 16. Jahr- 
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hunderts Verträge abechliessen, die in der Folge stets 
wieder erneuert wurden. — Allein so lange die Schweiz 
ein selbstständiger Staat war, konnte sie nicht immer» 
konnte sie nicht unbedingt der Politik Frankreichs die- 
nen, wenn dieses ihr noch so grosse ökonomische Vor- 
theile bot. Als ein nationales Gemeinwesen mit ganz 
besonderen Interessen musste sie unter allen Umständen 
dann der Politik Frankreichs entgegentreten, wenn die- 
selbe ihrer eigenen, nationalen Politik zuwiderlief. Na- 
mentlich durften die Eidgenossen bei ihren Verbind- 
ungen mit Frankreich folgende zwei Eventualitäten nicht 
ausser Acht lassen: 

1) Frankreich konnte zu mächtig werden und die 
Eidgenossenschaft selbst in ihrer Existenz bedrohen ; 
dann mussten sie es bekämpfen , statt unterstützen. 
Oder : 

2) Es konnte der Schweiz zeitweise geboten sein, 
Eücksicht auf andere Staaten zu nehmen, und dann durfte 
sie Frankreich gar nicht oder nicht in gewohnter Weise 
mit Truppen unterstützen. 

Für beide Fälle aber mussten die Eidgenossen die 
Hände frei haben, um eine Politik verfolgen zu können, 
die vor allem und ausschliesslich dem Vortheil des 
eigenen Staates Rechnung trug. So sehr die Schweizer, 
als Bewohner eines rauhen und wenig produktiven Lan- 
des, die hohe ökonomische Bedeutung Frankreichs für 
ihren Staat schätzen mussten, ihre Politik durften sie 
nie, unter keinen Bedingungen, mit der Politik Frank- 
reichs identifiziren, ohne über kurz oder lang in dessen 
Abhängigkeit zu gerathen. 

Diese Erkenntniss liegt dem ewigen Frieden zu 
Grunde und ebenso dem Widerstreben, unter welchem 
der Verein schweizerischerseits angenommen wurde. 

Dass die Eidgenossen der Annahme des Vereins 



einen 80 hartnäckigen Widerstand entgegengesetzt hatten, 
trotzdem sein Inhalt für sie sehr günstig war, kenn- 
zeichnet am besten die Abneigang, die sie Ton jeher 
gehabt, die mit so warmen Worten stets angetragene 
französische Freundschaft als Grundlage ihrer Politik 
anzuerkennen. 

DerYerein beschränkte die politische Selbstständigkeit 
der Schweiz keineswegs; anderseits hatte diese ein grosses 
Interesse daran, dass Frankreich gegenüber ihrem Erb- 
feind, dem Hause Habsburg, eine kräftige Politik führe. 
So lange Frankreich seinen Länderbesitz nicht auszu- 
dehnen, seine Macht über einen gewissen Rahmen hinaus 
nicht zu erweitern suchte, diente es auch den schwei- 
zerischen Interessen, indem es die spanisch-österreichische 
Grossmacht in Schranken hielt. Sofern eine Erhöhung 
der Macht Frankreichs nöthig war, damit es den spa- 
nisch - österreichischen Einfiuss dämpfen könne, war es 
für die Schweizer ein Gebot der Klugheit, der höchst- 
eigenen nationalen Politik, Frankreich zu unterstützen. 
Allerdings, sobald Frankreich zu mächtig und den andern 
Staaten Europas, wie der Schweiz, gefahrlich zu werden 
drohte, dann musste auch die Schweiz sich gegen Frank- 
reich wenden, ihm seine Truppen entziehen oder es gar 
bekämpfen helfen. Aber der Verein hinderte die Schweiz 
durchaus nicht daran. Dieser Vertrag sollte ausdrück- 
lich nur Geltung haben für den Fall, dass der König 
von Frankreich von andern Staaten angegriffen würde. 
Nur sofern dritte Staaten den Länderbesitz, die Macht 
Frankreichs , verringern wollten , sollte , laut dem 
Verein, die Schweiz höchstens 16,000 Söldner liefern. 
Wenn Frankreich selbst andere Staaten angriff, 
wenn es seine Macht auf Kosten von anderen mehren 
wollte, für diesen Fall hatten die Eidgenossen im Verein 
ihre Hülfe nicht zugesagt. Ueberdies waren sie einer 
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jeder Verpflichtung, Hülfe zu leisten, enthoben, wenn 
sie ihre Bürger in französischen Diensten zur Vertheidi- 
gung ihres Landes brauchten. Diese Bestimmungen des 
Vereins vertrugen sich demnach sehr wohl mit der 
Selbstständigkeit der Eidgenossenschaft, und sie sind 
jedenfalls nicht Schuld daran gewesen, dass unser Vater- 
land zwei Jahrhunderte später in Ä^bhängigkeit gerieth. 
Es ist viel mehr zu sagen, dass, wenn formell durch 
diesen Vertrag die Verbindung zwischen Frankreich 
und der Eidgenossenschaft enger gestaltet wurde und 
die Polgen dieser Verbindung sich an den Verein, als 
den concreten Urheber knüpfen, nichtsdestoweniger das 
im Verein festgestellte politische Verhältniss zwischen 
den beiden Staaten durch die damaligen gegenseitigen 
Interessen gefordert und nur ein nothwendiges Produkt 
dieser letzteren war. Wäre der Verein bloss ein Er- 
folg der politischen Intrigue gewesen, hätte er nicht 3 
Jahrhunderte lang die Verhältnisse zwischen 2 unab- 
hängigen Staaten geregelt. Dass er so lange massge- 
bend gewesen ist, beweist eben, wie sehr er von Anfang 
an in den gegenseitigen Bedürfnissen und Interessen 
begründet war, denn diese blieben während des 16., 17- 
und 18. Jahrhunderts im Wesentlichen die gleichen. 
Es entspricht ganz der concreten Anschauungsweise un- 
serer Vorfahren, wenn sie, statt die bezgl. Zustände 
selbst, den in seiner Vertragsform fasslicheren Verein 
zum Gegenstand ihres Unwillens machten; allein wie 
der Verein eigentlich nichts anderes ist, als der formelle 
Ausdruck bestehender Zustände, so hat auch die Ab- 
neigung gegen denselben eine weit über den Vertrags- 
act hinausgehende Bedeutung. Sie bezeichnet überhaupt 
die instinktive Furcht, welche die Eidgenossen vor jeder 
engen politischen Verbindung mit Frankreich hatten. 
Diese Furcht war um so gerechtfertigter, als sie ihren 

7 
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wahren Qruod hatte in zwingenden, nach damaliger An- 
schauung unabänderlichen Verhältnissen. Die Gefahr 
aber, welche in diesen lag, war ebenso constanter Natur, 
wie diese Verhältnisse selbst und konnte so wenig als 
dieselben durch einzelne Rechtsgeschäfte wesentlich ver- 
ändert d. h. erhöht oder vermindert werden. Denn am 
allerwenigsten kann man von internationalen Staatsver- 
trägen sagen, dass sie die Beziehungen zwischen den 
Contrahenten schaffen, sondern sie greifen wesentlich 
regelnd in dieselben ein und markiron nur die Phasen 
in deren naturgemässem Entwicklungsprozess. Sodann 
sollte man auch bezgl. des Vereins nicht übersehen, wie 
sehr es bei internationalen Verträgen für deren vor- 
theilhafte oder nachtheilige Anwendung auf den Charakter, 
auf die Tüchtigkeit, auf die Verfassung der beiden Con- 
trahenten ankommt. Auch der nachtheiligste Vertrag 
wird den gesunden Willen eines Volkes auf die Dauer 
nicht vernichten können, und der fehlende Wille einer 
Nation, ihre Interessen zu wahren, kann durch den vor- 
theilhaftesten Vertrag nicht ersetzt werden. Die Ver- 
träge zwischen der Eidgenossenschaft und Prankreich 
von 1521 und 1777 sind in ihren wesentlichen Bestim- 
mungen einander gleich^), aber ebenso wenig als der 
erstere die Eidgenossen im 16. und 17. Jahrhundert 
daran hinderte, ihre eigene nationale Politik gegenüber 
der französischen aufrecht zu erhalten, ebensowenig 



*) Formell ist der Vertrag von 1777 der Eidgenossenschaft 
günstiger noch als derjenige von 1521, indem der Kriegsdienst 
im ersteren nicht als die Hauptsache hervorgehoben wird. Dies 
finden einige Schriftsteller besonders merkwürdig, wir finden es 
sehr natürlich : Der Kriegsdienste der Schweizer war Frankreich 
1777 unbedingt sicher, es hatte also keinen Zweck, das im Ver- 
trag besonders zu stipuliren, was ohnehin schon bestand. 
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konnte der Vertrag von 1777 den verloren gegangenen 
Sinn für nationale Selbstständigkeit aus dem gefügigen 
Papier hervorzaubern. Ob die Unabhängigkeit der 
Schweiz erhalten bleibe oder der französischen Politik, 
welche sie von jeher zu beseitigen gesucht hatte, zum 
Opfer falle, hieng weder von einem mehr oder weniger 
gelungenen diplomatischen »coup de finesse**, noch von 
den ausdrücklichen Bestimmungen der Verträge ab, son- 
dern in letzter Linie lediglich von der politischen Wider- 
standskraft der Eidgenossen. 

Von dem ersten Augenblicke an, da die Eidgenossen 
mit Frankreich in freundschaftliche Verbindung getreten, 
hatten sie gegen die Ueberwucherung ihres Staates 
durch die französische Politik zu kämpfen gehabt. 
Dieser Kampf zwischen den materiellen Vortheilen auf 
fremdem Boden und dem nationalen Selbstbewusstsein 
wurde unter für das letztere allzu ungünstigen Ver- 
hältnissen geführt, als dass es nicht schliesslich hätte 
unterliegen müssen. Aber wenn wir diese Verhältnisse 
gebührend berücksichtigen, so müssen wir doch zugeben, 
dass mit Zähigkeit und stählerner Ausdauer für die 
hohe Idee des eigenen Vaterlandes von den Eidgenossen 
gekämpft worden ist. Mögen wir uns heute, momentan 
im sicheren Hafen geborgen, noch so sehr über die 
Käuflichkeit und moralische Verdorbenheit der Eidge- 
nossen in vergangenen Zeiten aufhalten, so spricht doch 
nichts mehr für die hohe politische Tüchtigkeit unserer 
Vorfahren, als die Thatsache, dass sie während des 16. 
und 17. Jahrhunderts ihre staatliche Selbstständigkeit 
auch gegenüber Frankreich behauptet haben, trotzdem 
sie ökonomisch fast ganz von diesem Staate abhiengen 
und trotzdem französisches Geld schon früh die per- 
sönliche Integrität gar vieler eidgenössischer Staats- 
männer angefressen und später das Privatleben ganzer 
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Volksschichten vergiftet hatte. Ja auch im politischen 
Sumpf des 18. Jahrhunderts ist es die immer noch nicht 
ganz erstorbene Idee des eigenen Staatswesens, welche, 
eine kranke Blume auf giftigem Boden, uns allein noch 
an die Tugendblüthen früherer Jahrhunderte erinnert 
und uns in unserem Urtheil nachsichtiger stimmt. Doch 
schwanden auch die letzten Reste vaterländischer Tüch- 
tigkeit immer mehr, und Frankreich setzte alle Hebel 
in die breite Bresche der Corruption ein, um die einst 
so stolze Festung schweizerischen Nationalwesens ganz 
zu Fall zu bringen, um die Schweiz endgültig zu seiner 
Klientin zu machen. Dabei arbeitete ihm der nie 
ruhende religiöse Hader von jeher direkt in die Hände. 

Im sogenannten Trücklibund, einem geheimen Zu- 
satz zu der Bundeserneuerung von 1715 zwischen den 
katholischen Ständen und Frankreich, erscheint Ludwig 
XIV. geradezu als Protektor seiner Glaubensgenossen 
und masst sich das Recht an, in eidgenössischen Ange- 
legenheiten zu interveniren. Seit dem Trücklibund ent- 
fernten sich die Reformirten zusehends von Frankreich, 
und im Jahr 1723, nach Ablauf des alten Bündnisses, 
wollten sie von dessen Erneuerung nichts wissen. In 
dieser ablehnenden Haltung verblieben sie bis zum 
Jahr 1777. In der Zwischenzeit schien es fast, als ob 
die reformirten Stände einen letzten Versuch machen 
wollten, sich den Fangarmen des alten Verbündeten zu 
entziehen. Auch in einzelnen katholischen Orten wur- 
den zeitweilen Stimmen gegen den Trücklibund laut. 
Allein ein solcher Versuch, sich aus der Abhängigkeit 
von Frankreich herauszuarbeiten, hätte die grössten An- 
strengungen nationaler Kraft gefordert und hätte nur 
gelingen können, wenn ernstlich gemeint und aufrichtig 
gewollt. 

Der gute Wille fehlte aber schon seit langer Zeit 
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allgemein, das Selbstvertrauen war dahin. Dieses Ge- 
fühl der eigenen Schwäche, die Furcht, kommenden 
Gefahren selbstständig nicht gewachsen zu sein, und 
das stets fortklingende französische Geld, bewirkten, 
dass die Eidgenossen sich neuerdings, und diesmal end- 
gültig, den Franzosen zuwandten. Wenn man doch der 
Anlehnung an einen fremden Staat bedurfte, war es ja 
am vernünftigsten, bei derjenigen Macht politischen 
Schutz zu suchen, welche daneben am meisten materielle 
Vortheile bot. Im Jahr 1777 kam der Verein wieder 
in erneuerter Form zu stände. Was seinen Inhalt anbe- 
langt, so hat dieser Vertrag von 1777 wenig zu bedeuten; 
der Einfluss Frankreichs auf die Schweiz reichte weit 
über seine Bestimmungen in die schweizerische Politik 
herein. Nur das Zustandekommen des Vertrages über- 
haupt hat insofern eine Bedeutung, als dieser den ab- 
schliessenden äusserlichen Akt der zielbewussten protek- 
tionistischen Politik Frankreichs bildet. Von da an war 
das Protektorat Frankreichs über die Schweiz gleichsam 
offiziell festgestellt. In der Folgezeit erschien die Schweiz 
dem ganzen Auslande nicht mehr als ein selbstständiger, 
nationaler Staat, sondern als ein Anhängsel Frankreichs, 
und ein solches war und blieb es in der That bis zum 
Sturze Napoleons. 

Bezeichnend ist, nicht für diesen Vertrag speziell, 
aber für die schonende Form der Protektionsverträge 
im allgemeinen, dass darin die Souveränetät der Schweiz 
sowohl als ihre Neutralität vorbehalten bezw. zuge- 
sichert ist. 

B. Die neutralpolitische Stellung der Eidgenossenschaft 
Ende der II. Periode. 

Die Neutralität wurde von der Schweiz auch nach 
dem Bündniss von 1777 bei jeder Gelegenheit er- 
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klärt*). Für die Vertheidigung derselben geschah nicht mehr 
als vorher^). Noch hatte man nicht alle Kantone dazu 
bringen können, sich dem eidgen. Schirmwerk von 1702 
anzuschliessen. Als im Jahr 1792 Basel Hülfe gegen 
die französischen Truppen von der Eidgenossenschaft 
begehrte, meinte Schwyz, es sei nicht im Defensionale 
inbegriffen und wolle überhaupt von einer bewaffneten 
Neutralität lieber gar nichts wissen^). Dagegen unter- 
liess die Tagsatzang auch nach 1792 nicht, sowohl bei 
Frankreich als auch bei Oesterreich um die Anerken- 
nung der Neutralität nachzusuchen, in welche sie auch 
Neuchätel und Valangin eingeschlossen wissen wollte. 

Allein Frankreich wollte sich nicht dazu verstehen, 
die Neutralität direkt und unumwunden anzuerkennen. 
Es warnte die Schweiz vielmehr, vor Oesterreich auf 
der Hut zu sein und diesem Staate nicht zu trauen*). 
Oesterreich anerkannte die Neutralität nur in bedingter 
Weise und nur für sich selbst, nicht für seine Alliirten*^). 
Beide Staaten Hessen deutlich genug ihr Misstrauen er- 
kennen, das sie in die Erhaltung der schweizerischen 
Neutralität durch die Schweiz selbst setzten*^). Immer 
mehr gewann die Anschauung Raum, dass die Neutra- 



*) So auch bei der Nachricht von der bevorstehenden Re- 
volution und bei Ausbruch derselben im Jahr 1792. Siehe Dänd- 
liker III 277. 

2} Im Jahr 1792 trat man äusserst lau für die Vertheidigung" 
von Genf im Krieg zwischen Frankreich und Savoyen (VIII 192) 
ein, dagegen fand ein schwacher eidgenössischer Zuzug nach 
Basel statt. VIII: 176. 

3) E. A. VIII: 173. 

+) E. A. VIII: 174. 

^) E. A. VIII: 174, das war wenigstens die Anschauung 
Frankreichs. 

6) E. A. VIII: 174, 176. 
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lität der Eidgenossenschaft nicht von dieser, sondern 
lediglich vom Wohlwollen der fremden Machte abhänge. 
Die Eidgenossenschaft stellte sich dem Auslande gegen- 
über unumwunden auf diesen traurigen Standpunkt. 
Auf einer Tagsatzung von 1792 wird ad referendum 
genommen, es seien erneute Anstrengungen zu machen, 
um die noch immer nicht erhaltene Anerkennung der 
Neutralität durch Oesterreich und Frankreich zu erlangen. 
Man wolle auch an Preussen, Sardinien und England 
schreiben und diese Mächte bitten, sie möchten sich 
bei Frankreich und Oesterreich zu Gunsten der schwei- 
zerischen Neutralität verwenden. *) Was für einen 
Vortheil diese beständige Gunstbettelei an fremden 
Höfen der Schweiz einbrachte, ist nicht nöthig zu wie- 
derholen ; es konnte ihrem nunmehrigen Ansehen übri- 
gens auch nicht viel mehr schaden. 

Die Franzosen verstanden es meisterhaft, die ge- 
fügigen Yerbiindeten den Umständen gemäss zu behan- 
deln, und in ihrer diplomatischen Sprache gegen die 
Schweiz sind der bitteren Wahrheit Worte der Gross- 
muth und Freundschaft in höflichster Weise beigemischt. 
Doch durch den Phrasenschein klingt der Hohn der 
Wirklichkeit nur zu hörbar durch. 1796 reklamirte die 
Eidgenossenschaft gegen Gebietsverletzungen durch fran- 
zösische Truppen an ihrer Westgrenze. In Antwort 
hierauf überreichte der erste Gesandtschaftssekretär 
Laquiante der Tagsatzung vom 21.— 28. Juli 1796 eine 
schriftliche Begrüssung des französischen Botschafters 
in Basel, datirend vom 13. Messidore, worin folgender 
bezeichnender Passus vorkommt : S'il a pu exister, 
Magnifiques Seigneurs, quelques divergences momen- 



1) E. A. VIII : 188. 
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tanees^), elles n'ont contribue qu'ä faire prononcer plus 
hautenient le voeux national pour le Systeme de neu- 
tralite auquel la Confederation des ligues Suisses doit 
depuis des siecles sa tranquillite et la conservation de 
son independance^). 

Noch mehr als dieser falsche Ton des fremden 
Protektors, empört uns die Sprache, welche zu dieser 
Zeit auf den eidgenössischen Tagsatzungen von den 
Eidgenossen selbst geführt wird, denn sie zeugt ent- 
weder von totaler Verblendung oder von schamloser 
Heuchelei. An fremden Höfen bettelten sie um Pürnten- 
gunst, und wenn sie unter sich waren, ergiengen sie sich 
in den überschwänglichsten Phrasen, um ihre Selbst- 
ständigkeit in Worten fortleben zu lassen, die sie durch 
<lie That nicht hatten erhalten können. Auf der Tag- 
satzung zu Frauenfeld vom 3. Juli 1797 verglich ein 
Tagsatzungsgesandter die Eidgenossenschaft mit einer 
auf einem Felsen erbauten Stadt, welche gleich der 
Burg Davids auf dem Berge Zion allen Stürmen Trotz 
biete. Ein anderer fand sich veranlasst , besonders 
seinem feurigen Gefühl der Unabhängigkeit Ausdruck 
zu verleihen und dabei auf die anwesenden Vertreterinnen 
des schönen Geschlechts hinzuweisen , unter deren 
scharfsinnigen (sie !) Augen die ehrwürdige Versamm- 
lung tage und dadurch noch ehrwürdiger erscheine^). 

So fehlte auch hier nicht der widerliche Eauch 
zum strohgenährten Feuer. Die Glut am vaterländischen 
Herd aber war erloschen. Die Schweiz hatte von 
ihrer Unabhängigkeit und Neutralität nur noch den Schein. 



1) Solche „divergences momentanöes" zeigen eben am besten 
den Grad der Achtung, die Frankreich momentan vor der schwei- 
zerischen NeutraUtät hatte. 

2) E. A. VIII: 226. 

3) E. A. VIII: 692. 



III. Periode von 1798—1848. 

A. Das französische Protektorat, von der französischen 
Invasion 1798 bis zur Kapitulation von Lörrach 1813. 

Am 28. Januar 1798 drangen die Truppen der 
französischen Republik in die Schweiz ein, angeblich 
um dieser die Freiheit zu bringen, in Wahrheit aber 
um die Millionen des Berner Staatsschatzes sich aneignen 
zu können. Am 5. März fiel die Stadt Bern in die 
Hände der Franzosen, und damit war das Schicksal 
unseres Landes für die nächste Zeit besiegelt. 

Das französische Protektorat, das seinem Wesen 
nach schon vor der französischen Invasion bestanden 
hatte, erhielt durch diese Ereignisse eine andere, natur- 
getreuere Farbe. Das Verhältniss des mächtigen Pro- 
tektors zum ohnmächtigen Klienten gab sich jetzt kund 
in einer nach jeder Hinsicht gewaltthätigen, rücksichts- 
losen Behandlung des letzteren durch den ersteren. 

Der Bündniss vertrag von 1777 wurde ohne Wei- 
teres gebrochen, das Gebiet der Schweiz widerrechtlich 
mit Krieg überzogen, der angeblich souveräne, unab- 
hänf];ige Verbündete gezwungen, den Willen des anderen 
Verbündeten bedingungslos als Gesetz anzunehmen. 

Die helvetische Verfassung von 1798 wurde der 
Schweiz vom Direktorium aufgedrängt, und ebenso wur- 
den alle weiteren Verfassungsveränderungen während 
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dieser Periode von der französischen Regierung vorge- 
schrieben. Die Schweiz musste den Befehlen von 
Paris nach innen und nach aussen unbedingt Folge 
leisten. 

Die politische Abhängigkeit der Eidgenossenschaft 
von Frankreich bis zum Jahr 1813 wird heute von 
Niemandem ernstlich bestritten. Von einer Neutralität 
der Schweiz während dieser Periode kann demnach 
schlechterdings nicht die Rede sein, denn ein abhängiger 
Staat kann wohl neutralisirt werden, niemals aber neu- 
tral sein. Wir beschränken uns auf folgende Bemerk- 
ungen über die fiktive Neutralität der Schweiz unter 
dem Protektorate der französischen Republik und dea 
französischen Kaiserreichs. 

Im Jahr 1798, am 19. August, wurde die helve- 
tische Republik zu einem Allianzvertrag mit Frankreich 
gezwungen, laut welchem sie verpflichtet war, auf Ver- 
langen Frankreichs an allen Kriegen dieses Staates^ 
theilzunehmen und demselben 2 Militärstrassen durch 
ihr Gebiet offen zu halten. Dadurch war auch formell 
die Neutralität ganz aufgegeben. An dieser Lage der 
Schweiz änderte der Lüneviller Friede natürlich nichts, 
nach welchem die Schweiz ein selbstständiger Staat 
sein sollte. 

Andere formelle Bestimmungen enthielt der Defen- 
sivallianzvertrag von 1803 zwischen Frankreich und der 
Schweiz. Die Neutralität der Schweiz wird darin aus- 
drücklich anerkannt. Ueberdies gibt Frankreich im ge- 
nannten Vertrage noch die Versicherung, der Schweiz zur 
Erlangung der Anerkennung ihrer Neutralität auch von 
Seiten der übrigen Staaten zu verhelfen. Welcher Hohn ! 
War es ja doch Frankreich selbst, das in konsequenter Aus- 
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Übung seines Protektorats die Neutralität ebensowenig 
wie die Selbstständigkeit der Schweiz achtete.^) 

Als im Jahr 1805 die Tagsatzung beim Ausbruch 
des Krieges zwischen Napoleon und der dritten Coa- 
lition die Neutralität erklärte, gab Napoleon deutlich zu 
verstehen, dass die Schweiz nicht im Stande sei, die- 
selbe zu vertheidigen und versuchte sie ganz auf seine 
Seite zu ziehen. In Folge dessen anerkannte auch 
Oesterreich die Neutralität der Schweiz nur unter der 
ausdrücklichen Bedingung, dass sie von Napoleon nicht 
verletzt werde. Wie hätte Oesterreich auch Vertrauen 
in diese Neutralität haben können, so lange die Schweiz 
ganz in der Gewalt und unter dem Einflüsse seines 
Feindes stand ! 

Beim Wiederausbruch des Krieges zwischen Oester- 
reich und Napoleon im Jahre 1809 Hess dieser seine 
Truppen, ohne die Schweiz desshalb auch nur anzu- 
fragen, über die Baslerbrücke nach Deutschland mar- 
schiren. Freilich hatte die Tagsatzung auch nur 500 
Mann zum Schutze der Baslergrenzsn aufgeboten. Nach 
Beendigung des nämlichen Feidzuges betraten die fran- 
zösischen Truppen auf ihrer Rückkehr abermals schwei- 
zerisches Gebiet ohne jede Anzeige, indem sie durch 
die Kantone SchafFhausen, Aargau und Ba^el zogen^). 

Wie hätte Napoleon die Neutralität der Schweiz, 
da wo es ihm nicht convenirte, schonen sollen, wenn er 
den schweizerischen Vasallenstaat überhaupt als seiner 
Willkür unterthan ansah und über dessen Gebiet ver- 



^) Nie werde ich, sagte Napoleon einmal, in der Schweiz 
einen andern Einfluss dulden, als den meinigen, sollte es mich 
auch 100,000 Mann kosten. Mir gegenüber ist eure Neutralität 
ein Wort ohne Sinn, sie kann euch nur dienen, so lange ich will. 

2) Hilty, polit. Jahrbuch 1886 140, 147. 
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fügte wie er wollte ! Im Jahr 1802 riss er den Kanton 
Wallis von der Schweiz ab, um ihn 1810 zu Frankreich 
zu schlagen, und kurz vor der letzteren Massnahme 
waren 3000 italienische Soldaten in den Kanton Tessin 
eingerückt, welche denselben, trotz der Reklamationen 
der Schweiz, besetzt hielten. Diese Besetzung hatte 
keinen andern Zweck, als die Annexion dieses Theiles 
der Eidgenossenschaft an Italien vorzubereiten. Unter 
den vielen Beleidigungen und Vergewaltigungen, 
welche die Schweiz damals von Seite Napoleons er- 
tragen musste, gehörte die Nichtbeachtung ihrer pa- 
piernen Neutralität noch lange nicht zu den empörend- 
sten. Was die Vertheidigung des neutral sein sollenden 
Gebietes der Schweiz anbelangt, so giengen, wie wir es 
beim Durchzug der Franzosen 1809 erwähnt, die von 
der Tagsatzung hiezu getroffenen Massregeln nicht über 
den Werth einer bequemen Demonstration hinaus. Na- 
poleon selbst that sein Möglichstes, um die nationale 
Wehrkraft seines Vasallenstaates nicht aufkommen zu 
lassen, von der ganz richtigen Erwägung ausgehend, 
dass der Schwache sich eher hütet, ungehorsam zu sein, 
als der Starke. 



B. Das internationale Protektorat der Grossmächte 
von 1813 an. 

Durch den so sehr missglückten russischen Feldzug 
von 1812 wurde die Stellung Napoleons tief erschüttert. 
Alle Nationen Europas athmeten auf vom ungeheuren 
Druck bei der Nachricht von den Niederlagen des ge- 
waltigen Feldherrn und rüsteten sich zum gemeinsamen 
Kampf gegen denselben. Auch in den politischen 
Kreisen der Schweiz brachten diese Ereignisse grosse 
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Aufregung hervor. Auch die Schweiz musste nuthge- 
drungen dem neu entfachten europäischen Kriege ge- 
genüber Stellung nehmen. Je schneller, je entschie- 
dener sie dies that, desto mehr konnte sie dabei 
gewinnen. 

Die Ungewissheit über den Ausgang dieses Krieges 
wies die Schweiz an, sofort sich auf den Standpunkt des 
Neutralen zu stellen, um jetzt Frankreich gegenüber 
die vorbehaltene Selbstständigkeit wirklich geltend zu 
machen, ihr gutes Recht zu vertheidigen, ohne ander- 
seits für alle Fälle die Brücke internationaler Freund- 
schaft, die sie mit diesem Lande verband, ganz abzu- 
brechen. Es war für die Schweiz vorläufig weder klug 
noch nothwendig, über die strikte Neutralität hinaus 
und zu den Feinden Frankreichs überzugehen. Sie 
konnte durch Beobachtung der Neutralität ihr Ziel, 
sich von Frankreich wieder unabhängig zu machen, 
eben sowohl erreichen, als wenn sie mit Frankreich für 
die Zukunft vollständig brach. Entschiedenes Einstehen 
für strikte Neutralität war also unter allen umständen 
geboten. Jetzt war es an der Zeit, die verlorene Ach- 
tung sich wieder zu erwerben und zu zeigen, dass man 
Gut und Blut für die Erhaltung des Vaterlandes zu 
opfern im Stande sei. 

Einige schweizerische Staatsmänner wollten auch 
wirklich gleich nach Bekanntwerden der französischen 
Niederlage und der beidseitigen Kriegsbewegungen durch 
eine unumwundene Erklärung aus der Klientelstellung 
zu Frankreich heraustreten und für alle Eventualitäten 
strikte Neutralität gegen Jedermann erklären und beob- 
achten. Allein die Muthigen und Entschlossenen waren, 
wie so oft, in der Minderzahl und nicht in den höchsten 
Stellen. Die Führer der Eidgenossen standen noch all- 
zusehr unter dem Banne des gefürchteten Despoten 
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und trauten sich selbst zu wenig zu, als dass sie schon 
jetzt gewagt hätten, einen solchen Schritt zu thun. 
Der günstige Moment wurde mit unfruchtbaren Be- 
rathungen todtgeschwatzt. Man wagte nichts und er- 
reichte auch nichts. Man wartete zu, und als die Tag- 
satzung nach der Schlacht bei Leipzig ihre Neutralität 
erklärte und Truppen aufbot, um dieselbe zu verthei- 
digen, konnte dieses Vorgehen der Schweiz in den 
Augen der Alliirten als nicht anders erscheinen, denn 
wie die furchtsame kleinliche Ausbeutung der durch sie 
geschaffenen günstigen Lage. Die Schweiz hatte ver- 
säumt, zu zeigen, dass sie für sich selbst etwas wage 
und konnte bald darauf erfahren, dass die stärkeren 
Staaten unter solchen Umständen gegen sie alles 
wagten. 

Zwar iTapoleon schlug nach der Schlacht bei Leipzig 
einen höchst milden Ton an und erklärte, die Neutrali- 
tät respektiren zu wollen. Begreiflich, jetzt leistete 
diese ihm vortreffliche Dienste ; sie bot ihm ja einen 
äusserst bequemen Schutz für den grössten Theil seiner 
Ostgrenze. Die Alliirten dagegen konnten sich nicht 
dazu verstehen, die Neutralität eines Landes zu achten, 
das dieselbe so oft hatte verletzen lassen und dessen 
Wehrkraft auch jetzt keineswegs genügende Garantie 
für ihre Aufrechterhaltung bot. Die Feinde Frank- 
reichs wollten die Neutralität um so weniger anerken- 
nen, als die Tagsatzung, unfähig, einen Entschluss, in 
welchem Sinne immer, ganz zu fassen und konsequent 
durchzuführen, fortfuhr, die Kantone zur Ergänzung 
der im russischen Feldzuge dezimirten Schweizerregi- 
menter Frankreichs, gemäss der bestehenden Militär- 
kapitulation, anzuhalten. Die eidgenössischen Staats- 
männer versuchten dabei allerdings , sich auf den 
Standpunkt des auch früher geübten Rechtssatzes zu 
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stellen, dass die Erfüllung bereits bestehender Verträge 
der Neutralität keinen Eintrag thun sollte. Allein bei 
noch so geringem Verständniss für die damalige, zur 
grössten Vorsicjit mahnende, gefahrliche Lage, hätten 
sie bedenken sollen, dass die Zulässigkeit einer so aus- 
gesprochenen Begünstigung der einen Kriegspartei mit der 
Zeit zum Mindesten sehr zweifelhaft geworden war. 
Dass sie dies nicht begriffen, war wohl mit ein Haupt- 
grund, warum die Alliirten beschlossen, die Schweiz „mit 
an den Tanz zu bringen". 

Die Gesandten Russlands und Oesterreichs, Hof- 
rath von Lebzeltern und Staatsrath Capodistria, die bald 
nach Eröffnung der Tagsatzung in Zürich erschienen, 
drangen in den damaligen Landammann Reinhard, sich 
ihren Mächten im Kampfe gegen Napoleon anzuschliessen. 
Unter den gegebenen Verhältnissen, nachdem der selbst- 
fitändige, neutrale Standpunkt fast unmöglich geworden 
war, wäre der Anschluss an die Mächte zweifelsohne 
für die Schweiz das Vortheilhafteste gewesen. Nach- 
dem man den so günstigen Augenblick vor der Schlacht 
bei Leipzig unbenutzt hatte vorbei gehen lassen und 
da die Schweizer selbst die Ueberzeugung hatten, nichts 
Ernsthaftes im entscheidenden Moment gegen die Alliir- 
ten unternehmen zu dürfen, bot der Beitritt zur Coa- 
lition den einzigen Ausweg aus der Sackgasse, in der 
sie zurückgeblieben waren. Allein der Landammann 
erklärte beiden Kriegsparteien des Bestimmtesten, man 
wolle die Neutralität aufrecht erhalten. 

Leider kam damals nicht viel auf den noch so be- 
stimmt erklärten Willen der eidgenössischen Staats - 
lenker an, denn sie hatten seit langer Zeit bewiesen, 
dass ihr Wollen nicht bis zur verwirklichenden That 
reichte. 
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Einen Augenblick schien es, als ob die Grossmuth 
des Kaisers Alexander von ßussland, des ehemaligen 
Zöglings des Waadtländers Laharpe, die Schweiz vor der 
Invasion der fremden Heere schützen werde. Doch 
der schlaue Metternich wusste diesen persönlichen Ge- 
fühlen des Verbündeten gegenüber die Vortheile des 
Durchmarsches durch Schweizergebiet geschickt zur 
Geltung zu bringen und deren ßealisirung eigenmächtig 
soweit zu fördern, dass auch der Kaiser von Russland 
sich zuletzt dem Durchmarsche nicht widersetzen konnte. 

Die Alliirten hatten sich über die Widerstandskraft 
und den Widerstandswillen der Schweiz nicht getäuscht. 
Statt 20,000 Mann, über die der Landammann Rein- 
hard nach Tagsatzungsbeschluss hätte verfügen können, 
bot er zur Vertheidigung des neutralen Gebietes nur 
12,500 Mann auf. Von diesen befanden sich zudem 
2,500 in Bünden und im Tessin, so dass nur 10,000 
Mann zur Vertheidigung der am meisten bedrohten 
Baslergrenze dem Oberbefehlshaber, General von Wat- 
tenwyl, zu Gebote standen. Aber auch diese wenigen 
Truppen wurden durch die Lauheit und ünentschlossen- 
heit des Landammanns an einer kräftigen Aktion ge- 
hindert. Am 20. Dezember, Nachts 11 Uhr, verliessen 
die schweizerischen Soldaten Basel, ohne einen Tropfen 
Blut verloren zu haben, nachdem vorher die Kapitu- 
lation zu Lörrach zwischen dem eidgenössischen Obersten 
von Herrenschwand und dem Peldmarschall Bubna ab- 
geschlossen worden war'). 

Das Land stand so den fremden Truppen offen. 
Ueber 130,000 Soldaten nahmen in verschiedenen Rich- 
tungen ihren Durchmarsch durch die Schweiz. Gross 



») Hilty Jahrbuch 1886. Die Kapitulation vcAi Basel 340 ff. 
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waren die materiellen Schäden, welche daraus für un- 
seren Staat entstanden. Noch verderblicher und für die 
folgenden Zeiten von verhängnissvoller Nachwirkung 
waren die moralischen Polgen dieses kraft- und muth- 
losen Auftretens unserer damaligen Staatsmänner. Weit 
davon entfernt, sich ihre Selbstständigkeit unter Auf- 
wendung aller nationalen Kraft wieder zu verschaffen, 
hatte die Schweiz auch noch im letzten Augenblick die 
Ereignisse ruhig ihren Gang gehen lassen, sich zufrieden 
gebend damit, dass sie, statt wie bisher, nur einem 
Herrn, nun einem ganzen, GebietercoUegium unter dem 
Scheine internationalen ßechts dienen musste. 

Die bis jetzt von Prankreich abhängige Schweiz 
kam mit der Kapitulation zu Lörrach unter das Ge- 
sammtprotektorat der AUiirten. Bekanntlich ist die Pro- 
tektion der Staaten darin wesentlich verschieden von 
der Vormundschaft der Bürger im Staate, dass sie den 
Schutz der Rechte des Protegirenden bezweckt. Diesen 
Zweck verfolgten die AUiirten mit dem sicheren Gefühle, 
ihren Protegirten nach jeder Richtung hin vollkommen 
zu beherrschen. Was sie an der Schweiz am meisten 
interessirte, war natürlich deren äussere internationale 
Stellung ; aber um diese nach ihren Interessen bestim- 
men zu können, mussten sie nothwendig in entsprech- 
ender Weise die inneren Zustände regeln. Das der Schweiz 
von den Mächten vor ihrem Durchmarsche gegebene Ver- 
sprechen, sich nicht in ihre inneren Angelegenheiten zu 
mischen, erwies sich bald als ebenso unhaltbar, als es un- 
möglich ist, die Krone eines Baumes abzuschneiden, ohne 
dass dessen Wurzeln darunter leiden. Die vom nationalen 
Baume des eidgenössischen Staatslebens entfernte Krone 
war die Selbstbestimmung der Schweiz nach aussen, und es 
ergab sich als unausbleibliche Consequenz aus der Auf- 
hebung ihrer Unabhängigkeit nach aussen, dass auch 

8 



114 



ihr Recht, in ihrem Inneren sich selbst zu regieren, 
beschränkt und verletzt werden musste. 

Uebrigens konnte jenes Versprechen, der Schweiz 
nach innen volle Unabhängigkeit zu belassen, von den 
meisten eidgenössischen Staatsmännern nicht ernst ge- 
nommen werden, denn schon vor dem Einmarsch der 
Truppen in die Schweiz war der geheime Agent Met- 
ternichs, Senft-Pilsach, in Bern thätig gewesen, um den 
Umsturz der bestehenden Verfassung herbeizuführen. 
Schon vor der Verletzung des neutralen Gebietes hatten 
die Gesandten der Mächte bqi der Tagsatzung auf Auf- 
hebung der Mediationsverfassung gedrungen und ihren 
Willen auch ohne grosse Mühe durchgesetzt. 

Mit dem Einmärsche der fremden Truppen in die 
Schweiz wurde der Einfluss der fremden Mächte auf 
alle Staatsangelegenheiten von Belang ein constanter. 
Die Selbstständigkeit der Schweiz war so sehr zur in- 
haltslosen Phrase geworden, dass es Niemandem auch 
nur einfiel, gegen die Anmassungen der fremden Staaten 
zu protestiren. Im Gegentheil , die schweizerischen 
Parteien wetteiferten mit einander, die Intervention der 
Alliirten offen anzurufen oder heimlich zu veranlassen^). 
Das Bewusstsein der Abhängigkeit vom Ausland war so 
allgemein, dass man z. B. die damals eintretende Be- 



^) Die Restaurationsparteien verschiedener Kantone, so Grau- 
bündens und Berns, standen mit den Agenten des Auslandes, 
namentlich Oesterreichs, in Verbindung und suchten durch deren 
Hülfe ihre verlorene Herrschaft wieder zu erlangen. 

Sogar in der Instruction für die Gesandten des Wienercon- 
gresses konnte die Tagsatzung nicht umhin, die Mächte zu er- 
suchen, sie möchten über die Entschädigungsansprüche, welche 
die einzelnen Stände der Eidgenossenschaft erhoben, entscheiden. 
Hilty Jahrbuch 1887, p. 294. 
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action dadurch zu fördern suchte, dass man sie dem 
Volke offen und ohne alle Umschreibung als eine For- 
derung derAUiirten hinstellte. Nichts wurde gegen den 
Willen der fremden Gesandten von der Eidgenossen- 
schaft beschlossen. Diese erfuhr vielmehr stets von 
jenen, was sie in wichtigen Fragen zu thun und zu 
lassen hatte. Uebrigens war die Eidgenossenschaft zu 
dieser Zeit ebenso unfähig, sich selbst zu regieren, wie 
sich selbst zu vertheidigen. Ohne die strikte Be- 
dingung der AUiirten, es seien alle 19 Orte in ihrem 
nunmehrigen Bestände anzuerkennen, die sie der Eid- 
genossenschaft für die Nichteintretung sofortiger be- 
waffneter Intervention gestellt hatten, wäre es zu gar 
keiner allgemein anerkannten Tagsatzung gekommen. 

Dass die Selbstständigkeit der Schweiz im I. 
Pariserfrieden anerkannt wurde ^), änderte natürlich 
nichts an dem Verhältniss der Abhängigkeit, in dem 
jene zu den Grossmächten stand. 

Durch Verträge kann die Selbstständigkeit eines 
Staates nicht begründet oder wiederhergestellt werden. 
Das Völkerrecht kann keine souveränen Staaten creiren, 
sondern es setzt vielmehr, um überhaupt wirksam zu 
werden, voraus, dass völkerrechtliche Subjekte, d. h. 
selbstständige Staaten, existiren. Der Pariserfriede hätte, 
wenn man ihn bezügl. seiner Bestimmung betreffend die 
Selbstständigkeit der Schweiz zu einem Vertrag der 
Schweiz mit den Signatarmächten construiren wollte, 
an der Thatsache, dass die Schweiz von den Gross- 
mächten abhängig war, gar nichts ändern können. 

Wohl aber sind Vertragsbestimmungen über die 
Selbstständigkeit eines Staates, zwischen diesem Staate 



^) Art. 6 des I. Pariserfriedens : La Suisse independante con- 
tinuera ä se gouverner par elle-meme. 
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und anderen Staaten, eine Presumption für dessen Ab- 
hängigkeit. Für einen selbstständigen Staat hat es 
durchaus keinen Zweck, sich Leistungen betreffend 
seine Selbstständigkeit versprechen zu lassen. Ein sol- 
cher Vertrag wäre überdies für jeden selbstständigen 
Staat ein unsittlicher und auch aus diesem Grunde un- 
möglicher. Verträge bezw. Vertragsbestimmungen über 
die Souveränetät eines Staates sind, vom völkerrecht- 
lichen Standpunkt aus betrachtet, ebenso zwecklos bezw. 
unsittlich, wie Verträge über die volle Freiheit bezw. 
die unveräusserlichen Rechte einer Person. Dagegen 
ist es wohl denkbar, wenn auch rechtlich von gar kei- 
ner Wirkung, dass thatsächlich abhängige Staaten durch 
einen Vertrag ihre Unabhängigkeit zu erlangen wähnen. 
Wäre also die fragliche Bestimmung des I. Pariserfrie- 
dens als eine wirkliche Vertragsbestimmung in einem 
Vertrage zwischen der Schweiz und den Signatar- 
mächten aufzufassen, so könnte sie nur die oben fest- 
gestellte Thatsache der Abhängigkeit der Schweiz be- 
kräftigen und noch klarer zur Evidenz bringen. 

Noch mehr aber spricht die Bestimmung des I. 
Pariserfriedens betreffend die Selbstständigkeit der Schweiz 
für deren Abhängigkeit, wenn man jene als Stipulation 
eines Vertrages auffasst, den die Signatarmächte unter 
sich über die Schweiz abgeschlossen haben. Denn, 
dass ein Staat bezw. dessen Selbstständigkeit das reine 
Object eines ihn bindenden Vertrages zwischen anderen 
Staaten sein könne, — so dass der durch diesen Ver- 
trag in seinen Verhältnissen geregelte Staat nicht ein 
Mal den falschen Schein eines gleichberechtigten Con- 
trahenten hat, wie z. B. im Vertrag der Schweiz mit 
Frankreich von 1777 oder von 1798 — dies setzt un- 
bedingt voraus, dass dieser Staat eben kein Staat im 
vollen völkerrechtlichen Sinne, kein freier Staat, son- 
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dern ein der Herrschaft der contrahirenden Staaten 
unterworfenes Staatswesen ist. 

Will man endlich die Bestimmung des I. Pariser- 
friedens betreffend die Selbstständigkeit der Schweiz 
betrachten als eine einseitige Erklärung der Signatar- 
mächte, so kann eine solche, noch weniger als ein Vertrag, 
die thatsächlich abhängige Schweiz zu einem selbststän- 
digen freien Staate machen. Unter allen Umständen 
muss somit behauptet werden, dass Art. 6 des I. Pa- 
riserfriedens die Abhängigkeit der Schweiz von den 
Grossmächten in keiner Weise einschränkte oder auf- 
hob. 

Wie wir gesehen, gaben sich die Mächte keine 
Mühe, diese Abhängigkeit der Schweiz offiziell festzu- 
stellen ; sie waren im Gegentheil bestrebt, ihr die 
Selbstständigkeit bei jedem Anlass formell zuzuerkennen. 
Noch viel weniger war natürlich zu erwarten, dass die 
Schweizer selbst diese ihre Abhängigkeit beim wahren 
Namen nennen würden. Umso unzw^eifelhafter, klarer 
und anschaulicher verkörpert sich die Natur dieses in- 
ternationalen Protektorats in den oben angeführten 
Thatsachen, den Interventionen, die sich mit unerbitter- 
licher Consequenz in die Folgezeit hinein fortsetzen. 
Sobald die feilen Phrasen auf ihren Inhalt geprüft wer- 
den mussten, sorgten die Einsprachen der fremden Mi- 
nister dafür, dass die Schweizer sich über ihre wahre 
Lage keine Illusionen machten. 

Die Schweizer Diplomaten kannten ihr eigentliches 
Verhältniss zu den Grossmächten nur zu gut, und sie 
nahmen sich wohl in Acht, den nationalen Standpunkt 
in bestimmten Forderungen zur Geltung zu bringen. 
Wenn sie von den Grossmächten etwas erlangen wollten, 
wurde stets an die Grossmuth, an die Interessen dieser 
appellirt, fast nie an das eigene Recht erinnert. Dies 



118 



zeigt sich namentlich auch in der Neutralitätsfrage, die 
in den ersten Zeiten des neuen Protektorats besonders 
viel zu reden und zu schreiben gab. 

Die Garantie der Neutralität durch die Mächte war 
eines der Hauptanliegen, welche die Vertreter der Eid- 
genossenschaft am Wienercongress vorzubringen hatten. 
T)a83 man damals ein so überaus grosses Oewicht auf 
die Anerkennung der Neutralität durch die Mächte 
legte, ist begreiflich. Dieses Streben nach internationalen 
Garantieen für die eigene Neutralität war so alt, wie 
das Bewusstsein der eigenen Schwäche und hatte mit 
demselben beständig Schritt gehalten. Jetzt war die 
Eidgenossenschaft auf der abschüssigen Bahn ihres Ver- 
falls auf einer Stufe angelangt, wo es schlechterdings 
kein Tieferfallen, sondern nur noch ein Auseinander- 
fallen oder Sichzusammenraffen gab. Kein Wunder 
also, dass sie in diesem Zeitpunkt eifriger als je zuvor 
nach internationalem Schutz für ihre Neutralität strebte. 
Nunmehr gab die Schweiz ihren diesbezüglichen Wün- 
schen und Absichten auch eine genauere Fassung. 
Nachdem sie sich nach und nach vollständig von ihrer 
Unfähigkeit, sich selbst zu helfen, überzeugt hatte, — 
welche Erkenntniss sowohl bei den Staaten als auch bei 
den einzelnen Menschen nur langsam ganz einzukehren 
pflegt, — nachdem ihr dies klar geworden, stellte sie 
sich in der Neutralitätsfrage auf einen consequenteren 
Standpunkt. 

Auf dem Wienercongress suchen die Eidgenossen 
nicht nur um die ausdrückliche Anerkennung ihrer Neu- 
tralität nach, um, wie bisher, durch diese verstärkte 
Anerkennung den fehlenden Schutz ihres Rechtes zu 
ersetzen. Sie gehen weiter : Sie wünschen, dass die 
Mächte den thatsächlichen Schutz ihrer Neutralität über- 
nehmen, sich zur Erhaltung derselben verpflichten, durch 
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ihre Intervention dieselbe eventuell vor Verletzungen 
schützen. So hatte sich endlich der confuse Gedanke 
einer verstärkten Anerkennung und erhöhten äusseren 
Sicherheit, der die eigene Schwachheit zur Mutter und 
das falsche Wohlwollen des Auslandes zum Vater ge- 
habt, sich zur völkerrechtlichen Missgeburt einer inter- 
national garantirten , schweizerischen Neutralität ent- 
wickelt. 

Ganz in diesem Sinne einer spezifisch interna- 
tionalen Neutralität , creirt und beschützt durch die 
hohen Mächte, ist die Instruction der eidgenössischen 
Tagsatzung für die Gesandten an den Wienercongress 
abgefasst*). Um über den traurigen Geist jener Zeit 
keinen Zweifel walten zu lassen, ist es vielleicht nicht 
überflüssig, zu bemerken, dass die schweizerischen Ab- 
geordneten auf dem Wienercongress nicht nur ihre Neu- 
tralität, sondern auch ihre Selbstständigkeit abermals 
anerkennen lassen wollten. Dies Begehren wurde auf 
Antrag des französischen Bevollmächtigten abgelehnt 
mit der sehr zutreffenden Motivirung, dass jeder Staat 
durch und in sich selbst selbstständig sei'"*). Die Rich- 
tigkeit dieser Erwägung hinderte freilich ebensowenig, 
dass die Schweiz nicht selbstständig war, als die aber- 
malige Anerkennung der verlorenen Selbstständigkeit 
diese ersetzt haben würde. 

Die Unterhandlungen betreffend die garantirte Neutralität 
hatten einen totalen Erfolg. Die Anschauung der Schweizer,, 
durch sich selbst die Neutralität nicht erhalten zu können, 
war natürlich ganz die ihrer Protektoren. Die strategische 



1) E. A. Lit. A z. II A. 

2) Siehe Hilty Jahrbuch 1887 : „l'ind^pendance en eile- 
meme est la cons^quence nt^cessaire de l'existence de tout (^tat 
politique". 
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Wichtigkeit des schweizerischen Gebietes aber war ein 
zu sehr immer wieder hervortretender Punkt in den 
Kriegen der allerletzten Zeit so gut wie der früheren 
Jahrhundertc gewesen, als dass namentlich die an die 
Schweiz angrenzenden Mächte nicht alles gethan hätten, 
um diesen internationalen Vasallenstaat durch gegen- 
seitige Feststellung ihrer Rechte an demselben den 
Wechselfallen seiner Ohnmacht für den Fall eines Krie- 
ges zu entziehen. Eine Regulirung der äusseren Yer- 
hältnisse der Schweiz zu den Kriegführenden für den Fall 
künftiger Kriege musste erfolgen, lag unbedingt viel 
näher als z. B. die Aufdrängung der Verfassung oder 
andere Interventionen die inneren Zustände betreffend, 
wenn schon die Ingerenz nach innen der nach aussen 
vorgehen musste und beide dem gleichen Zwecke dien- 
ten, nämlich die Interessen der Mächte auf schwei- 
zerischem Gebiet zu protegiren. Es hätte also gewiss 
der so nachdrücklichen Gesuche von Seite der Schweiz 
nicht bedurft, die internationale Regelung ihrer Lage 
für den Fall eines Krieges herbeizuführen^). Fragen 



*) Alle Massnahmen der Alliirten in Bezug auf die Schweiz 
sind von dieser einen Idee inspirirt, die Schweiz zu einer den 
Interessen der Mächten möglichst gleichmässig entzogenen und 
gleichmässig zugänglichen, internationalen Provinz zu machen. 
Wenn die Signatarmächte nicht fast noch mehr Interesse an der 
Neutral isirung der Schweiz gehabt hätten als diese selbst, wäre es 
kaum erklärlich, warum sie in den Gebietszuweisungen und 
Urenzregulirungen die Interessen unseres Landes so sehr be- 
rücksichtigt hätten. So war die Rücksicht auf die Neutralisirung 
der wesentlichste Grund, warum Genf der Schweiz mit ver- 
grössertem Gebiete einverleibt wurde. Die Souveräne erklärten 
1813 den an sie abgeordneten Genfern, Genf sei bestimmt, ein 
Kanton der Schweiz zu werden mit vergrössertem Territorium, 
um zu dem System der schweizerischen Neutralität damit beizu- 
tragen. (Hilty Jahrbuch 1887, p. 316). 
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wir uns dagegen, inwiefern hat die Schweiz dazu bei- 
getragen, dass sie ewig und garantirt neutral erklärt 
wurde, so ist die Antwort darauf die : einen Willen, 
neutral zu sein, konnte und durfte sie nicht geltend 
machen, nur ihr Wunsch, neutralisirt, d. h. von künf- 
tigen Kriegen verschont zu sein, war insofern auf die 
EntSchliessungen der Mächte von Einfluss, als man 
immer mit der Natur des Objekts, über das man einen 
Vertrag schliesst, nothwendig rechnen muss, wenn dessen 
Inhalt nicht mit zu grosser Mühe verwirklicht werden 
soll. Ein Staatswesen, so wenig es von der Würde und 
dem Werthe eines Staates noch besitzen mag, birgt 
unter allen Umständen eine gewisse Willenskraft in 
sich, auf welche seine Beherrscher gut thun, Rücksicht 
zu nehmen. 

Da der Wille des schweizerischen Volkes auf den 
Genuss ungestörter Ruhe und fortwährenden Friedens 
gieng, so musste die Neutralisirung des schweizerischen 
Gebietes als der leichteste und bequemste Weg er- 
scheinen, die Stellung der Schweiz in Kriegszeiten zu 
normiren, wenn anders, was natürlich den Ausschlag 
gab, durch diese Neutralisirung die Interessen der 
fremden Mächte an der Schweiz genügend gewahrt wer- 
den konnten. 

Die Zweckmässigkeit der Neutralisirung war aber 
für die Protektoratsmächte ebenso gross, als deren Aus- 
führbarkeit, in Folge der Disposition des abhängigen 
Staates, leicht und bequem sein musste. Die Idee, die 
Schweiz zu neutralisiren, lag, abgesehen von den Wün- 
schen der Schweiz, unter den damaligen Umständen so 
nahe, dass die Neutralisirung höchst wahrscheinlich auch 
ohne und gegen den Wunsch der Schweiz zu Stande 
gekommen wäre. Es galt, die militärischen Interessen 
sämmtlicher Mächte an der Schweiz gleichmässig zu 
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schützen, was einfacher, was bequemer, als dass mau 
dieses Land für den Fall eines Krieges den Interessen 
aller Staaten auf gleiche Weise entzog. Die Neutrali- 
sirung der Schweiz war die durch die thatsächlichen 
Verhältnisse gebotene, von denselben gerufene, auf Grund 
und unter Beibehaltung des internationalen Protektorats^ 
einzig mögliche Lösung der Schweizerfrage. Bei der 
Neutralisirung der Schweiz sind die Garantiemächte 
durchaus nur von ihren höchsteigenen Interessen ge- 
leitet gewesen. Wenn trotzdem hie und da im Ver- 
kehre der Schweiz mit ihren Protektoren von diesen 
grosses Gewicht gelegt wird auf den Wunsch der 
Schweiz, neutral zu sein, so kann das uns in unserem 
Urtheil über die damalige Stellung der Schweiz nicht 
irre machen. Die Garantiemächte waren mehr bedacht 
auf thatsächliche Erfolge ihrer Macht, als auf deren für 
ihren Vasallen verletzenden Schein. Sie sprachen in 
der Neutralitätsfrage oft von den Interessen der Schweiz, 
und anerkannten scheinbar deren Ansprüche, eben weil 
die Schweiz mit ihren eigenen Wünschen den Forder- 
ungen der Mächte zuvorkam. Dadurch wurde die 
Schweiz indirekt angetrieben, sich den Absichten und 
Plänen ihrer Protektoren in direktester Weise dienstbar 
zu machen. Wenn die Schweiz in anderen Angelegen- 
heiten ihren unterthänigen Wunsch wirklich bis zu einem 
schwachen Willen erheben wollte, um gegenüber den 
Interessen der Alliirten und deren Forderungen ihre ei- 
genen Vor- und Nachtheile geltend zu machen, hielten 
die gnädigen Herren mit demjenigen Tone nicht zurück, 
der ihrem Verhältniss zum eingebildeten Unterthanen 
entsprach^). 



*) lieber eine Reklamation, die die eidgenössischen Gesandten 
am Wienercongress sub 24. März 1815 den Mächten darüber 
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Die erste wichtige Schlussnahme der Mächte be- 
treffend die Neutralität der Schweiz war die Deklaration 
vom 20. März 1814. Diese lautet: 

Declaration: 
Les Puissances appelees ä intervenir dans Tarrange- 
ment des affaires de la Suisse pour l'execution de 
Farticle VI du Traite de Paris du 30 mai 1814, ayant 
reconnu que Tint^ret g6neral reolame en faveur du 
Corps helvetique Tavantage d'une neutralite perpetuelle, 
et voulant par des restitutions territoriales et des ces- 
sions lui fournir les moyens d'assurer son independance 
et maintenir sa neutralite. 



eingereicht hatten, dass in der Declaration vom 20. März vom 
Veltlin und den schweizerischen Gebietsanspriichen gegen Frank- 
reich keine Erwähnung gethan sei, gingen die Vertreter der 
Mächte mit folgender, verletzenden Erklärung zur Tagesordnung 
über : „Monsieur le Prince de Metternich a mis sous les yeux 
de Messieurs les Pl^nipotentiaires la röponse en date du 24 
mars , que les Envoyes de la Confederation suisse lui ont 
adressee, sur la communication qui leur avait ete faite au nom 
des huit Puissances, de la Declaration du 20 de ce mois. 

II a et6 observe que la röponse des Envoyes suisses ren- 
ferme plusieurs expressions inexactes, surtout en ce que les dits 
Envoyes semblent ne pas envisager dans la communication qui 
leur a 6te faite pour etre transmise a la Diete, une Declaration^ 
mais, disentils, „l'acte du traite que proposent les hautes Puis- 
sances ä la Confödöration, tandis quHl resulte, non seulement de 
toute Ja marche d^ V Intervention des Puissances dans les affaires 
de la Suisse, mais aussi des ouvertures officielle« des Ministres 
suisses eux-memesj qu'oa n'a pu reconnaitre en eux la qualitö de 
pouvoir adherer ou ne pas adh^rer ä. la dite Declaration". 
Diese Sprache ist deutlich und muss auch den optimistischten 
Beurtheilern jener Zeiten jede Illusion über die traurige Rolle 
benehmen, die unser Vaterland damals spielte. Siehe Hilty 
Jahrbuch 1887, p. 344. 
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Apres avoir recuilli toutes les iaformations sur les 
interets des differents cantons, et pris en consideration 
les demandes qui leur ont ete adressees par la Lega- 
tion helvetique 

Declarent: 

Que, d^s que la Diete helvetique aura donne son 
accession en bonne et due forme aux stipulations ren- 
fermees dans la presente transaction, il sera fait un 
acte portant la r^connaissance et la garantie de la 
part de toutes les Puissances de la neutralite perpe- 
tuelle de la Suisse dans ses nouvelles frontieres lequel 
acte fera partie de celui qui, en execution de l'artiele 
XXXII du susdit Traite de Paris du 30 mai, doit com- 
pleter les dispositions de ce traite**^). 

Die Transaction, auf welche die Declaration Bezug 
nimmt, enthält die von den Mächten getroffenen Be- 
stimmungen, nach welchen die inneren Verhältnisse der 
Schweiz geregelt w^erden sollten und stellt namentlich 
die Grundlage für eine neue schweizerische Verfassung 
fest. Die Schweiz sollte somit erst dann die ewige und 
garantirte Neutralität zuerkannt erhalten, nachdem sie 
die Annahme der von den Alliirten erlassenen Verord- 
nungen zur Regelung ihrer inneren Zustände erklärt 
haben würde. 

Nach einigem Widerstreben erklärte die Tagsatzung 
in dem acte d'accession ä la Declaration du congres de 
Vienne^) vom 27. Mai 1815 ihre Zustimmung zur Trans- 
action. Gestützt darauf verlangten und erlangten die 
Vertreter der Schweiz auf dem II. Pariserfrieden die 
Anerkennung und Garantie der bereits versprochenen. 



M Hilty Jahrbuch 1887, p. 338. 
2) Hilty Jahrbuch 1887, p. 364. 
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ewigen Neutralität, die inzwischen von den AUiirten, 
im abermaligen Kampfe gegen den von Elba zurückge- 
kehrten Verbannten, wieder eigenmächtig verletzt wor- 
den war. Die betreifende Erklärung , unterzeichnet 
von den Vertretern von Oesterreich, Frankreich, Gross- 
britannien, Portugal, Preussen, Russland, lautet wie 
folgt : ') 



*) Diese Neutralitätsurkunde ist überschrieben : ,,Reconnais- 
sance et garantie de la neutralitö perpetuelle de la Suisse", 
ebenso ist in den Erwägungen die Rede von der Anerkennung 
und Garantie der ewigen Neutralität. Im Texte des Dispositivs 
dagegen heisst es betreffend die Garantie der Mächte blos : 
„Elles lui garantissent l'integrite et l'inviolabilitö de son terri- 
toire". Der formelle Widerspruch zwischen den Worten der 
üeberschrift und der bezüglichen Stelle in den Erwägungen 
einerseits und dem Texte des Dipositivs anderseits ist offen- 
sichtlich. Denn die zwei Begriffe Integrität und Unverletzlich- 
keit des Gebiets decken sich durchaus nicht mit dem Begriffe 
der Neutralität. Allein, wenn man in Betracht zieht, dass die 
üeberschrift der Urkunde unzweifelhaft den Gesammtzweck der 
Erklärung zum Voraus feststellt, dass in den Erwägungen von 
der Garantie auch der Neutralität die Rede ist und dass in der 
Deklaration vom 20. März der bezügliche Passus lautet : „il sera 
fait un acte portant la reconnaissance et la garantie de la part 
de toutes les Puissances de la neutralitö perpetuelle de la Suisse**, 
so ist man gezwungen, anzunehmen^ die im Dispositiv enthaltene 
Garantie der Integrität und Unverletzlichkeit des Schweizerge- 
biets bedeute nach der Ansicht der Bevollmächtigten die Ga- 
rantie der Neutralität in denjenigen Fällen, wo dieselbe durch 
widerrechtliche Angriffe auf das Scliweizergebiet oder durch 
widerrechtliche Betretungen desselben verletzt werde. Wenn 
somit die Garantie der Neutralität im Dispositiv schon nicht 
ausdrücklich erklärt ist. so muss man sie doch nach richtiger 
Interpretation für diejenigen Fälle als erklärt und gewollt be- 
trachten, in welchen das neutrale Gebiet der Schweiz verletzt 
oder bedroht wird. Das sind aber wohl auch die einzigen Fälle 
von Neutralitätsverletzungen, in welchen die schweizerischen 
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^L'acc^ssion de la Suisse ä la d^claration donn^e ä 
Yienne du vingt Mars mil huit cent quinze, par les 
Puissances Signataires du traitd de Paris, ayant 6te 
dünient notifiee aux Ministres des Cours Imperiales et 
Royales parl'acte de la Dihte Helv^tique du vingt-sept 
Mai suiTant, rien ne s'opposait k ce que l'acte de la 
reconnaissance et de la garantie de la ncutralit6 per- 
petuelle de la Suisse dans ses nouvelles frontieres fut 
fait conform^ment ä la deelaration susdite. Mais les 
Puissances ont jug^ convenable de suspendre jusqu'ä 
ce jour la signature de cet acte, k cause des ehange- 
tnens, que les ^v^nemens de la guerre et les arrange- 
mens, qui devaient en etre la suite, pouvaient apporter 
aux limites de la Suisse, et des modifications, qui pou- 
vaient aussi en resulter dans les dispositions relatives 
au territoire associe au bienfait de la neutralite du 
Corps Helvötique. 

Ces changemens se trouvant determines par les 
stipulations du trait6 de Paris de ce jour, les Puissances 
Signataires de la deelaration de Vienne du vingt Mars 
fönt, par le present acte, une reconnaissance formelle 
et authentique de la neutralite perp^tuelle de la Suisse, 
et Elles lui garantissent Tintegrite et Tinviolabilit^ de 
son territoire dans ses nouvelles limites, telles qu'elles 
Bont fix^es, tant par Facte du Congr^s de Yienne que 
par le trait^ de Paris de ce jour, et telles qu'elles le 
seront ult^rieurement, conform^ment k la disposition du 
protocole du 3 November ci-joint en extrait, qui stipule 
en faveur du Corps helvetique un nouvel accroissement 



Auhänger der garantirten Neutralität eine Intervention der Mächte 
begehren, und in welchen diese eine solche Intervention eintreten 
lassen würden. 
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-de territoire k prendre sur la Savoie, pour arrondir et 
desenclaver »le canton de Genfeve. Les Puissances re- 
eonnaissent et garantissent egalement la neutralit^ des 
parties de la Savoie, design^es par l'acte du Congres 
de Vienne du 29 Mars mil huit cent quinze et par le 
traite de Paris de ce jour, comme devant jouir de la 
neutralite de la Suisse de la meme manifere, que si 
elles appartenaient ä celle-ci. 

Les Puissances Signataires de la declaration du 
vingt Mars r^connaissent authentiquement par le pre- 
flent acte, que la neutralite et Tinviolabilite de la Suisse 
et son independance de toute influence etrangöre sont 
dans les vrais interets de la politique de FEurope 
entifere. 

Elles declarent, qu'aucune induction d^favorable 
aux droits de la Suisse, relativement ä sa neutralite et 
ä rinviolabilite de son territoire, ne peut ni ne doit 
etre tiree des ^v^nemens, qui ont amene le passage des 
troupes alliöes sur une partie du sol helvetique. Ce 
passage, librement consenti par les Cantons dans la Con- 
vention du vingt Mai, a ete le resultat necessaire de 
Tadhesion franche de la Suisse aux principes manifestes 
par les Puissances Signataires du traite d'AUiance du 
25 Mars. 

Les Puissances se plaisent ä reconnattre, que la 
conduite de la Suisse, dans cette circonstance d'6preuve 
a montr^, qu'elle savait faire de grands sacrifices au 
bien gen^ral et au soutien d'une cause, que toutes les 
Puissances de TEurope ont defendue ; et qu'enfin la 
Suisse etait digne d'obtenir les avantages qui lui sont 
assur^s, soit par les dispositions du Congrfes de Vienne, 
soit par le traite de Paris de ce jour, soit par le pre- 
sent Acte, auquel toutes les Puissances de l'Europe 
sont invitees ä acceder. 
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En foi de quoi la präsente Declaration a ete faite 
et signee k Paris le 20 Novembre de Tan de gräce 
mil huit Cent quinze". 

Was für ein juristisches Geschäft ist diese Erklär- 
ung? Die Schweiz sowohl, als die einzelnen Signatar- 
mächte haben diese also erklärte, ewige und garantirte 
Neutralität als auf einem Vertragsverhältniss beruhend 
angesehen, indem sie die Wienerdeclaration und die 
Accessions - Acte als Leistung und Gegenleistung hin- 
stellten : so die Schweiz beim Durchmarsch der AUiirten 
1815, so die Grossmächte Eingangs der citirten Neu- 
tralitätserklärung selbst, so Oesterreich noch anno 1848*). 

Vor Allem muss aber gegen diese Auffassung ein- 
gewendet werden, dass die Declaration durchaus keine 
Offerte zu freier Annahme oder Verwerfung, sondern 
nichts anders war, als ein Befehl, dem die Mächte unter 
allen umständen Nachachtung verschafft haben würden. 
Von einem vertragsfähigen Willen kann bei der An- 
nahme der Transaction durch die Schweiz nicht die 
Bede sein, hatte sie ja doch thatsächlich eben die Be- 
fugniss an die Mächte bereits verloren, deren Ausübung 
durch die Mächte sie gutheissen sollte, nämlich die Be- 
fugniss, in ihrem Innern Recht und Ordnung zu schaffen^). 



^) Siehe den Wortlaut dieser Note Oesterreichs vom 18. 
Januar 1848 bei Hilty Sonntagsblatt des Bund, 1889, No. 2. 

2) Siehe Anmerkung 1, pag. 122: 

Die Mächte stellen in dem erwähnten Beschluss betreffend 
die Reklamation der schweizerischen Gesandtschaft die Vertrags- 
fiihigkeit derselben ausdrücklich in Abrede : tandis qu'il rösulte 
non seulement de toute la marche de l'intervention des Puis- 
sances dans ies Affaires de la Suisse, mais aussi des ouvertures 
officielles des ministres suisses eux-memes, qu'on n'a pu recon- 
naitre en eux la qualit^ de pouvoir adherer ou ne pas adherer 
ä la dite Declaration. 

Siehe auch pag. 115 oben. 
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Man kann hier auch nicht sagen : coactus voluit 
sed voluit. Diese Argumentation trifft nur dann zu, 
wenn die augenblickliche , nicht widerstehliche Ge- 
waltanwendung einen Ausnahmefall zum sonst freien 
Zustand des Rechtssubjectes bildet. Die Schweiz aber 
befand sich in beständiger und, bezüglich ihrer äusseren 
Lage, absoluter Abhängigkeit von den Protektorats- 
mächten und konnte nicht bindend wollen, auch wenn 
ihr das Wollen der Form nach erlaubt wurde. Diess 
war, wie wir bereits betont» im Grunde durchaus die 
Auffassung der Mächte. Dieselben erachteten sich durch 
den von der Tagsatzung in der Accessionsacte erklärten 
Willen, unter Annahme der Transaction neutral zu sein, 
auch gar nicht für gebunden, sondern erzwangen sich 
vielmehr, entgegen ihrem Versprechen, vor dem II. 
Pariserfrieden den Durchpass ihrer Truppen durch das 
Schweizer Gebiet. 

Will man aber auch die damalige Schweiz als ein 
handlungsfähiges Rechtssubject anerkennen, und in der 
Declaration der Mächte und der Accession der Tag- 
satzung einen wirklichen Vertrag erblicken, so könnte 
derselbe nicht zu Recht bestehen, sobald die Schweiz 
sich als selbstständiger Staat betrachtet, denn er wäre 
in diesem Falle für sie ein unsittlicher, darum ungül- 
tiger Vertrag — unsittlich und folglich ungültig, sowohl 
mit Bezug auf das darin der Schweiz zuerkannte Recht 
und die Pflicht neutral zu sein, als auch hinsichtlich der 
von der Mächten darin übernommenen Pflicht, die schwei- 
zerische Neutralität zu v^rtheidigen : 

Wenn einem Staate ein laut Völkerrecht allen 
selbstständigen Staaten zustehendes Recht — in diesem 
Falle das Recht neutral zu sein — in einem Vertrage 
zugesichert wird, so setzt dies voraus, dass der betref- 
fende Staat den anderen Staaten nicht ebenbürtig ist^ 

9 
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dass man durch diesen Vertrag seine unvollkommene 
Souveränetät nach der betreffenden Richtung hin er- 
gänzen wolle. Nun darf aber kein wirklich selbststän- 
diger Staat — auch nicht die selbstständige Schweiz — 
sich auf Verträge berufen, die seine Abhängigkeit von 
anderen Staaten zur Voraussetzung haben. 

Soll ein Staat in der Ausübung eines Rechtes — 
in diesem Falle des Rechtes neutral zu sein — auf 
unbestimmte oder gar ewige Zeiten von anderen Staaten 
geschützt werden, so anerkennt damit der betr, Staat, 
dass er überhaupt nicht fähig und im Stande ist, ein- 
zelne seiner Rechte — in diesem Falle die Neutralitäts- 
rechte — selbst zu vertheidigen. Ein solcher offiziell 
zur Eenntniss aller anderer Staaten gebrachter Mangel 
an Selbstbewusstsein ist durchaus unverträglich mit dem 
Ansprüche auf volle Souveränetät. Der Begriff der 
Souveränetät ist ein für alle souveränen Staaten fest- 
stehender : alle souveränen Staaten haben die gleichen 
souveränen Rechte. Aber auch die Pflicht ist für alle 
souveränen Staaten ganz gleich gegeben, alle ihre Rechte 
selbst zu vertheidigen. 

Ebenso widerspricht es dem eigentlichsten Wesen 
der Souveränetät, dass ein Staat das wichtigste aus der 
Souveränetät fliessende Recht , das Recht Krieg zu 
fuhren, auf unbestimmte oder gar ewige Zeiten, sei es 
auch nur in einer ganz bestimmten Art von Fällen — 
hier während der Kriege zwischen anderen Staaten — 
durch einen Vertrag, welcher Form immer, aufgeben 
könne. Völkerrechtliche Verträge, welche auf die gänz- 
liche oder theilweise Aufhebung der staatlichen Selbst- 
bestimmung gehen, bezw. welche wichtige Souveräne- 
tätsrechte auf unbestimmte oder gar ewige Zeiten 
suspendiren, bezw. aufheben, sind ebenso unsittlich vom 
Tölkerrechtlichen Standpunkte aus, als privatrechtliche 
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Verträge, laut welchen sich Jemand seiner unveräus- 
serlichen, rechtlichen Persönlichkeit ganz oder zum Theil 
begeben möchte. Nur der Unterschied besteht zwischen 
den beiden Fällen, dass die Veräusserung und Be- 
schränkung der privatrechtlichen Persönlichkeit in civili- 
sirten Staaten durch zwingendes Qesetz verboten und 
ipso jure nichtig ist, während das Selbstbestimmungs- 
recht eines Staates durch keine Rechtsnorm bezüglich 
unerlaubter Bechtsgeschäfte gewahrt oder demselben 
zurückgegeben, sondern nur durch die eigene Kraft des 
betreffenden Staates forterhalten bezw. von diesem wie- 
der erlangt wird. 

Nach dem, was wir oben im Allgemeinen über das 
Terhältniss der Schweiz zu den Mächten gesagt, wäre 
«s übrigens nicht nothwendig gewesen, die Unmöglich- 
keit eines speziellen, über das Protektorat hinaus gül- 
tigen Rechtsgeschäftes zwischen den Protektorats-Staaten 
und dem unter ihrem Protektorat stehenden Staate 
nachzuweisen. Jene Collectiverklärung der Mächte konnte 
nichts Anderes sein, als ein Vertrag zwischen den Con- 
-gressmächten über die Schweiz oder wenn man will, 
die auf einem solchen Vertrag beruhende Verordnung 
derselben zur Regelung der Stellung der Schweiz in 
künftigen Kriegen. Sie betraf die Schweiz nur als Ob- 
ject; sobald diese selbstständig und als Object von 
Verträgen oder Bestimmungen anderer Staaten unmög- 
lich wurde, weil deren Herrschaft entzogen, musste die 
^arantirte, ewige Neutralität für die Schweiz jede Be- 
deutung verlieren. Als ein natürlicher Ausfluss und 
eine Forderung zugleich des faktischen Protektorates 
der Congressmächte über die Schweiz konnte diese Neu- 
tralisirung der Schweiz nur so lange währen, als jenes 
Protektorat fortdauerte. 

Ob die Abhängigkeit der Schweiz fortbestehen oder 
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ob diese ihre Selbstständigkeit wieder erlangen würde, 
das war, wie gesagt, lediglich eine Machtfrage, welche, 
die Ereignisse der Folgezeit glücklicherweise zu Gunsten 
unseres Vaterlandes beantworteten. 

Die Freiheit und Unabhängigkeit war nicht für 
immer dabin. Verhältnissmässig rasch erhob sich das 
Schweizervolk aus dem Pfuhl des Verfalles. Immerhin 
stand die Schweiz noch während der nächsten 18 Jahre 
unter dem Einflüsse der Grossmächte, welcher auch 
noch in den Dreissiger jähren in verschiedenen politischen 
Vorgängen zu Tage tritt und zum letzten Male an- 
lässlich des Sonderbundes, aber diessmal vergebens, 
geltend gemacht werden wollte. Als die Grossmächte, 
und in deren Namen namentlich Oesterreich, gegen un- 
sere Verfassungsänderung anno 1848 Einsprache erhoben, 
berief sich die Schweiz auf ihre Souveränetät und 
Selbstständigkeit. Ein kräftiger Entschluss und die 
augenblickliche Gunst der internationalen Verhältnisse 
brachten die Schweiz wieder in die Stellung eines selbst- 
ständigen Staates zurück, in der sie einst so glorreich 
gethront und von der sie später, infolge ihrer eigenen 
Schwäche, so tief gefallen. Mit Annahme der 48er 
Verfassung wurde unser Vaterland wieder ein selbst- 
ständiges, sich selbst gehörendes und sich selbst be- 
stimmendes Völkerrechtssubject. Von diesem Zeitpunkte 
an kann die Erklärung der Mächte über die garantirte 
und ewige Neutralität der Schweiz für die Schweiz als 
ein sie speziell betreffendes Rechtsgeschäft keinen Werth 
und keine Bedeutung mehr haben. 
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IV. Periode von 1848 bis heute. 

Der äusseren, endgültigen Veränderung der völker- 
rechtlichen Stellung der Eidgenossenschaft war die in- 
nere Stärkung des Staates vorausgegangen, welche in 
ihrer beständigen Steigerung seit dem Jahre 1815 am 
allerbesten in den zahlreichen, zuletzt weit über die 
bezüglichen Bestimmungen des Bundesvertrages ^) hinaus- 
gehenden, Militärgesetzen erkennbar ist. 

Immer stärker und allgemeiner ist seit 1848 die 
Ueberzeugung der schweizerischen Nation geworden, 
dass unser Vaterland auf keiner andern sicheren Grund- 
lage beruhen kann, als auf unserer eigenen bürgerlichen 
Tüchtigkeit und Aufopferungsßlhigkeit, dass nur die 
Waflfen unserer Soldaten in letzter Linie die Rechte 
wahren und schützen können, die wir als selbstständiger 
Staat beanspruchen. 

Die Fortschritte, die wir auf dem Gebiete unseres 
Militärwesens seit der 48er Verfassung verzeichnen kön- 
nen und die namentlich durch die 74er Verfassung in 
entscheidender Weise gefordert wurden, sind der spre- 



1) § 2 des Bundesvertrages : Zur Handhabung dieser Ge- 
währleistung (gegenseitige Gewährleistung des Gebietes, siehe 
§ 1) und zur Behauptung der Neutralität der Schweiz wird aus 
der waffenfähigen Mannschaft, eines jeden Kautons nach dem 
Verhältniss von 2 Mann auf 100 Seelen Bevölkerung ein Kon- 
tingent gebildet. (Hilty Jahrbuch 1888, p. 729 f.) 
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chendste Ausdruck unerschütterlichen Willens unsere» 
Volkes, durch seine eigene Kraft frei zu sein und in 
voller Selbstständigkeit seine eigenen Wege zu wandeln. 

Diesen ihren Willen aber hat unsere Nation seit 1848 
nicht nur durch die bereitwillige Ertragung der grossen 
Opfer, welche die militärischen Neuerungen erforderten, 
gezeigt, sondern auch durch ihr entschlossenes Auftreten 
im Momente der Gefahr, namentlich bei Vertheidigung 
ihrer Neutralität, mehrmals in erhebender Weise be- 
wiesen. 

Seit dem Jahre 1848 hat die Schweiz die gleiche 
äussere Politik, wie immer seit dem ewigen Frieden, 
verfolgt, welche darin besteht, sich in keine internatio- 
nalen Händel aus freien Stücken einzumischen und in 
Kriegen zwischen andern Staaten die Neutralität zu 
beobachten. Demgemäss hat sie jedes Bündniss mit 
anderen Staaten vermieden. Dahingegen ist die Schweiz 
seit 1848 mehr denn je auf die Möglichkeit eines Krie- 
ges, auch ganz unabhängig von ihrer neutralen Stellung, 
gefasst. Mehrere Male, so namentlich gegen Preussen 
im Jahr 1857, war sie fest entschlossen, den Krieg an- 
zunehmen, statt ungerechten Forderungen anderer Staaten 
zu entsprechen. 

Ihre Neutralität hat die Schweiz im Jahre 1848 
gegenüber Sardinien und Oesterreich *) und gegenüber 
dem badischen Aufstand^), im Jahr 1860 während de& 
Krieges Frankreichs und Sardiniens mit Oesterreich und 
namentlich im letzten deutsch-französischen Kriege von 
1870/71^) in würdiger Weise aufrecht erhalten. Durch 



*) Repertorium II, 290, 292, 2i)4. 

2) Repertorium II, 289. 

3) Les troupes frangaises internöes en Suisse 1873, rapport 
rödigö par ordre du departement militaire. 
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diese Beweise ihrer vaterländischen Tüchtigkeit und 
Kraft erwarb sie sich schnell die Achtung alier euro- 
päischen Staaten. Bei allen diesen Anlässen hat die 
Schweiz niemals um Hülfe beim Ausland nachgesucht, 
und wir würden jeden unserer Bürger mit Verachtung 
strafen, der unsere Pflicht mit anderen Staaten theilen 
oder dieselbe anderen Staaten überlassen wollte, unsere 
Neutralität zu vertheidigen • und deren Verletzungen zu 
rächen. 

Dieser heute allgemein herrschenden Anschauung, 
das» die Schweiz selbst und nur sie die Pflicht hat, 
ihre Neutralitätsrechte zu schützen, dass unser Staat in 
dieser Beziehung rechtlich nicht besser und nicht 
schlechter gestellt ist, als jeder andere selbstständige 
Staat, entspricht die thatsächlich in allen Kreisen un- 
seres Landes vorwaltende Auffassung, dass wir, so gut 
wie jeder andere selbstständige Staat, das Becht haben, 
von uns aus und ohne dabei von dritten Staaten abzu- 
hängen, neutral zu sein : Der absoluten, höchsteigenen 
Pflicht entspricht das absolute, höchsteigene Recht ; jene 
wie dieses fliesst nothwendig aus der vollen Souveräne- 
tät und Selbstständigkeit der Schweiz. 

Allein trotzdem sind heute bezüglich der höchst- 
eigenen Pflicht, die Neutralität zu vertheidigen und be- 
züglich des höchsteigenen Rechts, die Neutralität zu 
üben, aus der Thatsache unserer gänzlichen Unab- 
hängigkeit und völkerrechtlichen Freiheit noch nicht 
alle Consequenzen gezogen. So wurde noch im Jahr 
1870 in den Neutralitätserklärungen gegenüber Frank« 
reich und Deutschland Bezug genommen auf die von 
den Grossmächten auf dem II. Pariserfrieden ausge- 
sprochene Anerkennung und Garantie der schweize- 
rischen Neutralität, trotzdem die angerufenen Erklär- 
ungen für die selbstständige Schweiz speziell keinen 
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Sinn und keinen Zweck mehr, sondern nur für das 
Völkerrecht im Allgemeinen insofern eine Bedeutung 
haben können, als sie neue völkerrechtliche Grundsätze 
enthalten. Solche Inconsequenzen können, so unbedeu- 
tend und so opportun sie momentan scheinen mögen, 
mit der Zeit ernsthafte Verwicklungen und höchst nach- 
theilige Missverständnisse zur Folge haben. Jeder Staat 
mit einer offenen, klaren Politik muss sie vermeiden. 
Und so kann es auch für die Schweiz nur nützlich und 
angezeigt sein, in allen ^N^eutraUtätsangelegenheiten sich 
jeweils strikte und rückhaltslos auf den Standpunkt des für 
alleselbstständigen Staaten gleichen Völkerrechts zu stellen. 
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Sehlusswort 

Die Schweiz hat in ihrem Verhalten in der Neu- 
tralitätsfrage sowohl die Lehren der Geschichte der 
schweizerischen Neutralität zu beherzigen, als auch die 
Grundsätze des Völkerrechts zu berücksichtigen. Ir- 
gend ein Vertrag der Schweiz mit anderen Staaten 
betreflfend die Neutralität besteht heute nicht in Kraft. 

Die Geschichte der schweizerischen Neutralität 
lehrt uns : 

1) Die Schweiz hat schon vor Jahrhunderten aus 
eigenem Entschlüsse das Prinzip der Neutralität in ihre 
Politik aufgenommen und vertritt dasselbe noch heute, 
hierin geleitet und bestimmt von ihren höchsteigenen 
Interessen. 

2) In allen Zeiten hat die abhängige Schweiz, trotz 
ihrer angeblichen Unabhängigkeit, ihre Neutralität auf 
die Garantie und Anerkennung fremder Mächte gestützt, 
die thatsächlich unabhängige Schweiz dagegen ist je- 
weils aus eigenem, freiem Willen, auch trotz der fremden 
Mächte, neutral gewesen. 

3) Die starke und unabhängige Schweiz hat stets 
selbst die Anerkennung ihrer Neutralität sich zu ver- 
schaffen gewusst und nie fremde Mächte um Hülfe zur 
Vertheidigung ihrer Neutralitätsrechte gebeten. 

4) Die Garantie und besondere Anerkennung der 
Neutralität durch die fremden Mächte hat stets deren 
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Ingerenz in die innere ond änssere Politik unseres 
Staates nnd eine Minderung nn^eres nationalen Ansehens 
im Oefolge gehabt. 

b) Die Neutralität der Schweiz ist jeweilen nur 
dann anerkannt und respektirt worden, wenn die Schweiz 
im Stande und bereit war, zur Yertheidignng ihrer Neu- 
tralität Krieg zu führen. 

6) Die unabhängige Schweiz hat, nachdem sie das 
Prinzip der Neutralität in ihre Politik aufgenommen, 
höchst selten, und seit 1848 nie Yerträge betreffend 
ihre Neutralität, weder um sich zu derselben einem 
speziellen Staate gegenüber zu verpflichten , noch 
um deren Yertheidigung zu sichern, mit anderen Staaten 
abgeschlossen. Wohl aber hat die abhängige, unselbst- 
ständige Schweiz zu wiederholten Malen versucht, so- 
wohl ihre Selbstständigkeit, als auch ihre Neutralität 
durch Verträge sicher zu stellen. 

7) Die unselbstständige, schwache Schweiz hat ihre 
Neutralität stets zu einem Eechte ganz besonderer Na- 
tur gestempelt und zu einem Hort gegen alle Feinde 
und Gefahren in Krieg und Frieden aufgebauscht, die 
selbstständige, starke Schweiz dagegen hat stets erkannt, 
dass die Sicherheit, welche für uns in unserer Neu- 
tralität liegt, einzig aus unserer prinzipiellen und con- 
stanten Politik flieset und dass die constante Anwen- 
dung des Neutralitätsrechts uns durchaus nicht in 
absoluter Weise vor Kriegen mit anderen Staaten sichert. 
Bündnisse für den Fall künftiger Kriege hat die Schweiz 
seit 1848 stets vermieden. 

Aus der Natur des Völkerrechts und dessen all- 
gemeinen Vorschriften geht hervor : 

1) Die seltene, häufige oder regelmässige Anwen- 
dung des Neutralitätsrechtes von Seite eines bestimmten 
Staates hängt lediglich von dessen Politik ab. 
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Neutral kann ein Staat nur sein während eines 
Krieges zwischen anderen Staaten. Eine ewige Neu- 
tralität ist ebenso unmöglich, wie eine ewige Kriegführ- 
ung. Es kann, streng genommen, nur yon einer be- 
ständigen Neutralitätspolitik eines Staates die Rede sein. 

2) Ob ein selbstständiger Staat neutral sein d. h. 
an einem Kriege zwischen anderen Staaten theilnehmen 
soll oder nicht, darüber hat einzig der betreffende Staat 
selbst zu entscheiden. 

8) Es ist eines selbstständigen Staates unwürdig, 
sich bei der Yertheidigung seiner Rechte auf fremde 
Hülfe zu verlassen. 

4) Wenn ein Staat, um ein ihm nach Völkerrecht 
zustehendes Recht besser zu schützen, dieses Recht in 
Verträgen mit oder zwischen anderen Staaten sich ga- 
rantiren lässt, so erlangen mit dem Vertragsabschluss 
der oder die garantirenden Staaten erhöhtes Interesse 
an der und naturgemäss erhöhten Einfluss auf die dies- 
bezügliche Politik des in seinem Rechte garantirten 
Staates. 

Garantieverträge, welche dritte Staaten unterein- 
ander über die Neutralität oder andere völkerrechtliche 
Zustände eines Staates abschliessen, setzen, um irgend 
eine rechtliche Wirkung haben zu können, voraus, dass 
der also garantirte Staat nach der betreffenden Richtung 
hin von den garantirenden Staaten beherrscht werde, 
von ihnen abhänge. 

5) Der einzig wirksame Schutz alles Völkerrechts 
ist in letzter Linie der Krieg. Die Neutralitätsreohte 
können in dieser Hinsicht keine Ausnahme machen. 

6) Verträge, welche einen Staat zur Neutralität 
während eines bestimmten Krieges oder während einer 
Reihe von Kriegen verpflichte(n, sind durchaus möglich 
und unter Umständen auch zweckmässig. Verpflichtet^ 
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solche Verträge einzugehen, ist kein unabhängiger Staat. 
Solche Verträge haben für einen Staat, der von sich 
aus, prinzipiell und unabhängig vom Willen anderer 
Staaten, neutral sein will, keinen Zweck. Ein Vertrag, 
der einen Staat auf ewige Zeiten in allen möglichen 
Fällen zur Neutralität yerpflichtet, ist mit dessen Selbst- 
ständigkeit und Souveränetät unverträglich. 

7) Die regelmässig und prinzipiell beobachtete Neu- 
tralität schliesst die Möglichkeit durchaus nicht aus, 
dass irgend ein anderer Staat (auch ein zur Zeit mit 
anderen Staaten Krieg führender) gegen den regelmässig 
neutralen oder umgekehrt der regelmässig neutrale ge- 
gen einen anderen (auch gegen einen zur Zeit mit einem 
dritten Staat Krieg führenden), den Krieg eröffne bezw. 
eröffnen müsse. 

Im Falle eines, aus irgend einem Grunde entstan- 
denen, Krieges des regelmässig neutralen Staates mit 
einem anderen Staate ist ersterer berechtigt, Bündnisse 
und Verträge jeglichen Inhalts mit dritten Staaten ab- 
zuschliessen. Auf einen solchen Fall hin wäre es, streng 
genommen, dem regelmässig neutralen Staate erlaubt, 
schon zu einer Zeit Bündnisse mit anderen Staaten ein- 
zugehen, da der eventuelle Krieg noch nicht unmittelbar 
bevorsteht. 

Somit bestätigen die aus dem Völkerrecht gezo- 
genen Consequenzen die Lehren der Geschichte unserer 
Neutralität. Auf jene wie auf diese gestützt, bestim- 
men wir die von der Schweiz in den wesentlichsten 
Punkten der Neutralitätsfrage einzunehmende Stellung 
wie folgt: 

1) Die Schweiz soll auch in Zukunft stets ihre bis- 
herige neutrale Politik verfolgen. 

Die Schweiz soll in allen NeutralitätsföUen sich 
nach diesen zwei Grundsätzen richten, nämlich dass : 
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a) Die schweizerische Neutralität auf der Eigenart 
unseres Staates, nicht unser Staat auf einem vermeint- 
lichen, besonderen Neutralitätsrecht beruhe. 

b) Rechte und Pflichten der Schweiz als eines neu- 
tralen Staates nur während des betreffenden Krieges 
zwischen anderen Staaten, nicht aber in Friedenszeiten, 
möglich sind. Der Ausdruck „ewige Neutralität** ist, 
weil der Natur der Neutralität widersprechend, zu er- 
setzen durch „regelmässige" Neutralität. 

2) Die Schweiz soll ihre jeweilige Neutralität nur 
auf ihren eigenen Willen und auf das Völkerrecht stützen. 

3) Die Schweiz darf nicht daran denken, ihre Neu- 
tralität durch fremde Hülfe zu vertheidigen. 

4) Die Schweiz muss, um ihre Würde eines sou- 
veränen Staates zu wahren und um sich in voller Selbst- 
ständigkeit zu erhalten, von jeder besonderen Anerken- 
nung und Garantie ihrer Neutralität absehen. 

Die Schweiz soll inbesondere bei künftigen Neu- 
tralitätserklärungen sich lediglich stützen auf ihre eigene 
Befugniss und auf die Grundsätze des Völkerrechts. 
Sie soll das Ausland nicht mehr durch Anrufung der 
Garantie- und Ewigkeitserklärung des II. Pariserfriedens 
an eine traurige Zeit nationalen Elends und auslän- 
discher Ingerenz erinnern. 

5) Die Schweiz soll jeden Augenblick bereit sein, 
zum Schutze ihrer bedrohten oder zur Rächung ihrer 
verletzten Neutralität Krieg zu führen. 

6) Die Schweiz hat kein Interesse daran, Verträge 
mit anderen Staaten abzuschliessen, in denen diese sich 
verpflichten, ihre Neutralität zu respektiren und in wel- 
chen sie sich zur Beobachtung der Neutralität den be- 
treffenden Staaten gegenüber verbindlich macht, denn 
diese beiden Stipulationen sind unnöthig : Kraft Völ- 
kerrechts muss die Neutralität eines jeden Staates, und 
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flo auch der Schweiz, respektirt werden, und dass die 
Schweiz, allen Staaten gegenüber die Neatralitat zu 
üben Willens ist, liegt klar und unzweideutig in ihrer 
Constanten, neutralen Politik ausgedrückt. Wenn irgend 
ein Staat an diese zweifeln sollte, so hat derselbe na- 
türlich jederzeit das Recht, die Schweiz darüber anzu- 
fragen, und diese hat dann die Pflicht, sich klar und 
bestimmt zu erklären. 

So lange die Schweiz ein selbstständiger Staat ist 
und so lange sie diese yölkerrechtliche Stellung bean- 
sprucht, darf sie sich durch Verträge nicht auf ewige 
Zeiten zur Neutralität verpflichten. 

7) Die Schweiz soll für den Fall künftiger eigener 
Kriege keine Bündnisse mit anderen Staaten zum Vor- 
aus abschliessen, um in keiner Weise den Verdacht der 
Parteinahme in künftigen Kriegen zwischen anderen 
Staaten zu wecken. Dagegen soll sie im Voraus für 
sich bestimmt feststellen, welche Grundbedingungen sie, 
im Falle sie selbst in Krieg geräth, ihrem Bundesge- 
nossen gewähren kann und stellen muss. Denn die 
regelmässig von der Schweiz geübte Neutralität hindert 
die Schweiz in keiner Weise daran, im Falle eines 
Krieges die Bundesgenossenschaft eines anderen Staates 
anzunehmen. Namentlich wo die Neutralität unmöglich 
wird, ist die Schweiz auf die Bundesgenossenschaft an- 
gewiesen. Die eyentuelle Bundesgenossenschaft ist die 
drohende Kehrseite, der natürlichste Schutz der Neu- 
tralität. Die Schweiz soll daher bei jedem Anlass ihre 
feste Absicht, im Falle von schweren Neutralitätsver- 
letzungen sofort die Bundesgenossenschaft des Feindes 
des Verletzers anzunehmen, klar und unzweideutig aus- 
«prechen. 
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